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Insgesamt kommen die Deut-
schen auf 7,1 Mrd. Euro Aus-
gaben für Heimtierbedarf im 
Jahr 2023. Pino, unser Rat-
hauskater, findet, dass Hund 
und Katz‘ eine beachtliche 
wirtschaftliche Bedeutung ha-
ben. Seite 15

Gunzenhausen erwartet 
kommunale Entscheider

11. Bayerisches BreitbandForum am 17.10.2024 
in der Stadthalle Gunzenhausen

Schnelles Internet ist ein entscheidender Standortfaktor. Des-
halb liegt es letztendlich in der Verantwortung der kommuna-
len Entscheidungsträger, bestmögliche Lösungen und geeigne-
te Rahmenbedingungen zu schaffen sowie die Finanzierung des 
Netzausbaus sicherzustellen.

Das Bayerische BreitbandForum der Bayerischen Gemeinde-
Zeitung bietet gemeinsam mit unserem Mitveranstalter Bayeri-
scher Gemeindetag am 17. Oktober 2024 in der Stadthalle Gun-
zenhausen die passende Informationsplattform für kommunale 
Entscheider, Behördenvertreter und Brancheninsider.

Informationen über Forum, Fachmesse, Partner, Aussteller, 
Vorträge, Podiumsdiskussion und Programm: 
www.bayerisches-breitbandforum.de
Eintrittspreise: Kommunale Vertreter: EUR 15,-- zzgl. MwSt.
Wirtschaftsvertreter: EUR 110,-- zzgl. MwSt.
Anmeldungen: 
www.bayerisches-breitbandforum.de/besucheranmeldung 

Traditionell wird das Forum durch ein Schafkopfturnier abge-
rundet. Sowohl erfahrene Spieler als auch Neulinge sind willkom-
men. Anmeldung bitte unter: www.bayerisches-breitbandforum.
de/schafkopfturnier. Für Einsteiger werden separate Tische an-
geboten, sodass jeder teilnehmen kann.  r

Bayerisches BreitbandForum, 17. Oktober 2024,  
Stadthalle Gunzenhausen, www.bayerisches-breitbandforum.de

Breitbandausbau in Bayern: 

Herausforderungen, Chancen 
und die Rolle der Kommunen

Im Gespräch mit Constanze von Hassel, Chefredakteurin der Baye-
rischen GemeindeZeitung beleuchtet Jürgen Lück, Konzernbevoll-
mächtigter der Deutschen Telekom für die Region Süd, den Stand 
des Breitbandausbaus in Bayern. Im bundesweiten Vergleich, so der 
Experte, stünde Bayern gut da, der Weg zu flächendeckenden Glas-
faseranschlüssen berge aber noch einige Herausforderungen. Be-
sonders in ländlichen Regionen müssten Förderungen und Koope-
rationen gezielt genutzt werden, um den Ausbau zu beschleunigen. 
Zudem spiele die Nachfrage der Kunden eine zentrale Rolle bei der 
Planung und Umsetzung des Ausbaus.
GZ: Bis 2035 Glasfaser in jedes 
Haus, das hat sich die Bundere-
gierung vorgenommen. Wie re-
alistisch ist das denn überhaupt 
und wie sieht das Ziel der Tele-
kom bzgl. Bayern aus?

Vernetzungsveranstaltung im Bayerischen Landtag:

Ehrenamtliche Bürgermeister 
im Gespräch

Knapp 200 ehrenamtliche Rathauschefs aus dem Freistaat 
fanden sich im Maximilianeum zu einer großen Vernet-
zungsveranstaltung ein. Die Veranstaltung „Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister im Gespräch“, kurz BiG, bot eine 
Mischung aus thematischen Podiumsdiskussionen sowie 
verschiedenen Panels und gab breiten Raum für Diskussi-
on, Netzwerken und einen intensiven Austausch zwischen 
Kommunal- und Landespolitik.

Landtagspräsidentin Ilse Aig-
ner würdigte das unverzichtba-
re Engagement der Kommunal-

beit erbringen. Und dass Sie sich 
neben den persönlichen Dingen, 
wo einem allein schon der Kopf 

darum geht’s mir heute auch 
mit BiG: Es ist ein kleines Danke-
schön für Ihre großen Verdiens-
te im Freistaat.“

Neben Landtagspräsidentin Ilse 
Aigner nahmen unter anderem 
der Bayerische Staatsminister 
des Innern, für Sport und Inte- 
gration, Joachim Herrmann, Ab-
geordnete aller Fraktionen des 
Bayerischen Landtags, Vertre-
ter der kommunalen Spitzenver-
bände sowie zahlreiche weitere 
Expertinnen und Experten teil. 
Die Moderation des Kongresses 
übernahm der Leiter der Redakti-
on Landespolitik des Bayerischen 
Rundfunks, Dr. Achim Wendler.

10-Punkte-Katalog

Mit seiner Keynote zum Thema 
„Überlebenschancen von Kom-
munen in Zeiten knapper Haus-
haltskassen“ von Dr. Jürgen Bus-
se, Geschäftsführer der Baye- 
rischen Akademie für Verwal-
tungs-Management, und einem 
Podiumsgespräch über aktuel-
le haushälterische Herausfor-
derungen startete der fachliche 
Teil des Kongresses. Busse legte 
dabei einen 10-Punkte-Katalog 
mit Erwartungen der Kommu-
nen an den Bayerischen Landtag 
vor. Darin wird die Einbindung 
von Vertretern der kommuna-
len Spitzenverbände zu aktuel-
len kommunalen Themen, et-

Landtagspräsidentin Ilse Aigner begrüßte im Maximilianeum knapp 
200 ehrenamtliche Bürgermeisterinnen und Bürgermeister. 
 Bild: Matthias Balk/Bayerischer Landtag

wa in Form von Runden Tischen, 
ebenso gefordert wie die Stär-
kung der kommunalen Selbst-
verwaltung, d.h. Abbau von  
Bürokratie, Kontrollpflichten, 
Dokumentationspflichten, und 
neuen Standards 

Neben der Erhöhung des kom-
munalen Anteils am allgemeinen 
Steuerverbund (derzeit 12,75 
Prozent), der Beteiligung an ln-
vestitions- und Betriebskosten 
von Kinderbetreuungseinrich-
tungen und der Wahrung des 
Konnexitätsprinzips (z.B. Ände-
rung des Schulfinanzierungs-
gesetzes zur digitalen Bildung) 
sind laut Busse die Sicherung der 
Krankenhausfinanzierung bei 
Umsetzung des Lauterbach-Kon-
zepts und die Gewährleistung 
der Gesundheitsversorgung im 
ländlichen Raum zwingend not-
wendig. Darüber hinaus nannte 
er die Unterstützung der Kom-
munen beim Klimaschutz (z.B. 
Wärmenetz, Förderung von Be-
teiligungsmodellen bei Anlagen 
zur regenerativen Erzeugung), 
die Unterstützung der Kommu-
nen bei der Umsetzung der Di-
gitalisierung (weniger ist mehr), 
die Vereinfachung des Vergabe-
rechts sowie die staatliche Fi-
nanzierung der Aufnahme und 
Integration von geflüchteten 
Menschen.

Erneut Spitze beim FAG

Bayerns Innen- und Kommu-
nalminister Joachim Herrmann 
verwies darauf, dass der kom-
munale Finanzausgleich 2024 
trotz angespannter Haushalts-
lage erneut ein Spitzenniveau 
erreichen konnte. Neben ver- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

politiker. In rund 800 Gemein-
den stünden ehrenamtliche Bür- 
germeister an der Spitze der 
Kommunalverwaltung und ge-
stalteten die Zukunft ihrer Hei-
mat mit. „Ihr Einsatz ist nicht 
nur für die hohe Lebensqualität 
in Bayern entscheidend. Er ist 
auch entscheidend für die Zu-
friedenheit mit unserer Demo-
kratie“, erklärte Aigner und er-
gänzte: „Sie pflegen das Wurzel-
werk der Demokratie, gemein-
sam mit den rund 37.000 Frauen 
und Männern in den Gemeinde-
räten und Kreistagen, die dort 
ehrenamtlich tätig sind. Und 
nur wenn die Wurzeln gesund 
sind, können in der Höhe Trie-
be sprießen und Blüten wach-
sen. Das ist Ihre Leistung, die Sie 
in der Regel neben Ihren Jobs, 
neben Familien- und Pflegear-

schwirren kann, dann noch um 
das Gemeinwohl kümmern, das 
hat Anerkennung verdient. Und 

Markus Beckmann, Jürgen Lück  und Peter Roll, Deutsche Tele-
kom, auf dem BreitbandForum 2023. Bild: Jessica Kassner

Lück: Das Zielbild ist ein Netz 
ganz aus Glas. Da sind sich al-
le einig. Wann das erreicht wird, 
hängt von vielen Faktoren ab, wie 
ausreichenden Tiefbaukapazitä-
ten und Fachkräften. Auch das 

wirtschaftliche Umfeld spielt eine 
Rolle. Und besonders wichtig ist 
die Bereitschaft der Kunden, Glas-
faseranschlüsse zu buchen. Der 
Kunde ist der Architekt des Net-
zes. Seine Nachfrage bestimmt 
wesentlich die Ausbaugeschwin-
digkeit. Wir haben derzeit in Bay-
ern eine Auslastung im Glasfaser-
netz von etwa über 20 Prozent. 
Das ist deutlich über dem bundes-
weiten Durchschnitt. Zeigt aber 
trotzdem, dass hier noch Luft 
nach oben ist.
GZ: Seit 2022 ist immer weni-
ger Geld im Topf der Bundesför-
derung für den Gigabitausbau. 
Was 2025 noch bewilligt wird, 
ist unklar. Was bedeutet das für 
die Strategie der Telekom?

Lück: Förderung ist ein zwei-
schneidiges Schwert. Sie hilft in 
Gebieten, die wirtschaftlich nicht 
erschlossen werden können. Doch 
sie kann auch falsche Anreize set-
zen und Prozesse auslösen, die nie-
mandem nutzen. Der größte För-
dertopf ist sinnlos, wenn es nicht 
genügend Ressourcen bei Pla-
nung, Genehmigung und Umset-
zung gibt. Die knappen Ressour-
cen steigen dann lediglich im Preis. 
Es geht aber nicht schneller voran.
GZ: 60 Prozent der Einwohner 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Landkreise am Limit
Die Schieflage der Kommunalfinanzen in Bayern hat im 1. Halb-
jahr 2024 mit rd. 5 Mrd. einen neuen Negativrekord erreicht. Kos-
tentreiber bei den Landkreisen ist vor allem der soziale Bereich, 
der überwiegend der Bundesgesetzgebung entspringt.

Der Präsident des Bayerischen 
Landkreistags, Landrat Thomas 
Karmasin, in der Sitzung von 
Präsidium und Landesausschuss 
des Verbands dazu: „Unsere 
Aufgaben werden immer mehr, 
komplexer und teurer. Das gilt 
insbesondere für den sozialen 
Bereich und die Jugendhilfe, wo 
die Ausgaben förmlich explo-
diert sind  

Allein im Jahr 2022 sind die 
Ausgaben der Landkreise in 
der Kinder- und Jugendhilfe um 
knapp 6 Prozent auf über 1,2 
Mrd. Euro angestiegen. Die Aus-
gaben für die Eingliederungshil-
fe in Bayern haben sich 2023 so-
gar um über 8 Prozent auf mehr 
als 3,8 Mrd. Euro erhöht. Die-
se Ausgabendynamik setzt sich 
aufgrund von bundesgesetz-
lichen Vorgaben ungebremst 
fort. Dabei sind die Landkreise 
bereits u.a. durch die Defizite 
der Krankenhäuser und im Be-
reich des ÖPNV erheblich belas-
tet. Bund und Freistaat beschlie-
ßen immer mehr Aufgaben, die 
die Landkreise erledigen sollen. 
Das gilt allerdings nicht für den 
finanziellen Ausgleich dieser 

Mehrbelastungen. Das Prinzip 
„Wer anschafft, der zahlt“ muss 
wieder mit Leben gefüllt wer-
den.“  r

http://www.gemeindezeitung.de
http://www.bayerisches-breitbandforum.de
http://www.bayerisches-breitbandforum.de/besucheranmeldung
http://www.bayerisches-breitbandforum.de/schafkopfturnier
http://www.bayerisches-breitbandforum.de/schafkopfturnier
https://www.bayerisches-breitbandforum.de/
https://www.bayerisches-breitbandforum.de/


Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG

Bürgermeister Ludwig Eisenreich 
Gemeinde Berching  

am 11.10.

Bürgermeister Waldemar Brohm 
Gemeinde Margetshöchheim  

am 20.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Mirko Kujath  

Gemeinde Mickhausen  
am 16.10.

Bürgermeister Thomas Gasser 
Markt Teisendorf  

am 17.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Carsten Joneitis 

Gemeinde Oberhaid  
am 11.10.

Bürgermeister Martin Bernold 
Markt Schondra  

am 13.10.

Bürgermeister Wolfgang Hörl  
Gemeinde Schwabhausen  

am 20.10.

Bürgermeister Thomas Eigstler 
Markt Wiggensbach  

am 20.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Kreß  

Gemeinde Karlstein am Main  
am 17.10.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Aus dem bayerischen Kabinett:

Erfolgszahlen und Warnzeichen
In den jüngsten Ministerratssitzungen nahmen u.a. die Themen 
Cybersicherheit, die Erneuerbare Energien-Strategie sowie der Er-
halt einer leistungsfähigen Infrastruktur breiten Raum ein. Ange-
sichts des jüngsten Brückenteileinsturzes der Dresdner Carola-Brü-
cke erklärte Staatskanzleichef Dr. Florian Herrmann, die Brücken 
an Bundes- und Staatsstraßen im Freistaat seien in einem besse-
ren Zustand als in anderen Ländern. Weniger als drei Prozent der 
Bauwerke würden demnach aktuell so eingeschätzt, dass bald ge-
handelt werden muss. Bayern habe seine Hausaufgaben gemacht.

„In Bayern können sich die 
Menschen sicher fühlen“, be-
tonte Herrmann. Alle 11.500 
Brücken, für die der Freistaat 
zuständig ist, würden regelmä-
ßig geprüft. Mit seinen 19 Staat-
lichen Bauämtern mit Straßen-
bauaufgaben sei Bayern hierfür 
sehr leistungsfähig aufgestellt. 
Erforderliche Maßnahmen vor 
Ort würden schnell erkannt 
und abgearbeitet. In den ver-
gangenen zehn Jahren habe die 
Staatsregierung die Mittel für 
die Bauwerkserhaltung an Bun-
des- und Staatsstraßen konti-
nuierlich erhöht. Jährlich stün-
den 100 Millionen Euro für die 
Bauwerkserhaltung an Bundes-
straßen sowie 85 Millionen Eu-
ro für die Bauwerkserhaltung an 
Staatsstraßen zur Verfügung.

Bund muss Brücken sanieren

Auch der Bund müsse ver-
stärkt seine Brücken in den 
Blick nehmen, erklärte Herr-
mann. „Es ist ein Warnzeichen, 
wenn Experten jede zehnte Au-
tobahnbrücke mit ‚nicht ausrei-
chend‘ bewerten.“

Über die Erneuerbare-Ener-
gien-Strategie der Staatsregie-
rung informierte Bayerns Wirt-
schafts- und Energieminister 
Hubert Aiwanger. Sie ist Be-
standteil des Energieplans Bay-
ern 2040 und fokussiert den 
systematischen Ausbau der So-
lar-, Wind- und Bioenergie, der 
Geothermie sowie der Wasser-
kraft in Bayern. Das strategi-
sche Gesamtkonzept zeigt Wege 
auf, um im Bereich der Energie-
versorgung das Ziel der Klima-
neutralität 2040 zu erreichen. 
Laut Aiwanger rangiert Bayern 
bei den meisten Erneuerbaren 

Energien bundesweit auf Platz 
eins. „Mit unserer Strategie set-
zen wir ehrgeizige Ziele, um ei-
nen weiteren dynamischen Aus-
bau zu gewährleisten.“

Bayern ist PV-Spitzenreiter

Bei der Photovoltaik (PV) soll 
bis zum Jahr 2040 eine installier-
te Leistung von 80 bis 100 GW 
erreicht werden. Bayern ist seit 
Jahren in Deutschland unange-
fochtener PV-Spitzenreiter. Rund 
1,1 Millionen PV-Anlagen mit ei-
ner installierten Solarleistung 
von rund 25,0 Gigawatt (GW) 
sind im Freistaat in Betrieb.

1.000 neue Windräder

Bei der Windenergie ist ein 
Zubau von 1.000 neuen Anla-
gen bis 2030 geplant. Anschlie-
ßend soll die dann erreichte ho-
he jährliche Zubaurate weiterge-
führt werden. Aiwanger zufolge 
ist seit der Öffnung der 10H-Re-
gel im November 2022 eine kla-
re Trendwende mit Planungen 
und Initiativen für den Bau von 
500 neuen Windenergieanlagen 
sichtbar. Die aktuelle Pipeline sei 
gut gefüllt mit 143 beantragten 
und noch nicht genehmigten so-
wie zusätzlich 66 genehmigten, 
aber noch nicht im Betrieb be-
findlichen Windenergieanlagen. 
Derzeit sind in Bayern 1152 Wind- 
räder mit einer kumulierten, 
installierten Leistung von rund 
2,66 Gigawatt in Betrieb.

Aiwanger verwies darauf, 
dass der Staatswald in Bayern 
ein großes Potenzial für die Er-
richtung neuer Windenergie-
anlagen biete. Die Bayerischen 
Staatsforsten (BaySF) würden 
den Ausbau der Windenergie 
konsequent voranbringen. Bis 
zum Jahr 2030 gingen sie von ei-
nem Potenzial von 500 WEA im 
Staatswald aus. Bereits heute 
seien über 250 Anlagen auf den 
Weg gebracht: „100 Anlagen sind 
bereits in Betrieb, 150 Wind- 
räder sind vertraglich gesichert. 
Mit diesen Anlagen können bei 
günstigen Rahmenbedingungen 
z. B. über 700.000 Haushalte mit 
nachhaltig produziertem Strom 
versorgt werden.“

Beim Windkraftausbau ver-
folgten die Bayerischen Staats-

forsten eine Zwei-Säulen-Strate-
gie, erläuterte der Minister. Der 
Schwerpunkt solle auch weiter-
hin auf der bewährten Vergabe 
von Flächen an erfahrene, leis-
tungsfähige und bürgerfreundli-
che Partner im Wege einer Ver-
pachtung liegen. Auf Grund-
lage eines wettbewerblichen 
Auswahlverfahrens würden Pro-
jektpartner gefunden, die die 
Windkraftprojekte als Vertrags-
partner der BaySF professio-
nell und mit größtmöglicher öf-
fentlicher Akzeptanz umsetzen. 
Das formale Zustimmungserfor-
dernis der Standortgemeinden 
hätten die Bayerischen Staats-
forsten durch einen Dialogpro-
zess ersetzt. Außerdem führ-
ten Bürgerentscheide gegen ei-
nen Gemeinderatsbeschluss für 
ein Windkraftprojekt nicht mehr 
zur Auflösung von Standort- 
sicherungsverträgen zwischen 
Projektpartner und BaySF. Die 
Staatsregierung erwarte dadurch 
einen zusätzlichen Schub für den 
Windkraftausbau in Bayern.

Darüber hinaus hätten die 
Staatsforsten die BaySF Bayern-
Wind GmbH als eigenes Unter-
nehmen zum Betrieb von Wind- 
energieanlagen gegründet, in-
formierte Aiwanger. Als erstes 
Projekt werde ein Windpark in 
der Gemeinde Pressig (Landkreis 
Kronach) mit neun Windrädern 
umgesetzt. Sechs davon sollen 
durch die BaySF selbst betrie-
ben werden. Zusätzlich werde 
die BaySF BayernWind GmbH im 
Rahmen eines Joint-Venture-Pi-
lotprojekts weitere Windener-
gieanlagen auf den Weg bringen.

Berichts zur Cybersicherheit

Darüber hinaus informierten 
Innenminister Joachim Herr-
mann und Finanzminister Albert 
Füracker den Ministerrat über 
die zentralen Ergebnisse des ge-

Von Zensus 2011 auf Zensus 2022:

Umstellung der  
Bevölkerungszahlen 

Am 25.06.2024 wurden mit den Ergebnissen des Zensus 2022 
neue Bevölkerungszahlen zum Stichtag 15.05.2022 veröffentlicht. 

Fürth. Die vom Bayerischen Landesamt für Statistik bereitge-
stellten Einwohnerzahlen werden gemäß Bevölkerungsstatistik-
gesetz auf Grundlage des letzten Zensus berechnet. Im Mai 2022 
wurde der Zensus erneut durchgeführt, wodurch sich die Grund-
lage der Bevölkerungsfortschreibung vom Zensus 2011 auf den 
Zensus 2022 verändert hat. 

Das Landesamt hat mit der Aktualisierung der Bevölkerungs-
fortschreibung auf Grundlage des Zensus 2022 begonnen. Dazu 
werden die zum Zensusstichtag ermittelten Bevölkerungszahlen 
monatsweise – beginnend mit dem Mai 2022 – um alle verbuch-
ten Geburten, Sterbefälle und Wanderungen fortgeschrieben. 

Während der Umstellungsphase veröffentlicht das Bayerische 
Landesamt für Statistik auf seiner Internetseite parallel sowohl 
Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung auf Basis des Zensus 
2011 als auch auf Grundlage des Zensus 2022 unter: 

https://www.statistik.bayern.de/statistik/gebiet_bevoelke-
rung/bevoelkerungsstand/index.html

Aktuell stehen Einwohnerzahlen bis zum 30.06.2023 auf Basis 
des Zensus 2022 sowie Einwohnerzahlen bis zum 30.06.2024 auf 
Basis des Zensus 2011 zur Verfügung. 

Es ist vorgesehen, dass bis Mitte 2025 die auf dem Zensus 
2022 basierenden Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung 
zum 31.12.2024 vorliegen.  r

meinsamen „Berichts zur Cyber-
sicherheit in Bayern 2024“. Da-
nach hat sich die Bedrohungs-
lage im Bereich Cybersicherheit 
im Jahr 2023 weiter zugespitzt. 
Sowohl quantitativ als auch qua-
litativ haben die Fälle im Bereich 
der Cyberkriminalität zugenom-
men, ebenso wirken globale 
Konflikte beschleunigend im Be-
reich der gezielten Verbreitung 
von Desinformation. Darüber 
hinaus sind Schwachstellen in 
Software, der immer weiter zu-
nehmende Einsatz von Künst-
licher Intelligenz sowie geziel-
te Cyberspionage, insbesondere 
vor dem Hintergrund des russi-
schen Angriffskriegs auf die Uk-
raine, zentrale Faktoren im Be-
reich der Cybersicherheit.

Auch künftig werde die Cy-
ber-Sicherheitslage im Freistaat 
von hoch dynamischen Trends 
geprägt sein, betonten Herr-
mann und Füracker. Insgesamt 
müsse mit einer weiter zuneh-
menden Komplexität und Fre-
quenz von Cyberangriffen ge-
rechnet werden, die sich auf 
Kritische Infrastrukturen, klei-
ne und mittlere Unternehmen 
sowie auch Behörden fokussie-
ren. IT-Betreiber müssten daher 
ein Auge darauf haben, dass ih-
re Infrastruktur stets den aktu-
ellen Sicherheitsanforderungen 
entspricht 

Die anhaltende Bedrohungs-
lage im Cyberraum erforde-
re weiterhin ein starkes behör-
denübergreifendes Zusammen-
wirken, hieß es. Bayern sei hier 
sehr gut aufgestellt und habe 
bereits verschiedene Maßnah-
men für mehr Cybersicherheit 
im Rahmen der Bayerischen Cy-
bersicherheitsstrategie 2.0 auf 
den Weg gebracht. Sie bilde 
die strategische Grundlage für 
die Zusammenarbeit der baye-
rischen Behörden und Einrich-
tungen mit Cybersicherheitsauf-
gaben, zu denen unter anderem 
das Landesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (LSI) als 
eigenständige Fachbehörde für 
IT-Sicherheit zählt.  DK

Scharf bei Initiative „Ältere und Arbeitswelt“:

Arbeitskräftepotenzial 
der älteren Menschen 

Der Fachkräftemangel ist in ganz Deutschland, auch in Bayern, am 
Arbeitsmarkt spürbar. Eine aktuelle Modellrechnung des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) zeigt, dass in der Gruppe 
der 55- bis 70-Jährigen bis 2035 deutschlandweit rund 1,36 Millio-
nen Vollzeitbeschäftigte gewonnen werden könnten. Das entspre-
che laut Studie umgerechnet etwa 1,5 Millionen älteren Personen.

Auf der 12. Jahresveranstal-
tung der Initiative „Ältere und 
Arbeitswelt“ unter dem Titel 
„Potenziale Älterer nutzen“ be-
tonte Bayerns Arbeitsministe-
rin Ulrike Scharf: „Unsere Wirt-
schaft kann es sich in Zeiten des 

Fachkräftemangels und demo-
grafischen Wandels nicht leis-
ten, erfahrene, motivierte älte-
re Menschen vorzeitig aufs be-
rufliche Abstellgleis zu stellen. 
Die DIW-Studie zeigt, dass die 
Gruppe der Älteren ein erhebli-
ches Arbeitskräftepotential bie-
tet. Der Schlüssel zu längerer 
und besserer Beschäftigung von 
Älteren ist, die Arbeitsbedin-
gungen so zu gestalten, dass äl-
tere Beschäftigte gerne und gut 
qualifiziert bis zum Rentenein-
tritt arbeiten können. Mit un-
serer Initiative ‚Ältere und Ar-
beitswelt‘ zeigen wir zusam-
men mit unseren Partnern, wie 
das konkret umgesetzt und 
Best-Practice-Beispiele ins Ram-
penlicht gerückt werden kön-
nen. Nachahmung dringend 
empfohlen!“

Reicher Erfahrungsschatz

Hauptgeschäftsführer des 
Bayerischen Industrie- und Han-
delskammertages Dr. Manfred 
Gößl, auf dessen Einladung hin 
die diesjährige Jahresveranstal-
tung stattfand, ergänzte: „Äl-
tere Beschäftigte sind mit ih-
rem Erfahrungsschatz eine un-
verzichtbare Stütze in den Be-
legschaften. Die Unternehmen 
sind gut beraten, wenn sie diese 
Zielgruppe durch attraktive An-
gebote bis zum Rentenalter und 
darüber hinaus im Unterneh-
men halten und auch bewusst 

bei Neueinstellungen im Blick 
haben. Frühverrentungsanrei-
ze sind gesamtwirtschaftlich der 
falsche Weg. Notwendig sind 
vielmehr attraktive Rahmenbe-
dingungen, damit sich Arbeiten 
bis zum Renteneintrittsalter und 
darüber hinaus lohnt.“

Initiative  
„Ältere und Arbeitswelt“

Mit dem Ziel, die Beschäfti-
gungssituation von älteren Mit-
arbeitern zu verbessern, hat das 
Bayerische Sozialministerium 
bereits 2011 gemeinsam mit sei-
nen Partnern die Initiative „Äl-
tere und Arbeitswelt“ ins Leben 
gerufen. Zentrale Handlungsfel-
der der Initiative sind demogra-
fieorientierte Arbeitsorganisati-
on, Gesundheitsförderung und 
-management sowie berufliche 
Weiterbildung und lebensbe-
gleitendes Lernen.  r

Herrmann, Füracker und Eisenreich: 

Geschlossen für mehr 
Cybersicherheit

Auch kleine Unternehmen und Behörden im Visier  
von Cyberkriminellen – Bayern weiterhin stark aufgestellt 

„Die Bedrohungslage im Bereich Cybersicherheit hat sich wei-
ter zugespitzt. Neben einer quantitativen und qualitativen Stei-
gerung an Fällen in der Cyberkriminalität beobachten wir, dass 
bestehende und neue globale Konflikte als regelrechte ‚Brand-
beschleuniger‘ im Bereich der gezielten Verbreitung von Desin-
formation wirken.“ Das geht nach den Worten des bayerischen 
Innenministers Joachim Herrmann aus dem Bericht zur Cybersi-
cherheit in Bayern 2024 hervor, den Herrmann gemeinsam mit Fi-
nanzminister Albert Füracker veröffentlicht hat. 

„Es ist besorgniserregend, 
dass nicht mehr nur große Un-
ternehmen, sondern vermehrt 
auch kleine und mittelständi-
sche Unternehmen sowie Be-
hörden Opfer von Cyberangrif-
fen werden“, sind sich Innenmi-
nister Herrmann, Finanzminis-
ter Füracker und Justizminister 
Georg Eisenreich einig. Darüber 
hinaus ist auch Cyberspionage, 
insbesondere vor dem Hinter-
grund des russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine, weiterhin 
eine große Bedrohung. 

Schwachstellen in  
Softwarekomponenten

„Schwachstellen in Software 
stellen nach wie vor eine glei-
chermaßen erhebliche wie un-
terschätzte Gefährdung dar. Die 
Vorfälle im letzten Jahr zeigen, 
dass die Angreifer weiterhin 
verstärkt auf nicht oder nicht 
schnell genug geschlossene 
Schwachstellen in zentralen und 
nach außen exponierten Soft-
warekomponenten abzielen“, so 
Finanzminister Füracker. „Dabei 
nehmen Cyberkriminelle zuneh-
mend auch Schwachstellen bei 
externen Dienstleistern in den 
Fokus, um dort, etwa bei War-
tungsarbeiten, Zugang zu sen-
siblen Daten zu erlangen oder 
Systeme zu kompromittieren.“

Das sogenannte Phishing, also 
Versuche, sich über gefälschte 
Webseiten, E-Mails oder Kurz-
nachrichten als ein vertrauens-
würdiger Kommunikationspart-
ner auszugeben, stellt weiterhin 
eine der prominentesten Me-
thoden im Bereich Cybercrime 
dar. Häufig bilden gezielte Kam-
pagnen, sogenanntes Spear- 
Phishing, die Basis für Cyber- 
oder Internetkriminalität. „Mit 
den neuen Möglichkeiten ge-
nerativer Künstlicher Intelligenz 
können sich Phishing-Kampa-
gnen von den Angreifern noch 
einfacher planen und überzeu-
gender vortragen lassen“, be-
tonte Innenminister Herrmann. 
Generell spielt KI im Bereich Cy-
bercrime eine immer größere 
Rolle und ermöglicht durch Deep-
fakes, also mittels KI generier-
ter Bilder, Videos oder Sprachin-
halte, neue Kriminalitätsphäno-
mene. Justizminister Eisenreich: 
„Es wird immer leichter, vor al-
lem Frauen und Mädchen mit 

Deepfake-Technologie in porno- 
grafische Fotos oder Videos ein-
zubauen. Der Bundesrat hat 
auf Initiative Bayerns eine neue 
Vorschrift zum Persönlichkeits-
schutz im Strafgesetzbuch be-
schlossen. Die Bundesregierung 
ist aufgefordert, auf die Heraus-
forderungen durch Deepfakes zu 
reagieren und das Strafrecht an-
zupassen. Für die Untätigkeit der 
Bundesregierung habe ich kein 
Verständnis.“

Behördenübergreifendes  
Zusammenwirken

„Die anhaltend hohe Bedro-
hungslage im Cyberraum erfor-
dert weiterhin ein starkes be-
hördenübergreifendes Zusam-
menwirken. Bayern ist hier sehr 
gut aufgestellt und wir werden 
uns weiterhin gemeinsam für 
mehr Cybersicherheit einset-
zen“, betonen Herrmann, Füra-
cker und Eisenreich überein-
stimmend mit Blick auf die be-
reits ergriffenen Maßnahmen.

Zahlreiche Ansprechpartner

So wurde beim Bayerischen 
Landeskriminalamt die Zentra-
le Ansprechstelle Cybercrime 
für Behörden, Unternehmen 
und Institutionen eingerichtet. 
Mit den im Jahr 2021 installier-
ten Cybercrime ‚Quick-Reacti-
on-Teams‘ gewährleistet die Po-
lizei zudem eine Rund-um-die-
Uhr-Verfügbarkeit qualifizier-
ter Fachkräfte, die rasch auf die 
teilweise existenzbedrohenden 
Gefahren für die Unternehmen 
reagieren können. Das Cyber- 
Allianz-Zentrum Bayern beim 
Bayerischen Landesamt für Ver-
fassungsschutz unterstützt als 
vertraulicher Ansprechpartner 
Unternehmen, Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen und 
KRITIS beim Verdacht eines  
Cyberangriffs mit nachrichten-
dienstlichem Hintergrund. Mit 
dem Landesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik (LSI) 
hat Bayern 2017 als erstes Bun-
desland eine eigenständige IT- 
Sicherheitsbehörde gegründet. 
Als kompetente Institution berät 
und unterstützt das LSI die Kom-
munen und öffentliche Betrei-
ber kritischer Infrastrukturen in 
allen IT-Sicherheitsfragen. So in-
formiert der kostenfreie Warn- 
und Informationsdienst des LSI 
mit tagesaktuellen Warnmel-
dungen über die neuesten Ge-
fährdungslagen und Risiken.

Darüber hinaus wurde 2015 
die Zentralstelle Cybercrime 
Bayern (ZCB) bei der General-
staatsanwaltschaft Bamberg ge-
gründet. Um die ZCB technisch 
noch besser für Ermittlungen 
auf dem Gebiet der Fake-Shops 
zu rüsten, wurde im August 
2023 zudem eine Kooperation 
mit dem Austrian Institute of 
Technology geschlossen, um ge-
meinsam den dort entwickelten 
KI-gestützten ‚Fake-Shop-De-
tector‘ für den Einsatz im Rah-
men der Strafverfolgung zu op-
timieren.

Informationen:

https://www.stmi.bayern.de/
sus/cybersicherheit/ 
sowie
https://www.stmfh.bayern.de/
digitalisierung/it_sicherheit/  r

https://www.statistik.bayern.de/statistik/gebiet_bevoelkerung/bevoelkerungsstand/index.html
https://www.statistik.bayern.de/statistik/gebiet_bevoelkerung/bevoelkerungsstand/index.html
https://www.stmi.bayern.de/sus/cybersicherheit/
https://www.stmi.bayern.de/sus/cybersicherheit/
https://www.stmfh.bayern.de/digitalisierung/it_sicherheit/
https://www.stmfh.bayern.de/digitalisierung/it_sicherheit/
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weniger als ein Jahr trennt 
uns noch von der Bundestags-
wahl am 28. September 2025. 
Während die parteiinternen 
Nominierungen der Bundes-
tagskandidaten bereits Fahrt 
aufgenommen haben, rückt 
auch für uns Kommunalpoliti-
ker ein weiteres bedeutendes 
Datum näher: die bayerische 
Kommunalwahl am 8. März 
2026. Umso wichtiger ist es, 
dass wir unsere Themen im 
Bundestagswahlkampf in den 
Fokus stellen und kommunalpolitische Themen 
Einzug in die Wahlprogramme nehmen. 

Jetzt ist der Zeitpunkt, um die Weichen für ei-
ne kommunalfreundliche Bundespolitik zu stel-
len, da die Beschlüsse des Bundes zentralen 
Einfluss auf den zukünftigen Gestaltungsrah-
men und die wichtigen Aufgabenbereiche un-

serer bayerischen Kommunen haben. Ohne den 
politischen und finanziellen Rückhalt des Bun-
des sind Herausforderungen wie überborden-
de Bürokratie, stetiger Fachkräftemangel und 
stetige Kostensteigerungen nicht zu stemmen. 

Für die KPV ist klar: Wir brauchen mehr Ge-
staltungsfreiheit vor Ort. Es darf nicht sein, 
dass den Kommunen vom Bund neue Aufga-

ben übertragen werden, oh-
ne dass diese auch angemes-
sen finanziert werden. Wenig 
praxistaugliche Bundesvor-
gaben und eine zunehmende 
Regelungsdichte gefährden 
die zukünftige Handlungsfä-
higkeit der Kommunen. Es ist 
essenziell, die Konnexität – al-
so das Prinzip „Wer bestellt, 
bezahlt“ – streng zu achten 
und neue Aufgaben nur dann 
zu übertragen, wenn sie auch 
finanziell ausreichend abgesi-
chert sind. 

Gleichzeitig muss der Büro-
kratieabbau des Bundes end-

lich ernsthaft vorangetrieben werden. Zu viele 
Vorschriften und aufwendige Genehmigungs-
verfahren lähmen die Arbeit vor Ort und ver-
zögern dringend notwendige Projekte. Wir als 
KPV fordern auch, dass die kommunalpoliti-
sche Expertise frühzeitiger in den Gesetzge-
bungsprozess des Bundes eingebunden wird. 

Und es beginnt mit den Wahlprogrammen 
der Parteien, diese müssen politische Ziele ent-
halten, die nicht nur mit den kommunalen Ebe-
nen abgestimmt, sondern auch realistisch und 
vor Ort umsetzbar sind. 

Wir Kommunalpolitiker haben es in der 
Hand, in den kommenden Monaten die Wei-
chen dafür zu stellen. Lassen Sie uns gemein-
sam dafür kämpfen, dass die kommunalen 
Themen den Platz bekommen, den sie verdie-
nen – im Fokus der anstehenden Bundestags-
wahl. Seien Sie sich sicher, die KPV wird sich mit 
starker Stimme für eine kommunalfreundliche 
Bundespolitik einsetzen.    

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Kommunale Themen 
im Fokus der  

Bundestagswahl 2025

Liebe Leserinnen
und Leser,

10. Oktober 2024

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Aktuelle Stunde im Bayerischen Landtag:

Zuwanderung und Integration  
von Arbeitskräften

In einer Aktuellen Stunde diskutierte der Bayerische Landtag 
jüngst über die Zuwanderung und Integration von Arbeitskräften 
im Freistaat Bayern. Die Debatte wurde von der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen initiiert und trug den Titel „Realismus statt Popu-
lismus: Zuwanderung steuern, Arbeitskräfte integrieren“.

Der amtierende Grünen-Frak-
tionsvorsitzende Johannes Be-
cher hob die positiven Beiträge 
der Einwanderer zur bayerischen 
Gesellschaft und Wirtschaft her-
vor. In den vergangenen Jahr-
zehnten seien hunderttausen-
de Menschen aus dem Ausland 
aus den verschiedensten Grün-
den nach Bayern gekommen, die 
sich herausragend integrierten 
und damit die Erfolgsgeschichte 
Bayerns mitgeschrieben hätten. 
Gegenüber islamistischen Ter-
roristen gebe es hingegen null 
Toleranz, betonte Becher: De-
ren Aufenthalt sei mit voller Här-
te und Konsequenz des Rechts-
staats zu beenden.

Arbeitsverbote abschaffen

Die Landtags-Grünen fordern 
seit langem, dass bayerische Ar-
beitsverbote für noch nicht an-
erkannte oder geduldete Ge-
flüchtete, die in Bayern leben, 
sofort abgeschafft werden. Dies 
müsse die Staatsregierung um-
gehend umsetzen. Darüber hin- 
aus fordern die Grünen die 
Staatsregierung dazu auf, für ei-
nen wirkungsvollen Bürokratie-
abbau in den Ausländerbehör-
den zu sorgen, deren Personal 
aufzustocken und die Digitalisie-
rung schnellstens voranzubrin-
gen, damit Arbeitsgenehmigun-
gen für Geflüchtete schneller er-
teilt werden können.

Sprachkurse

Gülseren Demirel, Spreche-
rin für Integration der Land-
tags-Grünen, verlangte berufs-
begleitende und bayernweite 
Sprachkurse. In Bayern gebe es 
etwa 135.000 unbesetzte Stel-
len und Geflüchtete, die arbei-
ten wollten. Dies müsse nun zu-
sammengebracht werden. Es sei 
Aufgabe der Staatsregierung, 
aus Flüchtlingen Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler zu ma-
chen, die nicht auf staatliche 
Unterstützung angewiesen sind. 
„Lassen wir die Leute arbeiten. 
Nur so kann sich Bayern wirt-
schaftlich weiterentwickeln“, 
machte Demirel deutlich. Wie 
Karl Straub, Integrationsbeauf-
tragter der Bayerischen Staats-
regierung, darlegte, sei humane 
Flüchtlingspolitik nur mit Steu-
erung der Zuwanderung mög-
lich. Die legale Erwerbsmigrati-
on müsse schneller gehen, Asyl 
müsse den Schutzbedürftigen 
vorbehalten sein. Dies erhöhe 
die Akzeptanz beim Großteil der 
Bevölkerung.

„Wir können mit Stolz sagen: 
Bayern ist weiterhin Spitzenrei-

ter bei der Integration von aus-
ländischen Arbeitskräften in den 
Arbeitsmarkt“, stellte Bayerns 
Innen- und Kommunalminis-
ter Joachim Herrmann fest. Die 
Anzahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten aus den 
acht wichtigsten nicht-europäi-
schen Asylherkunftsländern sei 
in den vergangenen zehn Jah-
ren von 12.940 auf 81.850 Per-
sonen angestiegen, eine Zunah-
me von 533 Prozent. „Auch die 
Zahl der ukrainischen Staatsan-
gehörigen, die einer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäfti-
gung nachgehen, ist seit Beginn 
des russischen Angriffskriegs 
um rund 25.800 auf 37.500 ge-
stiegen. Die Zahlen belegen: 
Die Menschen mit Fluchthinter-
grund kommen bei uns langfris-
tig im bayerischen Arbeitsmarkt 
an“, erklärte der Minister.

Bayern hat die höchste  
Erwerbstätigenquote  
bei Migranten

Auch die weiteren Kennzah-
len sind laut Herrmann positiv: 
„Der Freistaat hat mit 74,8 Pro-
zent die bundesweit höchste  
Erwerbstätigenquote von Men-
schen mit Migrationshinter-
grund und zudem mit neun Pro-
zent (Stand August 2024) die 
niedrigste Arbeitslosenquote 
von Ausländern, ebenso bei den 
ausländischen Frauen (10,7 Pro-
zent).“ Für den Minister ist auch 
klar: „Wir dürfen uns auf diesen 
Erfolgen nicht ausruhen, denn 
es gibt noch viel Handlungsbe-
darf. Wir haben allein in Bayern 
aktuell rund 40.000 arbeitslo-
se erwerbsfähige Ukrainer und 
Flüchtlinge aus den acht wich-
tigsten Asylherkunftsländern, 
die Bürgergeld beziehen. Um 
diese Menschen in Arbeit zu 
bringen, muss sich vor allem die 
Bundesregierung deutlich mehr 
anstrengen. Der versprochene 
Job-Turbo muss stärker zünden.“

Bayern fordert hier seit lan-
gem mehr Personal und Mittel 
für die Jobcenter, um eine stär-
kere Betreuung gewährleisten 
zu können. Herrmann sprach 
sich erneut dafür aus, neu an-
kommenden Kriegsflüchtlingen 
aus der Ukraine kein Bürgergeld 
mehr zu zahlen. „Die Motivation, 
eine Arbeit aufzunehmen und ei-
genständig für den Lebensunter-
halt zu sorgen, würde deutlich 
steigen, wenn Ukrainern Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz zustünden.“

Damit Menschen in Ausbil-
dung und Arbeit kommen und 
bleiben, unterstütze der Frei-
staat Bayern die Arbeit der 

Agenturen für Arbeit und der 
Jobcenter. „Mit den von uns ge-
förderten Ausbildungsakquisi-
teuren für Flüchtlinge und Job-
begleitern sorgen wir dafür, 
dass Geflüchtete und Betrie-
be zusammenfinden“, so Herr-
mann. „Unser Ziel ist es, das 
Förderprogramm auf 100 Stel-
len auszubauen.“

Belastungsgrenzen

Der Minister betonte jedoch 
auch die Belastungsgrenzen 
Deutschlands durch die aktuelle 
unkontrollierte Zuwanderung. 
Stark ausgelastete Ressourcen 
wie Kitas, Schulen, das Gesund-
heitssystem und bezahlbarer 
Wohnraum erforderten eine 
Begrenzung der Zuwanderung, 
um die langfristige Stabilität des 
Landes zu gewährleisten.

„Unabhängig vom Asylrecht 
muss unser Rechtsstaat dafür 
sorgen, dass in Deutschland keine 
Sicherheitslage entsteht, die zu 
einer negativen Stimmung gegen-
über den Millionen rechtschaffe-
nen und oft seit langem bestens 
integrierten und in unserer Ge-
sellschaft engagierten Menschen 
mit Migrationshintergrund führt. 
Dies können wir nur durch eine 
konsequente Sicherheitspolitik 
und eine strikte Handhabung des 
Aufenthaltsrechts gewährleis-
ten“, machte Landtagsvizepräsi-
dent Alexander Hold, Sprecher 
für Migration, Asyl und Integra-
tion der Freie Wähler-Landtags-
fraktion, deutlich.

Bleibeperspektiven  
klar formulieren

Integration gelinge zudem 
am besten, wenn die Men-
schen möglichst schnell in Lohn 
und Brot stehen. „Der Irrweg, 
die Menschen monatelang auf 
Sprachkurse warten zu lassen 
und erst nach erfolgreichem 
Kurs in Arbeit zu bringen, muss 
beendet werden  Am Arbeits-
platz lassen sich soziale Kon-
takte und Spracherwerb in der 
Regel am besten verknüpfen. 
Schutzsuchende müssen künftig 
noch schneller und unbürokrati-
scher Zugang zum Arbeitsmarkt 
erhalten“, fuhr Hold fort.

Wer sich seinen Lebensunter-
halt durch Arbeit selbst verdiene, 
sich nichts zu Schulden kommen 
lasse und die deutschen Werte 
anerkennt, müsse auch ohne all-
zu hohe Hürden eine Bleibeper-
spektive bekommen. Dies müs-
se in Zukunft noch klarer umge-
setzt werden, so der FW-Sprecher. 
„Deutschland muss sich jedoch 
künftig – wie andere Länder auch 
– einen Großteil seiner Zuwande-
rer anhand der Kriterien ‚Bedarf 
auf dem Arbeitsmarkt‘ und ‚Inte- 
gration‘ aussuchen können, um 
den Fachkräftemangel zu beheben 
und Zuwanderung in die Sozialsys-
teme bestmöglich zu begrenzen.“

Nach den Worten von Richard 
Graupner, stellvertretender AfD- 
Fraktionsvorsitzender, gibt es 
kaum qualifizierte Einwande-
rung in den Arbeitsmarkt. Drei 
Viertel aller hereingeströmten 
Syrer, Afghanen und Iraker hät-
ten keinerlei berufliche Quali-
fikation und wanderten ab in 
Sozialsysteme und Kriminali-
tät. Gleichzeitig werde das so-
genannte Bürgergeld zu fast 
50 Prozent von Ausländern be-
ansprucht. Graupner kritisier-
te die Berliner Ampelregierung 
zudem für die Erleichterung der 
„sprunghaft ansteigenden“ Ein-
bürgerungen.

Der integrationspolitische 
Sprecher der SPD-Fraktion Arif 
Taşdelen erläuterte, wie wich-
tig eine gut funktionierende In-
tegration für Bund und Freistaat 
ist: „Millionen Menschen sind 

Chronisch kranke, alte und pflegebedürftige Menschen:

Empörung über  
elektronische Patientenakte

Zur Pressekonferenz des Bundesgesundheitsministers zu der 
Einführung der elektronischen Patientenakte erklärt der Vor-
stand der Deutschen Stiftung Patientenschutz Eugen Brysch:  
„Die mehrere Milliarden Euro teure elektronische Patientenak-
te ist derzeit nichts anderes als eine digital einsehbare Papier-
sammlung. Ärztinnen und Ärzte müssen jedes einzelne Doku-
ment lesen, um die medizinisch notwendigen Informationen 
rauszufiltern. Denn die E-Akte verfügt aktuell nicht über eine 
Künstliche Intelligenz, die die Daten aufbereitet, analysiert und 
verknüpft. Ebenso profitieren chronisch Kranke, Alte und Pflege-
bedürftige nicht von der elektronischen Patientenakte. Gerade 
für diese Patientengruppe wäre es wichtig, wenn alle Altbefunde 
automatisch vorhanden wären. Doch das ist nicht vorgesehen. 
Zudem bleiben digital unerfahrene Menschen außen vor. Dazu 
gehören mehr als 20 Prozent der über 65-Jährigen. Diesen Be-
troffenen muss ein differenzierter Umgang mit ihren Daten er-
möglicht werden.“  r

erfolgreich integriert und haben 
ein Zuhause in Bayern gefun-
den. Sie sind Teil unseres wirt-
schaftlichen Erfolgs und Wohl-
stands. Auch aktuelle Zahlen 
belegen, dass Bayern die bun-
desweit höchste Erwerbstäti-
genquote bei Menschen mit 
Migrationsgeschichte hat. Des-
wegen müssen wir alles daran-
setzen, dass wir diese Erfolgsge-
schichte fortführen.“

Wegen schleppender Digitali-
sierung und Personalmangel in 
Ausländerbehörden könnten Ein-
wanderer jedoch oftmals erst 
nach langen Wartezeiten eine Ar-
beit aufnehmen. „Ein Betrieb, der 
dringend fleißige Hände und klu-
ge Köpfe braucht, kann nicht mo-
natelang warten, bis eine Arbeits-
erlaubnis ausgestellt wird. Solche 
Verfahren müssen in zwei Wo-
chen abgeschlossen sein. Genau-
so braucht es mehr Tempo bei 
der Anerkennung von Berufsab-
schlüssen und Einbürgerungen. 
Wir fordern eine ‚Fast lane‘, die 
ausländische Fachkräfte schnellst-
möglich in die Betriebe bringt“, so 
Taşdelen abschließend.  DK

„Reform ist Sargnagel der 
Vor-Ort-Apotheke“

MdB Florian Oßner sucht pragmatische Lösungen  
mit der Marien Apotheke in Neufahrn  

Noch vor der anstehenden Beratung im Deutschen Bundestag hat 
MdB Florian Oßner (CSU) den Apotheker Andreas Kulzer und sei-
nem steuerlichen Berater Theo Clotten vor Ort in Neufahrn be-
sucht, um über die anstehende Apothekenreform zu sprechen. 

Die Apotheken in Deutsch-
land stehen vor großen Verän-
derungen. So soll es neben ei-
ner Honorarreform vor allem 
eine große Strukturreform in 
der Apothekenlandschaft ge-
ben. Kulzer verwies darauf, dass 
im Besonderen die Strukturre-
form die Apotheken, die vor Ort 
für die Menschen da sind, in ih-
rer Existenz bedroht. Durch die-
se Strukturreformen soll es ne-
ben den bisherigen Apotheken 
auch eine sogenannte „Apothe-
ke light“ geben. Diese darf oh-
ne einen Apotheker betrieben 
werden und bietet nicht mehr 
den vollen Umfang der Versor-
gung. Kulzer betonte, dass die 

Apotheken in Deutschland täg-
lich bis zu 3 Millionen Kunden-
kontakte hätten: „Damit ist ei-
ne flächendeckende und quali-
fizierte Gesundheitsversorgung 

teure auf den Arzneimittelmarkt 
mitmischen, leidet die wohnort-
nahe Versorgung“. 

Honorarreform modifizieren 

Haushaltspolitiker Florian Oß-
ner konnte an einem Rechen-
beispiel von Kulzer gut nach-
vollziehen, welche Auswirkun-
gen zudem die Honorarreform 
der Ampel Bundesregierung 
für die Apotheken haben wür-
de. Am Ende sinkt der Rohge-
winn der Apotheken deutlich. 
So haftet der Apotheker so-
wohl wirtschaftlich gegenüber 
den gesetzlichen Krankenver-
sicherungen (GKV) und Zuliefe-
rern, als auch in der Frage, ob 
das Medikament für einen Pati-
enten geeignet ist. Die Apothe-
ker fordern ein Fixhonorar pro 
verschreibungspflichtiges Medi-
kament von 12 Euro. Seit 2004 
liegt dieser Betrag bei knapp 
über 8 Euro und wurde trotz ho-
her Inflation, deutlich gestie-
gener Lohnkosten sowie über-
proportional angestiegener Bei-
tragseinnahmen der GKV nicht 
angepasst. Damit sanken die Ein-
nahmen für die Apotheken vor 
Ort in den vergangenen Jahren 
bereits deutlich. Zudem zahlt ei-
ne Apotheke pro Medikament 
nochmals 2 Euro an die Kranken-
kasse als Abschlag. Oßner unter-
stütze den Vorschlag, hier eine 
Absenkung vorzunehmen. 

Bereits 2023 wurden in 
Deutschland über 500 Apotheken 
geschlossen. Derzeit ist das Land 
mit seiner Apothekendichte auf 
dem Niveau aus dem Jahr 1979. 
Wird die Reform so kommen, wie 
von Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach (SPD) geplant, 
wird sich die Lage nochmals deut-
lich verschärfen. „Die Ampel-Re-
gierung hinterlässt besonders 
im medizinischen Bereich einen 
enormen Flurschaden. Die not-
wendigen Reformen sind eine Her- 
ausforderung, aber nicht unlös-
bar. Falls das Apothekensterben 
so weitergeht, wie in den letzten 
Jahren, bricht uns viel Wertschöp-
fung und Lebensqualität in unse-
rer Heimatregion weg. Die Folge 
wären Gewinnverlagerungen zum 
ausländischen Versandhandel, 
was nicht unser Ziel sein darf“, so 
der Volkswirt Oßner.   r

V.l.: Rechtsanwalt Theo Clotten, 
CSU-Bundestagsabgeordneter 
Florian Oßner, Neufahrns Bür-
germeister Peter Forstner und 
Apotheker Andreas Kulzer wol-
len die Apotheken vor Ort erhal-
ten   BILD: Maria Rohrmeier

garantiert. Durch Versandapo-
theken und Gesundheitskioske 
könnte diese vertrauensvolle 
Beziehung aus Patienten und 
Apotheke sowie eine professio-
nelle Beratung nicht gewährleis-
tet werden. Eine Rosinenpicke-
rei käme in Gange.“ Die Apothe-
ken würden dann nur noch das 
wirtschaftliche Risiko von hoch-
preisigen und besonderen Me-
dikamenten tragen, könnten 
aber ohne das fehlende Tages-
geschäft, also die Versorgung 
der Bevölkerung mit Arzneimit-
teln, nicht mehr ihr Überleben 
sichern. Auch Clotten warnt vor 
der Strukturreform: „Die Re-
form ist der Sargnagel der Apo-
theken. Wenn immer mehr Ak-
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schiedenen Fördermitteln seien 
auch die Schlüsselzuweisungen 
um 4,1 Prozent angehoben wor- 
den, rund 2,8 Milliarden Euro 
gingen dabei an die Gemein-
den. „Zur allgemeinen Stärkung 
der kommunalen Investitions-
kraft erhalten die bayerischen 
Gemeinden und Landkreise zu-
dem Investitionspauschalen in 
Höhe von insgesamt 446 Mil-
lionen Euro, die frei für Inves-
titions-, Instandsetzungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen 
an kommunalen Einrichtungen 
verwendet werden können“, 
ergänzte Herrmann und unter-
strich: „Unser oberstes Ziel ist, 
dass die Finanzlage der Kommu-
nen auch in schwierigen Zeiten 
solide bleibt!“

Best Practice-Beispiele

In den anschließenden Pa-
nels ging es unter anderem um 
Best Practice-Beispiele zu den 
Themen „Gesundheit und Se-
nioren“, „Energiewende“ und 
„Eindämmung von Flächenver-
brauch“ sowie um Möglichkei-
ten, Frauen für die Kommunal-
politik zu gewinnen. Auch die 
aktuellen Herausforderungen, 
die die fortwährende Zuwan-
derung für Kommunen mit sich 
bringt, wurden in einer Keyno-
te und einem Podiumsgespräch 
ausführlich behandelt.

Für Reinhard Streng, Ers-
ter Bürgermeister der mittel-
fränkischen Gemeinde Langen-
feld (Landkreis Neustadt an der 
Aisch-Bad Windsheim) ist der 
vorausschauende Umgang mit 
dem demographischen Wandel 
unverzichtbar. Mit der Dorflin-
de Langenfeld hat er ein Mehr-
generationenhaus geschaffen, 
das dabei helfen soll, Abwan-
derung und Überalterung im 
ländlichen Raum zu bekämp-
fen. Bewusst wurde alte Bau-

substanz im Ortskern saniert, 
um das Dorfzentrum zu stär-
ken. Konsequent wurde die In-
frastruktur auf die Bedürfnis-
se der kommenden Generatio-
nen angepasst, so dass Projekte 
wie das Mehrgenerationenhaus 
mit Tagescafé, das Mehrgenera-
tionenwohnen mit Tagespflege, 
ein großer Dorfladen mit vielen 
weiteren Angeboten der Grund-
versorgung sowie ein Gasthaus 
realisiert werden konnten. Ein 
Unterstützerkreis von über 100 
ehrenamtlich Engagierten hilft 
in dem 1.000 Einwohner-Ort 
bei haushaltsnahen Dienstleis-
tungen im Sinne der Nachbar-
schaftshilfe.

Medizinische Versorgung

Mit dem Ziel, Hausarztpra-
xen in Form medizinischer Ge-
sundheitszentren zu betreiben, 
hat Peter Schmitt, Erster Bür-
germeister der Stadt Amorbach 
(Landkreis Miltenberg), das ers-
te gemeinwohlorientierte haus- 
ärztliche Medizinische Versor-
gungszentrum (MVZ) unter dem 
Dach einer kommunalen Genos-
senschaft in Bayern – die Cam-
pus Co eG – ins Leben gerufen. 
Das genossenschaftliche Medi-
zinische Versorgungszentrum 
der Odenwald-Allianz bietet die 
Möglichkeit, gerade auch in ei-
ner ländlichen Region der nach-
wachsenden Ärztegeneration 
ein attraktives Arbeitsumfeld 
zu schaffen und die Niederlas-
sung auf diese Weise zu erleich-
tern. Im April vergangenen Jah-
res wurde das erste MVZ in 
Schneeberg in Betrieb genom-
men. Wenn das in Amorbach 
geplante neue Gebäude für das 
Gesundheitszentrum steht, soll 
das MVZ als Ankermieter dort-
hin verlagert werden.

Entwickelt wurde das Konzept 
der Campus Co eG im Jahr 2015 
von Christine Becker, Inhaberin 

und Geschäftsführerin „Saluto-
Consult“. Die Soziologin, die sich 
als „Brückenbauerin“ versteht, 
berät Kommunen zur wohnort-
nahen Gesundheitsversorgung. 
Ihr Augenmerk liegt dabei auf 
der Förderung von Lebensqua-
lität, Standortattraktivität so-
wie medizinischer und pflege-
rischer Versorgungssicherheit 
vor dem Hintergrund demogra-
fischer Entwicklungen und un-
ter Einsatz vorhandener digita-
ler Technologien.

Energie- und Heimatdorf

Als Best Practice-Beispiel zum 
Thema Energiewende diente 
das „Energie- und Heimatdorf“ 
Wildpoldsried. Wie Günter Mö-
gele, Zweiter Bürgermeister der 
Gemeinde im Oberallgäu, aus-
führte, setze Wildpoldsried auf 
das Zusammenspiel von Ökono-
mie und Ökologie. So produzie-
re die Gemeinde achtmal so viel 
Strom, wie sie verbraucht. Auch 
bei der Wärme aus regenerati-
ven Energien erwirtschafte das 
Dorf einen Überschuss von ca. 
60 Prozent, wodurch Nah- und 
Fernwärme sowie Stromversor-
gung durch den Mix von Son-
ne, Wind und Biogas mehr als si-
chergestellt werden.

Bevölkerungsrückgang  
gestoppt

Sein Erfolgsrezept einer flä-
chenbewussten Kommune stell-
te Bernd Sommer, Erster Bür-
germeister der Stadt Waldsas-
sen (Landkreis Tirschenreuth) 
vor. Die Klosterstadt hat sich mit 
einem Grundsatzbeschluss des 
Stadtrats dazu verpflichtet, In-
nenentwicklung vor Außenent-
wicklung zu priorisieren, und 
damit trotz reger Bautätigkeit 
kaum neue Flächen verbraucht 
und den Bevölkerungsrückgang 
gestoppt.

(Fortsetzung von Seite 1)
Bayerns leben in einer Kommu-
ne mit unter 20.000 Einwoh-
nern. 25 Prozent, also ein Vier-
tel, lebt in einer Kommune mit 
weniger als 5.000 Einwohnern. 
Welche Herausforderungen se-
hen Sie beim Ausbau des Breit-
bandnetzes in ländlichen Gegen-
den im Vergleich zu städtischen 
Regionen?

Lück: Mein Herz schlägt für 
den ländlichen Raum. Bayern ist 
ein Flächenland mit großartigen 
Regionen und ländlicher Struk-
tur. Aber ich weiß auch, dass die 
Stadt Vorteile hat, die für ein pri-
vatwirtschaftlich geführtes Un-
ternehmen wie die Telekom aus-
schlaggebend sein können. Ob-
wohl der Wettbewerb in der Stadt 
größer ist, kann ein Unternehmen 
dort mehr Kunden mit gleichem 
Aufwand anschließen. Im ländli-
chen Raum ist dafür die Kunden-
treue höher. Und das obwohl auf 
unserem Netz auch Wettbewer-
ber ihre Produkte vermarkten. 
Aber die Zersiedelung kann den 
Ausbau unwirtschaftlich machen. 
In solchen Fällen kann dann die 
Förderung helfen.

GZ: Welche Kriterien verwen-
det die Telekom, um zu ent-
scheiden, welche Gemeinden als 
Nächstes erschlossen werden? 
Und gibt es Möglichkeiten, den 
Ausbauprozess zu beschleuni-
gen, wenn die Gemeinde zusätz-
liche Ressourcen zur Verfügung 
stellt oder sich aktiv beteiligt?

Lück: Wir prüfen jedes Orts-
netz anhand mehrerer Kriteri-
en. Dazu gehören unter ande-
rem die vorhandene Infrastruk-
tur, der benötigte Ressourcen- 
einsatz für den Ausbau und das Po-
tenzial beim Kundenzuwachs. Den 
Gemeinden kommt beim Glasfa-
serausbau eine wichtige Rolle zu. 
Deshalb kann ich die Kommunen 
nur dringend bitten: Steigen Sie in 

den Dialog mit uns ein und lassen 
Sie uns gemeinsam einen Plan ent-
wickeln, wie wir Glasfaser in Ihre 
Gemeinde bringen. Eigenausbau, 
Förderung und Kooperationen bie-
ten jeder Menge Möglichkeiten 
für kreative Ideen.
GZ: Viele Bürgermeister und 
Bürgermeisterinnen sorgen sich 
um lange Wartezeiten für einen 
Glasfaseranschluss. Woran liegt 
es Ihrer Meinung nach und wie 
können Kommunalverantwortli-
che dem entgegenwirken?

Lück: Gehen Sie mit uns ins Ge-
spräch. Jedes Ausbauprojekt ist 
anders. Bevor wir bauen, schau-
en wir uns jedes Gebiet genau an. 
Dann loten wir aus, wie wir Zeit 
und Geld effizient einsetzen kön-
nen. In Bayern bauen wir derzeit 
pro Jahr über 300.000 Haushalte 
mit Glasfaser aus. Dafür investie-
ren wir erhebliche Geldmittel. Die-
se Euros können wir jedoch nur 
einmal ausgeben. Mangelnde Ab-
sprache in einer Kommune führt 
zu langen und teuren Bauphasen. 
Und das führt dann dazu, dass wir 
in einer anderen Gemeinde gar 
nicht erst anfangen können.
GZ: Wie transparent ist der Pro-
zess des Breitbandausbaus für 
die Bürger? Bieten Sie den Bür-
germeisterinnen und Bürger-
meistern Hilfestellung in Sachen 
Kommunikation?

Lück: Wir bieten alles – von 
der Info-Veranstaltung im Ge-
meindesaal bis zur Beratung an 
der Haustür. Früher haben wir 
beim Netzausbau lediglich die 
Technik im Verteilerkasten ge-
ändert. Danach konnte der Kun-
de buchen. Jetzt müssen wir mit 
dem Glasfaserkabel zu jedem 
Kunden in die Wohnung. Das 
ist eine große logistische Aufga-
be. Wir sind auf jede Unterstüt-
zung angewiesen. Unsere Regio-
nalmanagerinnen und Regional-
manager stehen als Ansprech-

partner jederzeit zur Verfügung.
GZ: In einer Kommune steht 

bspw. die Sanierung der Trink-
wasserversorgung oder eine 
Straßensanierung an. Was soll-
te ein kommunaler Entscheider/
eine Entscheiderin in Bezug auf 
den Breitbandausbau an die-
ser Stelle unbedingt mitdenken? 
Lohnt es sich auf die Telekom zu-
zugehen?

Lück: Das sind genau die Hin-
weise, die wir brauchen. Natür-
lich funktioniert das nicht im-
mer. Aber wenn irgendwie mög-
lich, werden wir unseren Ausbau 
mit solchen Maßnahmen koordi-
nieren.
GZ: Wie reagieren Sie auf die Kri-
tik, dass der Breitbandausbau in 
manchen Regionen zu langsam 
voranschreitet?

Lück: Wir bauen über 300.000 
Glasfaseranschlüsse in Bayern 
pro Jahr. Wir können aber nicht 
überall zu gleichen Zeit sein. Wir 
müssen auch nicht hektisch wer-
den. Da, wo wir heute nicht bau-
en, können wir in den meisten Fäl-
len den Kunden Anschlüsse mit 
bis zu 250 Mbit/s bieten.
GZ: Was wollen Sie unseren Le-
serinnen und Lesern gerne mit 
auf den Weg geben?

Lück: Kommen Sie gerne auf 
uns zu. Warten Sie nicht, bis wir 
anklopfen. Sie können mehr zum 
Breitbandausbau in Ihrer Gemein-
de beitragen, als Sie vielleicht den-
ken. Wenn wir unsere Kräfte bün-
deln und alle Möglichkeiten von 
Eigenausbau, Förderung und Ko-
operation nutzen, erreichen wir 
über kurz oder lang den Glasfa-
serausbau in jeder Gemeinde. Wir 
unterstützen Sie bei der Digitali-
sierung Ihrer Gemeinde.

Die Telekom ist Austeller 
auf und Partner beim 11. Bay-
erischen Breitbandforum am 
17.10.2024 in der Stadthalle 
Gunzenhausen.  r 

Waldsassen war Standort der 
keramischen Industrie. Anfang 
der 1990er Jahre kam plötzlich 
das Aus. Nach und nach folgten 
weitere Industriezweige. Gleich-
zeitig stand die Klosteranla-
ge kurz vor dem baulichen Kol-
laps. Sinkende Einwohnerzahlen 
und wirtschaftliche Probleme 
stellten sich ein. Mit Hilfe der 
Städtebauförderung führte die 
Stadt kontinuierlich Stadterneu-
erungsmaßnahmen durch. Es 
wurde ein Konzept entwickelt, 
mit den vorhandenen Flächen 
auszukommen und dennoch 
Entwicklung zu ermöglichen.

Neuer Wohnraum im Zentrum

„Wenn Gebäude marode wer-
den, brach liegen und sich kein 
Käufer findet, dann nehmen wir 
es in den Fokus. Wir suchen In-
vestoren oder erwerben selbst 
die Immobilien, räumen die Flä-
che frei oder sanieren. Wir ha-
ben auch ein Leerstandskata-
ster erstellt, damit vom Leer-
stand bedrohte beziehungswei-
se brach liegende Wohngebäude 
erfasst und frühzeitig erkannt 
werden können. Viele dieser Ge-
bäude sind inzwischen saniert 
und neu belebt“, erläuterte Som-
mer. Neuer Wohnraum, über-
wiegend mitten im Stadtzent-
rum, sei entstanden und werde 
auch weiterentwickelt. Trotz re-
ger Bautätigkeit mussten kaum 
neue Flächen genutzt werden. 
Die Stadt ist heute aufgeräumter 
als vor Jahren, da marode Bau-
substanz gewichen ist. Für die-
ses herausragende Engagement 
wurde Waldsassen 2019 als eine 
der ersten bayerischen Kommu-
nen mit dem neuen staatlichen 
Gütesiegel „Flächenbewusste 
Kommune“ ausgezeichnet.

Nur 10 Prozent weibliche 
Bürgermeister in Bayern

Frauen auf dem Chefsessel im 
Rathaus sind in Bayern eher rar, 
obwohl Frauen die Hälfte der 
Bevölkerung ausmachen. Nur 
knapp 10 Prozent der Bürger-
meister in Bayern sind weiblich. 
Damit sich das ändert, sind ge-
zielte Unterstützung und Ermu-
tigung potenzieller Kandidatin-
nen nötig, wie Dr. Birgit Kreß, 
Erste Bürgermeisterin Markt Erl- 
bach, zweite Vizepräsidentin 
des Bayerischen Gemeindetags 
und Sprecherin der bayernwei-
ten Arbeitsgemeinschaft „Frau-
en führen Kommunen“ feststell-
te. Die seit 2016 bestehende AG 
will ein Forum für Austausch, 
Vernetzung und Bündelung der 
Interessen der Bürgermeisterin-
nen sein. Gleichzeitig sollen die 
Bürgermeisterinnen auch nach 
außen hin besser sichtbar wer-
den, um einen Anreiz für junge 
Frauen und Mädchen zu bilden, 
selbst in die Kommunalpolitik 
einzusteigen.

Steigende Flüchtlingszahlen

In seiner Keynote beschäftig-
te sich Prof. Hannes Schammann 
vom Lehrstuhl Politikwissen-
schaft, Schwerpunkt Migrations-
politik (Universität Hildesheim) 
mit dem Thema „Kommunale 
Flüchtlingspolitik – Herausfor-
derungen und Gestaltungsmög-
lichkeiten“. Schammann wag-
te einen „Blick in die Glaskugel“, 
demzufolge die aktuellen politi-
schen Versuche, Fluchtzuwan-
derung zu reduzieren, noch min-
destens bis 2016 anhalten wer-
den „und auch vorübergehend 
erfolgreich sein können“. Gleich-
wohl sei davon auszugehen, dass 
die Flüchtlingszahlen weltweit 
weiter ansteigen werden. Wol-
le man mit restriktiven Mitteln 
die Zahlen für Deutschland und 
Europa langfristig drücken, stel-
le sich die Frage nach dem Preis, 
insbesondere dem Austritt aus 
internationalen Verträgen und 
den Nebeneffekten für andere 
Felder und Zielgruppen (u.a. Dis-
kussion um „menschenwürdiges 
Existenzminimum“).

„Pragmatismus vor Ort kann 
auch bei emotionalen Debat-
ten erhalten werden“, unter-
strich Schammann. „Für eine ak-
tive Kommune in der Aufnah-
me Schutzsuchender braucht es 
starke Allianzen zwischen Poli-
tik, Verwaltung und Zivilgesell-
schaft. Das kann selbst ungüns-
tige Startchancen transformie-
ren.“ Die offene Frage laute: 
„Gelingt es, die Debatte, wo nö-
tig, zu „demigrantisieren“ und 
der Falle des dauerhaften Poli-
tikversagens zu entgehen?“

In Deutschland werden die 
Flüchtlinge nach dem „König-
steiner Schlüssel“ auf die Bun-
desländer verteilt. Wie Bernd 
Buckenhofer, Geschäftsführen-
des Vorstandsmitglied im Baye-
rischen Städtetag, bei einer ab- 
schließenden Podiumsdiskussion 
mit Petra Guttenberger, MdL, 
Vorsitzende des Ausschusses für 
Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Integration, Karl 
Straub, MdL, Integrationsbeauf-
tragter der Bayerischen Staats-
regierung, Walter Jonas, Regie-
rungspräsident der Oberpfalz, 
Marion Fleischmann-Hilton, Ers-
te Bürgermeisterin Burgprep-
pach, und Hans-Peter Mayer, 
Geschäftsführendes Präsidial-
mitglied des Bayerischen Ge-
meindetags, betonte, sei Bayern 

hier „gut unterwegs“. Nach dem 
deutschlandweiten Verteilungs-
schlüssel habe der Freistaat 
15,56 Prozent aller Geflüchteten 
aufzunehmen. 24 von 25 kreis-
freien Städten lägen weit über 
100 Prozent dieser Quote, eben-
so die Landkreise.

Gleichmäßige Verteilung

Buckenhofer zufolge muss ei-
ne gleichmäßige Verteilung in 
alle Regionen Bayerns, in alle 
Landkreise und alle Städte und 
Gemeinden auch weiterhin das 
Ziel sein. Statt über Umvertei-
lungen nachzudenken, müsse 
der Bund wirkungsvolle Instru-
mente zur Steuerung der Migra-
tion einrichten. Auch sei die 
kommunale Leistungsfähigkeit 
durch eine bessere Finanzaus-
stattung zu stärken.

„Kommunikation über die 
staatliche Ebene in die Kommu-
nen hinein ist wichtig“, unter-
strich Gemeindetags-Geschäfts-
führer Hans-Peter Mayer. Die 
Bürgermeister dürften in der 
Flüchtlingskrise nicht allein ge-
lassen werden. „Nur gemein-
sam schaffen wir diese Heraus-
forderung“, hob Mayer hervor 
und plädierte deshalb einmal 
mehr für eine „aktive Bürgerge-
sellschaft“.  DK

Herausforderungen, Chancen ...

Ehrenamtliche Bürgermeister ... Fortführung der  
„Wegweiserkurse in Bayern“

Der Bayerische Volkshochschulverband e.V. (bvv) setzt die „Weg-
weiserkurse in Bayern“ fort, die bis September 2027 laufen. Ziel 
der Wegweiserkurse ist es, Schutzsuchenden frühzeitig wichtige 
Informationen für das Leben in Deutschland zu vermitteln.

Die Wegweiserkurse vermit-
teln Schutzsuchenden nützli-
che Informationen für den All-
tag und wesentliche Grundlagen 
des kulturellen Zusammenle-
bens in Deutschland. Das Beson-
dere: die Kurse werden in der je-
weiligen Herkunftssprache ab-
gehalten, um eine umfassende 
Verständigung sicherzustellen.

Themen wie Asylverfah-
ren, Rechte und Pflichten in 
Deutschland, Gesundheitsver-
sorgung sowie Mobilität wer-
den auf Basis eines vom Bundes-
amt für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) herausgegebenen 
Curriculums in elf Modulen über 
insgesamt 15 Unterrichtseinhei-
ten vermittelt. In der neuen Pro-
jektlaufzeit bis 2027 sollen bis zu 
400 Kurse durchgeführt und da-
mit rund 3.000 Schutzsuchende 
in Bayern erreicht werden.

Kooperationspartner

Das Projekt wird in Zusam-
menarbeit mit Kooperations-
partnern in allen bayerischen 
Regierungsbezirken umgesetzt, 
darunter Volkshochschulen und 
gemeinnützige Organisationen. 
Diese Partner organisieren die 

Kurse vor Ort, überwiegend in 
ANKER-Einrichtungen.

„Die Wegweiserkurse wer-
den von unseren Kulturmitt-
ler*innen durchgeführt, die 
vom Bayerischen Volkshoch-
schulverband akquiriert und in-
tensiv geschult werden. Kultur-
mittler*innen [sic] bauen Brü-
cken zwischen den Kulturen und 
vermitteln die Kursinhalte in der 
Herkunftssprache der Teilneh-
menden. Das schafft Vertrauen 
von Anfang an und ist ein wichti-
ger Erfolgsfaktor für die Kurse“, 
so Dr. Regine Sgodda, Vorstand 
des bvv. Der bvv sucht derzeit 
Personen mit unterschiedlichen 
Herkunftssprachen wie etwa 
Persisch, Arabisch, Türkisch, die 
die Kurse betreuen 

Das Projekt „Wegweiserkur-
se in Bayern“ wird zu 75 Prozent 
vom Asyl-, Migrations- und Inte-
grationsfonds (AMIF) der Euro-
päischen Union finanziert. Wei-
tere 12,5 Prozent der Finanzie-
rung kommen vom BAMF und 
12,5 Prozent vom Bayerischen 
Staatsministerium des Innern, 
für Sport und Integration (StMI).
https://vhs-bayern.de/themen/
sprachen-und-integration/weg-
weiserkurse-in-bayern/   r

Gesundheits- und Pflegeministerin Judith Gerlach: 

Individuelle Pflegeangebote 
im ländlichen Raum 

„Individuelle Pflegeangebote im ländlichen Raum sind von 
steigender Bedeutung. Im Alter ist es oft schwer, mit Verän-
derungen zurecht zu kommen. Deswegen ist es wichtig, dass 
Pflegebedürftige heimatnah versorgt werden können“, sagte 
Bayerns Gesundheits- und Pflegeministerin Judith Gerlach als 
sie sich ein Bild von den Umbauarbeiten des künftigen Pfle-
gebauernhofs Moorhof in Karlshuld im oberbayerischen Land-
kreis Neuburg-Schrobenhausen machte. 

„Der Pflegebauernhof Moorhof erfüllt genau diese Anforde-
rungen. Er ist ein deutschlandweites Leuchtturmprojekt mit Zu-
kunftsperspektive“, so die Ministerin weiter. Ziel des Pflege-
bauernhofs Moorhof ist es, einen generationenübergreifen-
den Begegnungsort zu schaffen. Dabei wird ein ehemals land-
wirtschaftlich genutztes Gebäude zu zwei ambulant betreuten 
Wohngemeinschaften umgebaut. Das Projekt wird über das 
Förderprogramm PflegeSoNah mit knapp 1,4 Millionen Euro be-
zuschusst. Insgesamt entstehen hier 23 Pflegeplätze.

Derzeit gibt es in Bayern und Deutschland nur sehr wenige 
Pflegebauernhöfe. Der Hof in Karlshuld hat einen großen Vor-
bildcharakter im Bereich der sozialen Landwirtschaft. Neben 
dem pflegerischen Aspekt kommt hinzu, dass sich Pflegehöfe zu 
einem finanziellen Standbein für Landwirtinnen und Landwir-
te entwickeln können. Denn nicht nur die Pflege ist im Wandel, 
sondern auch die Landwirtschaft.  r

https://vhs-bayern.de/themen/sprachen-und-integration/wegweiserkurse-in-bayern/
https://vhs-bayern.de/themen/sprachen-und-integration/wegweiserkurse-in-bayern/
https://vhs-bayern.de/themen/sprachen-und-integration/wegweiserkurse-in-bayern/
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WIR KÖNNEN STRASSENBAU 
Die Lösung:

DAS PANMAX-VERFAHREN 
ZUR STRASSEN- UND 
WEGESANIERUNG
•  Kostengünstig

•  Hochwertige Ausführung

•  Schnelle Verfügbarkeit der Straße

•  Einsparung von aufwändigem 
   Bodenaustausch

•  Verarbeitung von kontaminierten      
   Böden (technisch möglich)

7 Gemeindeverbindungsstraßen

7 Hofzufahrten 7 Moosstraßen

7 Bergstraßen 7 Radwege

7 Wirtschaftswege 7 Güterwege

7 Beton- und Betonpflasterstraßen

7 Innerorts Straßen 7 Parkplätze

7 Industrie- und Logistikflächen

Folgen Sie uns auf Youtube!

BIS ZU 50 % GÜNSTIGER 
als herkömmliche Straßensanierungen

LANGLEBIGER  
SCHNELLER  •  TRAGFÄHIGER  

GÜNSTIGER  •  ÖKOLOGISCHER
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Quadratur des Kreises
Die Kommunikation zur neuen Grundsteuer und ihre Folgen

Ein Kommentar von Dr. Jürgen Gros
Die Einführung der neuen Grundsteuer B bietet viel Potenzial, um als 
Lehrbeispiel in die Handbücher der politischen Kommunikation ein-
zugehen. Als Negativmuster dafür, wie politische Kommunikation zu 
Missverständnissen führt, Regierungshandeln Verdruss auslöst und 
Beschädigungen im föderalen System entstehen.

Frühzeitig hat sich die bayeri-
sche Staatsregierung festgelegt, 
und der Steuerzahler hat es ger-
ne vernommen: Die Grundsteu-
er soll im Freistaat aufkommens-
neutral ausgestaltet werden. Po-
litisch gemeint war damit frei-
lich, dass in den Gemeinden das 
Aufkommen aus der Grundsteu-
er nach der Umsetzung des neu-
en Rechts in etwa gleichbleiben 

nem ersten Moment euphori-
scher Übersteuerung zum Bes-
ten gab. Nämlich, dass man in 
Bayern ein einfaches Steuermo-
dell schaffen werde, das nicht zu 
Steuererhöhungen führe. 

Letzteres, keine Steuererhö-
hungen, ist gleichwohl das, was 
sich bei nicht wenigen Grund- 
und Immobilienbesitzern im Frei-
staat festgesetzt hat. Sie haben 

das Wörtchen „aufkom-
mensneutral“ sehr indivi-
duell und bezogen auf die 
persönliche Steuerlast in-
terpretiert. Natürlich gab 
es warnende Stimmen, die 
sachte darauf hinwiesen, 
dass sich ein grundlegen-
des Missverständnis zwi-
schen Staat und Bürgern 
anbahne. Ausgeräumt wur- 
de es aber nie. Der Ton 
war mit „aufkommensneu-
tral“ politisch gesetzt. Um-
so mehr greift jetzt Irrita- 
tion um sich, weil es ab-
sehbar zu Verschiebungen 
in der individuellen Grund-
steuerlast kommen kann 
und der eine oder ande-
re Grund- und Immobili-
enbesitzer künftig mehr 
als bisher zahlt. Wenn da-
bei Grundstücke auch in 
die Besteuerung kommen, 
die bislang nicht – das soll 
es gelegentlich im ländli-

chen Bereich tatsächlich geben 
– oder falsch veranlagt waren, 
dann ist das allerdings recht und 

billig. Die Betroffenen sollten es 
deshalb staatsbürgerlich gesit-
tet ertragen, wenn das jetzt kor-
rigiert wird. 

Was im Einzelfall als steuer-
licher Nachteil in Vergleich zur 
Altregelgung begriffen wird, ist 
jedoch eine der Stärken des bay-
erischen Wegs im Grundsteuer-
recht. Denn künftig gilt der ein-
fache und nachvollziehbare Zu-
sammenhang, nach dem die 
kommunale Leistung als umso 
aufwendiger gilt, je größer und 
intensiver bebaut ein Grund-
stück ist. 

Versäumnis der Politik

Diesen Zusammenhang in-
tensiv zu erklären, dafür war 
ein halbes Jahrzehnt Zeit. Dass 
die politischen Entscheidungs-
träger und der Gesetzgeber die 
Zeit nicht zur umfänglichen Auf-
klärungsarbeit rund ums neue 
Grundsteuergesetz genutzt ha-
ben, darf man ihnen vorwerfen. 
Ein Versäumnis, das noch für viel 
Verdruss im Land sorgen wird – 
spätestens dann, wenn die neuen 
Grundsteuerbescheide Anfang 
des nächsten Jahres auslaufen.

Die Bayerische Staatsregie-
rung hat es sich bei aller inhalt-
lichen Qualität des Grundsteu-
errechts mit Blick auf die Um-
setzung zu einfach gemacht und 
schlichtweg darauf gebaut, dass 
es die Kommunen dann schon ei-
nes Tages richten werden. Einen 
Bärendienst hat sie ihnen zu-
dem mit dem „Appell“ erwiesen, 
die Hebesätze für 2025 so fest-
zusetzen (d.h. in der Regel ab-
zusenken), dass die Grundsteu-
ereinnahmen denen des Jahres 
2024 entsprechen. Denn auch 
hier ist entscheidend, was beim 
Bürger ankommt. Und das ist in 
dem Fall die schlichte Botschaft, 
nach der die Kommunen durch 
ein Neujustieren der Hebesät-
ze schon dafür sorgen werden, 
dass der einzelne Grund- und 
Immobilienbesitzer nicht mehr 
Grundsteuer als vor der Reform 
zahlt.

Erinnerungen werden wach

So mancher Bürgermeister be-
greift den „Appell“ nach auf-
kommensneutralen Hebesätzen 
als übergriffige Forderung. Erin- 
nerungen werden wach an die 
einst als wenig geglückt empfun-
dene Empfehlung der Staatsre-
gierung zu den Erschließungsbei-
trägen im Straßenbau. Das hat 
sich schmerzvoll in bürgermeis-
terlichen Gedächtnissen fest- 
gesetzt. Politischer Druck durch 
staatsministerielle Ankündi-
gungs-, Empfehlungs- und Er-
wartungsrhetorik als wiederkeh-
rendes Muster? Im kommunalen 

Dr. Jürgen Gros.  Bild: Barbara Obermaier

sollte. Keineswegs zugesagt war 
dagegen das, was ein CSU-Bun-
destagsabgeordneter 2019 in ei-

Bereich sorgt das mittlerweile 
hier und da für besorgtes Stirn-
runzeln.

Der Staatsregierung jedoch 
zu unterstellen, sie sei politisch 
übergriffig, mag gleichwohl hart 
formuliert sein. Zumal zu deren 
Entlastung angeführt werden 
könnte, dass sie den „Appell“, 
die Hebesätze aufkommensneu-
tral zu gestalten, immer mit dem 
Hinweis auf die im Grundgesetz 
verankerte Hebesatzautonomie 
der Städte und Gemeinden ver-
sehen hat.

Kommunale Bürde

Ungeachtet dessen tangiert 
der Regierungshinweis allemal 
einen sensiblen Bereich. Nämlich 
den der kommunalen Selbstver-
waltung. So schwach die Kom-
munikation zur Erklärung der 
neuen Grundsteuer in Eindeu-
tigkeit und Bürgernähe war, so 
stark ist fatalerweise die Wir-
kung des Regierungsappells. Al-
le Erwartungen sind dadurch  
auf die Kommunen gerichtet. Ih-
nen fällt nolens volens die Bür-
de zu, das zu richten, was wo 
anders kommunikativ verbockt 
wurde – und schränkt damit wo-
möglich die gemeindliche selb-
ständige und weisungsfreie Ver-
waltung ein.

Realpolitische 
Herausforderung

Verfassungsrechtlich ist das 
delikat und realpolitisch her-
ausfordernd in Zeiten, in denen 
die kommunalen Finanzen oh-
nehin schon (über-)strapaziert 
sind – nicht zuletzt aufgrund 
vielfältiger Aufgabenzuweisun-
gen durch die Bundespolitik. Da 
ist die Verlockung nachvollzieh-
bar, den „Appell“ der Staatsre-
gierung aus eigenem Recht zu 
ignorieren und zusätzliche Ein-
nahmen durch die Grundsteuer  
mitzunehmen.

Begründen ließe sich das alle-
mal. Nicht zuletzt durch den be-
reits erwähnten Zusammenhang 
von kommunalem Aufwand so-
wie Größe und Bebauungsin-
tensität von Grundstücken. Wie 
auch immer: Lassen die Kommu-
nen die Hebesätze unverändert 
(oder heben sie gar an), haben 
sie den schwarzen Steuerpe-
ter. Senken sie die Hebesätze, 
gefährden sie womöglich Zuwei-
sungen aus dem kommunalen 
Finanzausgleich. Neuregelungen 
und Klarstellungen sind hier des-
halb ebenfalls dringend notwen-
dig.

Die nächsten Wochen werden 
für die Kommunen nicht einfach. 
Bis spätestens Anfang Dezember 
sollten sie – zum Teil auf noch un-
vollständiger Datenbasis – über 
die Grundsteuerhebesätze zumin-
dest für das Jahr 2025 entschei-
den. Wie sie es auch wenden. 
Sie stehen vor der Quadratur des 
Kreises. Wieder einmal. r

Energieeffizient bauen und 
sanieren – aber wie?

Die Landesagentur für Energie und Klimaschutz (LENK) im Bayerischen 
Landesamt für Umwelt bietet Erstinformationen und Orientierung für 
Bürger an, die eine Baumaßnahme planen. „Richtungsweisend für Bay-
ern“ ist die umfassende Informationswebseite, auf der Heizungstech-
nologien, Dämmarten und Anstöße für mehr Wohngesundheit vorge-
stellt werden. Zusätzlich können nun auch Bauherren ihre Erfahrungen 
teilen und hilfreiche Tipps geben. Hinzu kommt Hintergrundwissen zu 
den verschiedenen Gebäudestandards, zu Förderungen und Energiebe-
ratung. Zukünftig wird das Angebot um kommunale Themen erweitert.

Bauwirtschaft präsentiert 
Studie zur Senkung der 

Grunderwerbsteuer
Das Bayerische Baugewerbe hat zusammen mit dem Zentralverband 
Deutsches Baugewerbe, der Bauwirtschaft Baden-Württemberg e.V. 
(BWW), dem Baugewerbe-Verband Niedersachsen sowie den Bau-
verbänden NRW beim Institut der Deutschen Wirtschaft (IW) Köln 
eine Studie in Auftrag gegeben. Diese untersucht, wie sich eine Sen-
kung der Grunderwerbsteuer auf die Neubaunachfrage auswirkt.

Im Ergebnis würde eine Hal-
bierung der Grunderwerbsteuer 
nicht nur die Zahl der Baugeneh-
migungen um fast 10 Prozent stei-
gern. Die aktivierte Bautätigkeit 
würde Steuermehreinnahmen ge-
nerieren und die Fertigstellungs-
zahlen der privaten Bauvorhaben 
erhöhen. Die öffentliche Hand 
müsste dadurch weniger eigene 
Wohnungen bauen, um den Woh-
nungsbedarf zu decken. Die so er-
sparten Aufwendungen würden 
die Mindereinnahmen der hal-
bierten Grunderwerbsteuer mehr 
als kompensieren. 

Appell an die Staatsregierung

Das Land Bayern hat zwar bun-
desweit den geringsten Grunder-
werbsteuersatz – dennoch wür-
de der Effekt aufgrund der hohen 
Grundstücks- und Immobilien-
preise im bundesweiten Vergleich 
am größten ausfallen: Bayern 
würde durch die Halbierung  
der Grunderwerbsteuer mehr als 
2 Milliarden Euro einsparen.

Für Andreas Demharter, Haupt-
geschäftsführer des Landesver-

bands Bayerischer Bauinnun-
gen, sind die Ergebnisse der Stu-
die Anlass für einen Appell an die 
Staatsregierung: „Die Grunder-
werbsteuer ist für Familien ei-
ne der großen Hürden bei der  
Eigentumsbildung. Mit Blick auf 
die Wohnungsnot brauchen wir 
aber jedes private Bauvorha-
ben. Daher appellieren wir an die 
Staatsregierung, die Furcht vor 
Mindereinnahmen zu überwin-
den. Eine Senkung der Grund- 
erwerbsteuer hat großes Poten-
zial für mehr Steuereinnahmen 
bei gleichzeitiger Erhöhung des 
Wohnungsbaus. Jeder Euro in 
Bauinvestitionen generiert bis zu 
sieben Euro an Folgeinvestitio-
nen. Die Studie zeigt klar, dass die 
Senkung dem Freistaat Bayern 
am Ende günstiger kommen wür-
de, als selbst die benötigten Woh-
nungen zu bauen. Daher kann es 
auch in Bayern nur heißen: Run-
ter mit der Grunderwerbsteuer!“

Seit der Föderalismusreform im 
Jahr 2006 haben die Bundeslän-
der die Möglichkeit, die Grund- 
erwerbsteuersätze eigenständig 
festzulegen. r

Unter www.richtungsweisend.
bayern finden Bauherren Orien-
tierung bei der Planung von Neu-
bauten und Sanierungsmaßnah-
men. Dabei liegt der Fokus auf 
Technologieoffenheit und Nutzer-
orientierung. Die LENK stellt dazu 
die verschiedenen Möglichkeiten 
vor und zeigt auf, welche Schrit-
te schon in der Planungsphase 
mitgedacht werden sollten. Sie 
erklärt die Wirkungsweisen der 
verschiedenen Arten der Gebäu-
dedämmung, der Solarthermie, 
der Wärmepumpe und der Fern-

wärmenetze, der Bioenergie und 
auch der Wasserstofftechnolo-
gie. Außerdem können sich Inte- 
ressierte ab jetzt auch über Förde-
rungen für Neubau und Sanierung 
informieren. Sie erfahren, welche 
verschiedenen Arten von Gebäu-
destandards möglich sind. Und sie 
können in einem Lexikon die vie-
len, oft sehr fachspezifischen Be-
griffe nachschlagen, die einem bei 
der Planung einer Baumaßnahme 
begegnen. Zudem gibt es nützli-
ches Wissen zum Energieausweis 
und der Energieberatung. r

Gerlach unterstützt 
Krankenhaus-Ausbau in Bayern 
Bayerns Gesundheitsministerin Judith Gerlach unterstützt den 
Ausbau und die Modernisierung von Krankenhäusern. Gerlach 
betonte anlässlich der Feier zur Fertigstellung der Erweiterung 
der Klinik König-Ludwig-Haus in Würzburg um ein Zentrum für 
Seelische Gesundheit: „Wir machen unsere Kliniken und Versor-
gungsstrukturen fit für die Zukunft. Eine qualitativ hochwertige 
und ganzheitliche stationäre Versorgung ist ein zentrales Anlie-
gen der Staatsregierung.“

Die Ministerin ergänzte: „Die 
nun fertiggestellte Angliede-
rung der psychiatrischen Kli-
nik und Neugestaltung des Auf-
nahmebereichs hat der Frei-
staat mit rund 17 Millionen Euro 
unterstützt. Als nächstes steht 
nun die notwendige General-
sanierung und Erweiterung der 
Orthopädischen Klinik an. Der 
Freistaat unterstützt als ersten 
Schritt der Sanierung einen Neu-
bau des Südflügels mit knapp 25 
Millionen Euro.“

Zuverlässiger Partner

Gerlach unterstrich: „Jeder 
Euro ist eine hervorragende In-
vestition nicht nur in die Zu-
kunft der Klinik, sondern auch 
in die stationäre Versorgung der 

gesamten Region. Wir bleiben 
auch in Zukunft verlässlicher 
Partner des König-Ludwig-Hau-
ses und der Kliniken des Bezirks 
Unterfranken!“

Stefan Funk, Bezirkstagspräsi-
dent des Regierungsbezirks Un-
terfranken, fügte hinzu: „Mit der 
Fertigstellung der Erweiterung 
der Klinik König-Ludwig-Haus in 
Würzburg um ein Zentrum für 
Seelische Gesundheit stärken 
wir den Gesundheitsstandort 
Unterfranken nachhaltig. Psy-
chiatrie ist eine der Pflichtauf-
gaben der bayerischen Bezirke, 
die wir sehr ernst nehmen. Mit 
der Neustrukturierung des Süd-
flügels in der Orthopädischen 
Klinik König-Ludwig-Haus gehen 
wir in Richtung einer modernen 
Orthopädie.“ r

https://panmax.de/
http://www.richtungsweisend.bayern
http://www.richtungsweisend.bayern
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Bauamt auf Zeit

DStGB-Ausschuss für Städtebau und Umwelt: 

Extremwetterereignissen 
wirksam begegnen

Neue Gemeinschaftsaufgabe Klimaschutz und Klimaanpassung etablieren
Die Extremwetterereignisse der vergangenen Wochen und Mo-
nate machen einmal mehr deutlich, dass dem Bereich der Klima-
anpassung eine hohe Priorität eingeräumt werden muss. Stark- 
regen und Hochwasser, aber auch langanhaltende Hitzeperio-
den, stellen die Kommunen vor immer größere Herausforde-
rungen. 

„Insbesondere die Starkregen- 
und Hochwasservorsorge muss 
hierbei in den Blick genommen 
werden. Dies haben nicht zuletzt 
die gravierenden Folgen der Juni- 
Hochwasserkatastrophe in Süd-
deutschland und in Österreich 
sowie weiteren Nachbarländern 
gezeigt“, so der Vorsitzende des 
DStGB-Ausschusses für Städte-
bau und Umwelt, Oberbürger-
meister Tobias Eschenbacher, 
Freising, bei der Sitzung des Aus-
schusses in Günzburg.

Flutpolder und Deiche

Neben einer hochwasserange-
passten kommunalen Bauleitpla-
nung ist die Schaffung von Rück-

halteräumen, auch im bebau-
ten Siedlungsbereich, sowie ein 
konsequenter Ausbau des tech-
nischen Hochwasserschutzes er- 
forderlich. Eschenbacher: „Der  
Aufwand gerade für technische 
Schutzmaßnahmen wie bei-
spielsweise Spundwände, mo-
bile Hochwasserschutzmaßnah-
men oder Regenrückhaltebe-
cken zahlt sich in der Praxis aus. 
Es muss darum gehen, Schäden 
bestmöglich zu minimieren und 
vorzubeugen.“

Damit einhergehen muss nach 
Auffassung des DStGB zudem ein 
konsequenter Ausbau von Flut-
poldern und Deichen an den gro-
ßen Flüssen, auch, um im Ein-
zelfall den Wassermassen mehr 

Erste Reihe v.l.: Bernd Düsterdiek, Beigeordneter des Deutschen Städte- und Gemeindebundes; Ingrid  
Simet, Ministerialdirektorin, Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr; Tobias  
Eschenbacher, Ausschussvorsitzender und Oberbürgermeister von Freising und Gerhard Jauernig, Ober-
bürgermeister von Günzburg und Gastgeber der Ausschusssitzung. Bild: Johanna Hofgärtner

Platz zu bieten. Bernd Düster-
diek, Beigeordneter des DStGB: 
„Bund und Länder müssen hier 
weiterarbeiten und das Nationa-
le Hochwasserschutzprogramm 
konsequent umsetzen. Große Re-
tentionsflächen, Flutpolder und 
intakte Deiche sind Grundvor-
aussetzungen für einen vorbeu-
genden Hochwasserschutz.“ In 
diesem Zusammenhang kommt 
auch dem Zugriff auf relevan-
te Flächen eine wichtige Funkti-
on zu. Leider behindern private 
Grundstückseigentümer immer 
wieder notwendige Hochwas-
serschutzmaßnahmen, indem sie 
unter Hinweis auf ihr Eigentum 
erforderliche Maßnahmen blo-
ckieren. Der Gesetzgeber sollte 
hier zukünftig einen besseren Flä-
chenzugriff ermöglichen.  

Da zukünftig mit weiteren 
Großschadenslagen zu rechnen 
ist, müssen zudem die Frühwarn-
systeme weiter optimiert und 
an die Gefahrenlagen angepasst 
werden. Schließlich benötigen 
wir eine Stärkung der Katstro-
phenvorsorge insgesamt. Dazu 
zählt neben Finanzmitteln für die 
Anpassung der Infrastruktur auch 
die Stärkung der Unterstützungs-
strukturen vor Ort und der Hilfs-
organisationen, der Feuerweh-
ren und des THW. Hier bleiben 
Bund und Länder gleichermaßen 
gefordert.  

Daueraufgabe Klimaschutz 
und Klimaanpassung 

Da die bestehenden Heraus-
forderungen in diesen Bereichen 
nicht allein auf kommunaler Ebe-
ne gelöst werden können, be-
nötigen wir eine neue „Gemein-
schaftsaufgabe Klimaschutz und 
Klimaanpassung“ von Bund und 
Ländern. Die insoweit erforder-
liche Anpassung im Grundgesetz 
sollte nach dem Vorbild der GAK 
(Gemeinschaftsaufgabe Agrar- 
und Küstenschutz) zügig auf den 
Weg gebracht werden. Städte 
und Gemeinden benötigen Plan-
barkeit und eine verlässliche Fi-
nanzierungsgrundlage, damit wir 
unsere Kommunen klimaresilient 
umbauen und weiterentwickeln 
können.“ 

Hochwasserereignisse und Hit-
ze- und Dürreperioden zeigen al-
lerdings auch: Die Folgen von Ex-
tremwettern machen nicht an 
Landesgrenzen halt und es wird 
im Ergebnis keinen hundertpro-
zentigen Schutz geben können. 
Daher muss in Zukunft auch an 
die Eigenvorsorge der Bürgerin-
nen und Bürger, etwa beim hoch-
wasserangepassten Bauen, ap-
pelliert werden.  r

Bundeskongress Nationale Stadtentwicklungspolitik:

Bündnisse für das Gemeinwohl
Unter dem Titel „Kooperationen in der Stadtentwicklung – Bündnis-
se für das Gemeinwohl!“ fand in Heidelberg der 17. Bundeskongress 
Nationale Stadtentwicklungspolitik statt. Gemeinsam mit der Bau-
ministerkonferenz der Länder, dem Deutschen Städtetag und dem 
Deutschen Städte- und Gemeindebund hatte das Bundesministeri-
um für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) zur zen-
tralen Veranstaltung der Stadtentwicklungspolitik eingeladen.

Klara Geywitz, Bundesministe-
rin für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Bauwesen, eröffnete den Kon-
gress und hob die Notwendigkeit 
breiter Bündnisse hervor: „Wir 
haben große Aufgaben vor uns: 
Mehr bezahlbares Wohnen schaf-
fen, die Transformation der Wär-
me- und Energieversorgung vor-
anbringen und unsere Dörfer und 
Städte resilient machen vor den 
Klimaveränderungen. Um bei die-
ser Vielfalt an Aufgaben zu prag-
matischen Ergebnissen zu kom-
men, braucht es breite Bündnisse 
und starke Kooperationen, vor al-
lem mit den Kommunen und ihren 
Verwaltungen.“

Die Ministerin betonte, dass so-
wohl bei aktuellen Schwerpunkt-
themen des BMWSB wie der Kli-
mafolgenanpassung, der Überwin-
dung von Wohnungslosigkeit, Ein-
samkeit oder der gendergerechten 
Stadtentwicklung ein kooperati-
ves, gemeinwohlorientiertes Han-
deln und bürgerschaftliches En-
gagement viel bewegen könne.

Um Kooperationen und „Bünd-
nisse für das Gemeinwohl“ durch 
strategische politische Entschei-
dungen und rechtliche Rahmen-
setzungen zu unterstützen, gebe 
es zum Beispiel Fördermittel des 
Bundes für Hitzeschutzmaßnah-
men wie Baumpflanzungen, Dach-
begrünungen oder Entsiegelung, 
etwa aus der Städtebauförderung 
oder aus dem Programm „Anpas-
sung urbaner und ländlicher Räu-
me an den Klimawandel“. In die-
sem Jahr habe das Bundesbaumi-
nisterium eine Strategie für Hitze-
schutz und Hitzevorsorge in der 
Stadtentwicklung und im Bauwe-
sen vorgelegt, die dabei helfen 
solle, ortsangepasste Lösungen zu 
entwickeln. Wie dies konkret aus-
sehen könne, werde in „Urban He-
at Labs“ erforscht, die im Rahmen 
der Hitzeschutzstrategie geför-
dert würden.

Aus Sicht von Prof. Dr. Eckart 
Würzner, Oberbürgermeister der 
Stadt Heidelberg, zählen die Wei-
terentwicklung lebendiger Stadt- 
und Stadtteilzentren, die Anpas-
sung von Plätzen und Freiflächen 
an den Klimawandel, die Schaf-
fung von bezahlbarem Wohnraum 
und der Ausbau umweltfreund-
licher Energie- und Mobilitätslö-
sungen zu den aktuell zentralen 
Aufgaben. Die enge Zusammen-
arbeit und die gerechte Lasten-
teilung zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden sei dabei von ent-
scheidender Bedeutung.

Welche Strategien Wien schon 
seit einigen Jahren zu einer der le-
benswertesten Städte der Welt 
machen, führte Maria Vassila-
kou, Stadträtin für Stadtentwick-
lung, aus. Dem Thema Koopera-

tionen sei im aktuellen Stadtent-
wicklungsplan der Stadt Wien ein 
eigenes Kapitel gewidmet. Hier-
bei gehe es u.a. um die vielfälti-
gen Kooperationen innerhalb der 
Verwaltung, der Region, mit dem 
Bund, der Zivilgesellschaft und Pu-
blic Plural Partnerships, die für das 
Gelingen von Stadtentwicklung 
gepflegt werden müssten. Vassila-
kou zufolge bedürfen jegliche For-
men der Kooperation eines Rah-
mens und Regeln, um zu funktio-
nieren und stetig auftretende Kon-
flikte zu überwinde

Als Standard für die Gestal-
tung einer lebenswerten Umwelt 
würden in Wien die Bedürfnis-
se von Kindern gesetzt. Qualitä-
ten wie schnell erreichbare, groß-
zügige und gepflegte Grünflächen 
mit Bewegungsmöglichkeiten, Ab-
kühlung am Wasser oder der Aus-
bau von Fuß- und Radwegenetzen 
würden als Gestaltungsprinzipien 
definiert und kämen so nicht nur 
Kindern, sondern allen Menschen 
zugute.

Die Stadträtin verwies zudem 
auf die über hundertjährige Tra-
dition des sozialen Wohnungs-
baus in Österreichs Hauptstadt: 
62 Prozent der Bürger lebten in 
Gemeindewohnungen oder geför-
derten Wohnungen. Dies sei nur 
durch die Kooperation der Stadt 
mit über 50 Wohnungsbauträ-
gern möglich. Hierzu würden ca. 
500.000 Euro pro Jahr für leistba-
ren Wohnungsbau investiert.

Durch Bauträgerwettbewerbe 
erreiche man hohe Baustandards, 
in denen als Kriterien architek-
tonische Diversität, Kosteneffizi-
enz, partizipative Planungsprozes-
se und ökologische Standards ge-
setzt seien. Das Drei Säulen-Mo-
dell der erfolgreichen Umsetzung 
setze sich zusammen aus niedri-
gen (fixen) Landpreisen, Baukos-
tenförderung und individuellen 
Beihilfen sowie Kostenmieten (Re-
alkosten, nicht Marktwert). Seit 
2020 müssten bei Zukunftsquar-
tieren zwei Drittel der Wohnungen 
für geförderten Wohnungsbau 
eingeplant werden (Ausnahmere-
gelungen über Gegenleistungen 
möglich). Die Festsetzungen wür-
den in Verträgen zwischen Bau-
trägern und der Stadt Wien fest-
gehalten. Der Bund sei durch den 
Besitz der meisten zu entwickeln-
den Gebiete wie Konversionsge-
lände oder Bahngeländen, häufig 
in den Prozess als Kooperations-
partner mit einbezogen, machte 
Vassilakou deutlich.

In den sogenannten Zukunfts-
arenen bot der Kongress Raum 
für den Austausch zu verschiede-
nen Themen der Stadtentwick-
lung. Hier wurden Projekte und 
Best-Practice-Beispiele zur Innen-

stadtentwicklung, Klimaanpas-
sung, Quartiersplanung und nach-
haltiger Umbaukultur vorgestellt. 
Die Teilnehmer hatten die Möglich-
keit, innovative Ansätze zu disku-
tieren und Lösungsansätze für die 
drängenden Fragen der Stadtpla-
nung zu erarbeiten. Darüber hin- 
aus wurden in über ein Dutzend 
Rahmenveranstaltungen die un-
terschiedlichen Ansätze der Ko-
operationen in der Stadtentwick-
lung diskutiert und dabei auch 
Beispiele aus dem Ausland in den 
Blick genommen.

Eine neue Plattform für koope-
ratives Handeln und gute Lösun-
gen ist die Kleinstadtakademie. 
Sie startete im Juli 2024 mit dem 
Ziel, sich als deutschlandweite 
Austauschplattform sowie Netz-
werk von Kleinstädten und Klein-
stadtakteuren für Stadtentwick-
lungsthemen aufzubauen. Da-
mit soll eine völlig neue Form der 
selbstwirksamen Unterstützungs-
struktur von Kleinstädten für 
Kleinstädte geschaffen werden.

Beim Umbau bestehender und 
der Entwicklung neuer Stadtquar-
tiere ist die Ressourceneffizienz 
von zentraler Bedeutung. In ei-
ner weiteren Rahmenveranstal-
tung wurden integrierte Gover-
nance-Ansätze sowie digitale und 
technische Innovationen präsen-
tiert und diskutiert. Überdies wur-
den Einblicke in die neue DIN SPEC 
91468 „Leitfaden für ressourcen- 
effiziente Stadtquartiere“ und ers-
te Anwendungen in der kommu-
nalen Praxis gegeben.

Ebenso auf der Agenda stand 
die Frage, wie Kooperation im Be-
reich der Stadtentwicklung im in-
ternationalen Kontext wirkt. Hier-
zu gab es u.a. Impulsreferate in 
Form von Präsentationen aus Süd-
afrika, der Ukraine und den USA.

Darüber hinaus stand das Ko-
operationsprojekt der Wüstenrot 
Stiftung „Einsamkeit. Neue Anfor-
derungen an lebendige Quartiere“ 
mit location3 und Urban Expert zur 
Diskussion. Einsamkeit gilt als eine 
große gesamtgesellschaftliche Her- 
ausforderung. Das Fachpublikum 
wurde eingeladen, Strategien und 
Ideen im Handlungsfeld kennenzu-
lernen und zu erkunden. Das Quar-
tier ist als Sozialraum von großer 
Bedeutung, da hier zielgruppen- 
und themenübergreifende Arbeit 
ermöglicht und gefördert werden 
kann und muss.

Vertieft wurden auch die Er-
fahrungen und Perspektiven 
deutscher Städte und Gemein-
den im Umgang mit dem Euro-
päischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE). Präsentiert 
wurden konkrete Fallstudien, die 
verdeutlichen, in welcher Form 
die EU-Förderung bereits zur 
Umsetzung innovativer Stadt- 
entwicklungsprojekte beigetra-
gen hat. Dabei ging es nicht nur 
um die erreichten Meilensteine, 
sondern auch um die Frage, wie 
die EU-Förderung in der nächs-
ten Förderperiode gestaltet und 
optimiert werden kann. DK

Entwicklung eines Interkommunalen Denkmalkonzepts 

Erfolgreicher Start  
im Landkreis Regen

Das Landratsamt Regen hat den Auftakt zu einem bedeutsamen 
Projekt erlebt: In einer zweitägigen Veranstaltung mit Workshops 
wurde der Grundstein für das Interkommunale Denkmalkonzept 
(IKDK) des Landkreises gelegt.

Am ersten Tag versammelte 
sich zunächst das Arbeitsgremi-
um. „In diesem Rahmen wurden 
wichtige Fragen zur Bewahrung 
und modernen Nutzung unserer 
reichen Kulturlandschaft bespro-
chen,“ so Sonja Morgenstern von 
der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde am Landratsamt zu den 
Inhalten der Veranstaltung. Am 
zweiten Tag setzte der Wissen-
schaftliche Beirat diese Diskussi-
onen fort und vertiefte die zuvor 
identifizierten Handlungsfelder.

Workshops

Im Mittelpunkt der Work-
shops stand die Frage, wie die 
historischen Schätze des Land-
kreises bewahrt und gleich-
zeitig für heutige Bedürfnisse 
nutzbar gemacht werden kön-
nen. Die Teilnehmer betonten 
die Notwendigkeit, Nachhal-
tigkeit und Klimabewusstsein 
in den Denkmalschutz zu inte- 
grieren und erarbeiteten Strate- 
gien zur Vernetzung und Aufwer-
tung kultureller Ressourcen. „Ei-
ne wesentliche Erkenntnis stellt 
die Bedeutung der Entwick-
lung von Wegenetzen und tou-

ristischen Infrastrukturen dar, 
um die regionale Identität zu 
stärken und das kulturelle Erbe 
erlebbar zu machen“, so Mor-
genstern. 

Nächste Schritte

Diese und andere Erkenntnis-
se sind nun die Grundlage für 
die nächsten Schritte im Pro-
jekt. In den nächsten Wochen 
finden Vor-Ort-Termine statt, 
mit denen der aktuelle Zustand 
der Denkmäler dokumentiert 
wird. Diese Informationen sol-
len dann in der Imagemap Kul-
tur – Erbe – Technik anschau-
lich aufbereitet und der Öffent-
lichkeit verfügbar gemacht wer-
den. Mit diesen ersten Schritten 
sei der Weg für eine nachhalti-
ge und zukunftsorientierte Ent-
wicklung des Landkreises Regen 
geebnet, so die Überzeugung 
der Teilnehmenden. „Die enga-
gierte Arbeit der Gremien setzt 
ein starkes Zeichen für die kul-
turelle und landschaftliche Zu-
kunft unserer Region“, betonte 
stellvertretender Landrat Hel-
mut Plenk bei der Veranstal-
tung. r

https://bayerngrund.de/
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Bauministerkonferenz in Passau:

Bürokratische Hemmnisse abbauen
Das Thema Wohnungsbau stand im Mittelpunkt der 145. Baumi-
nisterkonferenz (BMK) in Passau unter dem Vorsitz von Bayerns 
Bauminister Christian Bernreiter. Er wies darauf hin, dass die The-
men Wohnen und Bauen schnellstmöglich nach vorne gebracht, 
bürokratische Hemmnisse abgebaut und Normen zurückgedrängt 
werden müssen. Der Wohnungsbau soll einfacher, schneller und 
billiger werden.

Wie Bernreiter erläuterte, 
„ist die Situation im Wohnungs-
bau weiterhin außerordent-
lich angespannt. Um die aktuel-
len Herausforderungen bewäl-
tigen zu können, bedarf es ei-
nes umfassenden Konzeptes, 
das viele Aspekte einschließt.“ 
Um die Kostenspirale nicht wei-
ter anzutreiben, seien zum Bei-
spiel eine inhaltliche Überprü-

fung der DIN-Normen und kla-
re zivilrechtliche Regelungen, 
die kostengünstiges und inno-
vatives Bauen ermöglichen, er-
forderlich. Auch bei der Novelle 
des Baugesetzbuches müsse der 
Bund noch nachbessern. „Wir 
müssen den Kommunen hier al-
le Instrumente an die Hand ge-
ben, damit sie den Bau-Turbo 
auch wirklich zünden können“, 

machte Bernreiter deutlich.
Laut Dr. Rolf Bösinger, Staats-

sekretär im Bundesministerium 
für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Bauwesen, „werden wir mit 
der Novelle des Baugesetzbu-
ches das Bauen einfacher und 
günstiger machen. Die Neurege-
lungen sind an der Praxis orien-
tiert. Sie unterstützen das Han-
deln der Kommunen für mehr 
Klimaanpassung und machen 
Bauen in vielen Anwendungsfäl-
len einfacher, z. B. beim Bauen 
in der zweiten Reihe. Mit unse-
ren Förderprogrammen zum so-
zialen Wohnungsbau, dem Jun-
gen Wohnen für Studierende 
und Azubis und der Förderung 

von klimafreundlichem Neubau 
unterstützen wir zielgerichtet.“

Neues Förderprogramm

Am 1. Oktober starte zudem 
das Förderprogramm „Klima- 
freundlicher Neubau im Niedrig-
preissegment“, das ausschließ-
lich bezahlbaren, klimaange-
passten Wohnraum schaffen 
werde. Bis zu 150.000 Wohnein-
heiten könnten damit bis Ende 
2025 voraussichtlich gefördert 
werden. Mit dem Anspruch be-
schleunigter Bauvorhaben ge-
he auch der Gebäudetyp E ein-
her, der Bauherren mehr Frei-
heit und Flexibilität ermöglicht. 
„Neun Länder haben das bereits 
umgesetzt, wofür ich den Län-
dern danke“, so Bösinger.

Die für Städtebau, Bau- und 
Wohnungswesen zuständigen 
Minister und Senatoren der Län-
der fassten Beschlüsse, um den 
Wohnungsbau zu fördern und 
das Wohnen bezahlbar zu hal-
ten. Dazu zählen etwa transpa-
rente und gestaltbare Normen 
für ein einfaches und kostenre-
duziertes Bauen, Anpassungen 
im Baurecht sowie verlässliche 
Förderprogramme.

Konkret sollen nicht nur vor-
handene Regelwerke wie DIN- 
Normen, das Zivilrecht oder För-
derprogramme, sondern auch 
Planungsprozesse reformiert 
werden, um kostengünstiges 
Bauen zu ermöglichen. Wich-
tig sei, mehr Anreize in der För-
derung zu setzen und das BGB 
anzupassen, um den Weg frei 
für innovative Lösungen zu ma-
chen.

Die BMK würdigte zudem 
den Gesetzentwurf zur Novel-
le des Baugesetzbuchs (BauGB) 
mit dem Ziel der Planungsbe-
schleunigung und des Bürokra-
tieabbaus. Die BMK forderte die 

Bundesregierung auf, den Kom-
munen weitere Instrumente für 
eine vereinfachte Planung zur 
Verfügung zu stellen. Die Länder 
werden sich im laufenden Bun-
desratsverfahren für diese For-
derungen einsetzen.

Darüber hinaus wurde die 
Bundesregierung aufgerufen, 
sich dafür einzusetzen, dass die 
Umsetzung der EU-Verordnung 
zur Wiederherstellung der Na-
tur den Wohnungsbau nicht be-
hindert oder verhindert. Unter 
anderem dürfe die EU-Verord-
nung nicht dem Baulandmobili-
sierungsgesetz der Bundesrepu-
blik Deutschland zuwiderlaufen, 
hieß es.

Mit der Typengenehmigung in 
der Musterbauordnung haben 
die Länder einen einheitlichen 
Rahmen für seriellen, modularen 
und systemischen Wohnungsbau 
geschaffen. „Auch die Vorgaben 
der Länder zur Mietwohnraum-
förderung stehen einer bundes-
weiten Etablierung des seriellen, 
modularen und systemischen 
Wohnungsbaus nicht entgegen“, 
stellte die BMK fest.

Appelle an den Bund

Für ausreichend bezahlbaren 
Wohnraum bedürfe es verläss-
licher und ausreichend ausge-
statteter Förderprogramme des 
Bundes. Die Bauministerkonfe-
renz appellierte an den Bund, 
die Abstimmung der Verwal-
tungsvereinbarungen sozialer 
Wohnungsbau und Junges Woh-
nen zügig voranzutreiben und 
den Ländern die Entwürfe vor-
zulegen. Eine weitere Erhöhung 
des Ko-Finanzierungsanteils der 
Länder auf 50 Prozent der Bun-
desmittel wurde abgelehnt.

Gleiches gilt für jede weitere 
Verschärfung der Wohngebäu-
destandards im Neubau und im 

Bestand. Bei der Umsetzung der 
EU-Richtlinie über die Gesam-
tenergieeffizienz von Gebäu-
den müssten deshalb alle auf 
EU-Ebene bestehenden Spiel-
räume genutzt und das Augen-
merk auf die Treibausgas-Emis-
sionen über den Lebenszyklus 
eines Gebäudes gelegt werden. 
Dies gelte auch für die Bestim-
mungen, die derzeit die Banken 
bei der Kreditfinanzierung limi-
tieren.

Kritisiert wurde auch der 
neu geschaffene Posten des 
EU-Kommissars für Wohnungs-
wesen. Fortan müsse der Kom-
missar für die Anliegen der für 
die Wohnraumförderung zu-
ständigen Länder sensibilisiert 
werden.

Nach Einschätzung von Axel 
Gedaschko, Präsident des Spit-
zenverbandes der Wohnungs-
wirtschaft GdW, „hat die Bau-
ministerkonferenz wichtige Be-
schlüsse gefasst. Jetzt kommt 
es darauf an, dass sie auch auf 
Bundesebene Gehör finden und 
in die Umsetzung gehen.“ 

Es sei absolut wichtig, dass 
vorhandene Regelwerke und 
Planungsprozesse weiter refor-
miert werden, um das Bauen 
einfacher und kostengünstiger 
zu machen. Ebenso notwendig 
sei es, dass die Kommunen über 
die Baugesetzbuch-Novelle hin-
aus weitere Instrumente für ei-
ne vereinfachte Planung erhal-
ten. Nur so könne ein echter 
Bau-Turbo gezündet werden. 

„Der serielle und modula-
re Wohnungsbau muss wei-
ter nach vorne gebracht wer-
den und energetische Anfor-
derungen an Gebäude dürfen 
nicht noch weiter nach oben 
geschraubt werden – auch das 
sind bedeutende Beschlüsse, 
die Realität werden müssen“, 
forderte Gedaschko. DK

Neues Rathaus in Burgebrach:

Tradition und Moderne im Einklang
Nach über zweijähriger Bauzeit ist das neue Rathaus im oberfränki-
schen Markt Burgebrach feierlich eröffnet worden. Das umfangrei-
che Bauprojekt, das nicht nur einen Neubau, sondern auch die Sanie-
rung des historischen Rathauses umfasst, markiert einen wichtigen 
Meilenstein für die Region. „Burgebrach lebt die Vergangenheit und 
entwickelt Zukunft“, betonte der Bamberger Landrat Johann Kalb.

Aufgrund des kontinuierli-
chen Wachstums des Marktes 
Burgebrach und der Gemein-
de Schönbrunn im Steigerwald 
genügte das alte Rathaus aus 
dem Jahr 1982 nicht mehr den 
Anforderungen. Der Marktge-
meinderat beschloss deshalb 
2017, ein angrenzendes Grund-
stück zu erwerben, um das Rat-
haus zu erweitern und zugleich 
das Bestandsgebäude zu sanie-
ren. Nach einer Machbarkeits-
studie im Jahr 2020 stellte Archi-
tekt Christoph Gatz fest, dass das 
erworbene Gebäude nicht in das 
bestehende Rathaus integriert 
werden konnte. Daher entschied 
man sich für einen Ersatzneubau.

Das historische Rathaus von 
1720 ist nun mit einem neuen, 
modernen Anbau und dem Ver-
waltungstrakt von 1982 harmo-
nisch verbunden. Die klare Glie-
derung der Fassaden und die 
großzügige Glasfront im Trep-
penhaus sorgen für eine helle 
und einladende Atmosphäre. Der 
barrierefreie Haupteingang führt 
in ein großes Foyer, das auch au-
ßerhalb der Dienstzeiten zugäng-

lich ist. Hier können Bürger über 
eine Bürgerservicebox rund um 
die Uhr selbstständig Dokumen-
te abholen – ein bayernweit ein-
maliger Service.

Nachhaltigkeit im Blick

Im Erdgeschoss befinden sich 
wichtige Ämter wie das Einwoh-
neramt, das Standesamt und das 
Steueramt. Im ersten Oberge-
schoss sind die Büros des Bür-
germeisters, des Geschäftslei-
ters und der Bauabteilung unter-
gebracht. Das Dachgeschoss be-
herbergt die Kämmerei und das 
Personalamt sowie einen Aufent-
haltsraum für das Personal.

Das neue Rathaus setzt auf 
moderne Technik und Nach-
haltigkeit. Eine Luft-Wasser-Wär- 
mepumpe sorgt für die Behei-
zung, während eine Photovoltaik-
anlage auf dem Dach 85,5 Pro-
zent des Strombedarfs deckt. 
Lüftungsschlitze und eine Fuß-
bodenheizung mit Kühlfunkti-
on tragen zur Optimierung des 
Raumklimas bei.

Wie Erster Bürgermeister Jo-

hannes Maciejonczyk beim Fest-
akt unterstrich, „bemisst sich die 
Leistungsfähigkeit einer Verwal-
tung nicht nach der Quadratme-
terzahl der Räume oder der Grö-
ße der Monitore. Die Leistungsfä-
higkeit eines verlässlichen Teams 
hängt von der Leidenschaft, dem 
Engagement und der Identifikati-
on der Mitarbeiter ab.“ Die Rah-
menbedingungen dafür seien mit 
dem gelungenen Bau geschaffen 
worden und dienten letztlich den 
Bürgerinnen und Bürgern.

„Sie haben die Voraussetzun-
gen für eine serviceorientier-
te und bürgerfreundliche Ver-
waltung geschaffen. Allen an der 
Ausführung Beteiligten gilt dafür 
mein herzlichster Glückwunsch!“, 
hob Innen- und Kommunalminis-
ter Joachim Herrmann hervor. 
Das neue Rathaus sei nicht nur ein 
hochmodernes und barrierefrei-
es Verwaltungszentrum, sondern 
auch ein Symbol für die Zukunfts-
fähigkeit und den Zusammenhalt 
der Region.

„Die Gemeinden und ihre Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter 
sind ein Aushängeschild Bayerns 
und tragen maßgeblich zu einer 
gut funktionierenden und bürger-
nahen Verwaltung bei“, erklärte 
der Minister. Mit dem neuen Rat-
haus habe Burgebrach einen at-
traktiven, zentralen Anlaufpunkt 
für die Bürgerinnen und Bürger in 
allen Lebenslagen geschaffen. Zu-
dem sei die Marktgemeinde mit 
der energetischen Sanierung samt 
Erweiterungsbau nun bestens für 
die Zukunft gerüstet. „Besonders 
freut mich, dass das Bauvorhaben 
eine Förderung von insgesamt ei-
ner Million Euro erhalten hat. Das 
ist bestens angelegtes Geld“, so 
Herrmann. Neben der KfW-För-
derung hatte auch der Freistaat 
Bayern im Rahmen der Städte- 
bauförderung wesentlich zur Bau-
maßnahme beigetragen. Die Bau-
kosten beliefen sich auf insgesamt 
4,7 Millionen Euro. DK

Neue Containerunterkunft 
in Kirchheim

In Kirchheim ist in den vergangenen Monaten eine neue Unter-
kunft zur vorübergehenden Unterbringung von Geflüchteten er-
richtet worden. Bei einem Tag der offenen Tür stellten Landrat 
Christoph Göbel und Kirchheims Erster Bürgermeister Stephan 
Keck den Bürgerinnen und Bürgern die Planungen vor und gaben 
Einblicke in die Wohncontainer. 

Maximal 198 Personen sollen 
dort künftig auf einem Grund-
stück, das die Gemeinde Kirch-
heim dem Landkreis zur Ver-
fügung gestellt hat, eine vorü-
bergehende Bleibe finden. Die 
Unterkunft, die entsprechend 
vertraglicher Vereinbarungen bis 
31.12.2026 geflüchteten Men-
schen ein Dach über dem Kopf 
bieten soll, besteht aus insge-
samt 36 Wohneinheiten. Jede Ein-
heit verfügt über drei Schlafzim-
mer, einen Küchenbereich mit 
Herd und Spüle sowie ein Bade-
zimmer. Die Zweibettzimmer sind 
mit Spinden, einem Kühlschrank 
sowie einer Sitzgelegenheit mit 
Tisch und Stühlen ausgestattet. 
Darüber hinaus stehen den Ge-
flüchteten Waschküchen und Ge-
meinschaftsräume zur Verfügung. 
Drei der insgesamt 36 Wohnein-
heiten wurden zu Büros für Sozial- 
und Objektbetreuung, zu Aufent-
haltsräumen und Waschküchen 
umfunktioniert.

Betreut werden die Geflüch-
teten vor Ort von der Diako-
nie München. Darüber hinaus 
ist rund um die Uhr ein Objekt-
service vor Ort, der auch als An-

sprechpartner für die Bewohner 
fungiert. 

Aktuell laufen noch letzte tech-
nische Arbeiten an der Anlage, 
die jedoch zeitnah abgeschlossen 
werden sollen. Auch ein Spielplatz 
wird in der Mitte der Anlage noch 
errichtet. Voraussichtlich ab Mitte 
Oktober 2024 können die ersten 
Bewohner ihr vorübergehendes 
Zuhause beziehen. In der Kirch-
heimer Unterkunft sollen Ge-
flüchtete aus der Ukraine unter-
gebracht werden. Unter anderem 
werden hier diejenigen Geflüchte-
ten unterkommen, die bislang be-
reits in einem Kirchheimer Hotel 
untergebracht sind, dessen An-
mietung Ende des Jahres ausläuft. 

Landrat Christoph Göbel, der 
im Rahmen des Tages der of-
fenen Tür auch zahlreiche Fra-
gen und Bedenken der Anwoh-
ner beantwortete, sprach der 
Gemeinde seinen Dank für die 
Unterstützung aus: „Mir ist be-
wusst, dass die Errichtung ei-
ner neuen Containerunterkunft 
für so viele Menschen – zumal 
in solcher Nähe zur bereits be-
stehenden Wohnbebauung – 
Fragen und Bedenken mit sich 

bringt. Sicherheit und Schutz un-
serer Lebensqualität sind für uns 
alle von größter Bedeutung... 
Unsere solidarische Gesellschaft 
basiert darauf, dass Menschen 
in Not einander helfen. Insoweit 
sehe ich es zum einen als unsere 
bürgerliche Pflicht, Menschen, 
die vor Krieg und Gewaltregimes 
flüchten, Schutz zu gewähren. 
Als Landkreis stehen wir zudem 
im Auftrag des Freistaats Bayern, 
diese Aufgabe verantwortungs-
voll zu erfüllen. Ich danke der Ge-
meinde Kirchheim für ihre wert-
volle Unterstützung und gute Zu-
sammenarbeit...“ 

Kirchheims Erster Bürgermeis- 
ter Stephan Keck ergänzte: „Wir 
können die Unmenschlichkeit 
in der Welt nicht verhindern, 
aber dazu beitragen, dass bei 
uns Menschlichkeit gelebt wird. 
In diesem Sinne waren die Bür-
ger von Kirchheim immer solida-
risch und werden dies auch in Zu- 
kunft sein.“ r

https://lfa.de/website/de/
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Preisträgerin Luise Hausberger, Erste Bürgermeisterin der  
Gemeinde Baierbach, gemeinsam mit Generalkonservator  
Mathias Pfeil (l.) sowie Wissenschafts- und Kunstminister  
Markus Blume. Bild: Axel König/StMWK

Tag des offenen Denkmals in Bayern:

„Wahr-Zeichen.  
Zeitzeugen der Geschichte“
Eine beeindruckende Vielfalt an historischen Stätten und Veran-
staltungen bot in Bayern der diesjährige Tag des offenen Denk-
mals. Über 600 Denkmäler öffneten für die Öffentlichkeit ihre Tü-
ren. Unter dem Motto „Wahr-Zeichen. Zeitzeugen der Geschichte“ 
konnten Besucherinnen und Besucher in die Vergangenheit ein-
tauchen und die Bedeutung dieser historischen Orte erleben.

Außergewöhnliche Sehens-
würdigkeiten mit historischer 
Bedeutung, prägende Landmar-
ken und weitere bedeutende 
Denkmäler sind Wahrzeichen 
vor Ort und teils auch weit über 
die Region hinaus bekannt. Ziel 
des bundesweiten Tags des of-
fenen Denkmals ist es, die Öf-
fentlichkeit für die Bedeutung 
des kulturellen Erbes zu sensibi-
lisieren und Interesse für Denk-
malpflege zu wecken.

In ganz Bayern fanden zahl-
reiche Führungen, Vorträge und 
Handwerksvorführungen statt, 
die einen tiefen Einblick in die 
Denkmalpflege und die Ge-
schichte der jeweiligen Orte bo-
ten. Besonders beliebt waren 
die Führungen durch sonst nicht 
zugängliche Gebäude und Bau-
stellenbegehungen, die einen 
exklusiven Blick hinter die Kulis-
sen ermöglichten.

Exklusiver Blick 
hinter die Kulissen

Das Bayerische Landesamt für 
Denkmalpflege hatte ein vielfäl-
tiges Programm zusammenge-
stellt, das Führungen, Kinder-
programme, Stadtspaziergän-
ge, Vorträge und vieles mehr 
umfasste. Alle Veranstaltun-
gen waren kostenfrei und boten 
spannende Einblicke in die Ver-
gangenheit. Unter den geöffne-
ten Denkmälern waren etwa die 
Alte Münze in München, die Kö-
nigliche Villa in Regensburg, das 
ehemalige Kloster Thierhaup-
ten, der neu entdeckte Grund-
riss einer einstigen Kirche auf 
der Fraueninsel im Chiemsee, 

die Burgkirche Oberwittelsbach 
(Lkr. Aichach), das historische 
Kaufhaus Witt in Weiden, oder 
der Karlsgraben in Treuchtlin-
gen, das älteste Kanalbauwerk 
Bayerns, das Karl der Große ab 
793 errichten ließ.

Spannende  
Sondervorführungen

Auch die Bayerische Schlös-
serverwaltung bot am Tag des 
offenen Denkmals den Besu-
chern ein vielfältiges kosten-
loses Angebot für spannende 
Sonderführungen in ausgewähl-
ten Sehenswürdigkeiten an. Da-
zu zählten der Hofgarten Ans-
bach, die Burg Cadolzburg, der 
Schlosspark Eremitage in Bay-
reuth, das Italienische Schlös-
schen im Neuen Schloss Bay-
reuth, der Schlosspark Fantaisie 
bei Bayreuth, die Befreiungs-
halle Kelheim, die Burg Traus- 
nitz in Landshut, der Schloss-
park Linderhof, das Schloss 
Neuburg an der Donau, das 
Neue Schloss Schleißheim, das 
Künstlerhaus Gasteiger in Holz-
hausen am Ammersee sowie 
die Walhalla bei Donaustauf.

Kunstminister Markus Blu-
me würdigte einmal mehr die 
Bedeutung dieses Tages: „Ob 
Burgen, Fachwerkhäuser oder 
Kirchen – der Tag des offenen 
Denkmals bietet für jeden et-
was und ermöglicht Einblicke in 
historisches Handwerk und Re-
staurierungen. Es ist eine wun-
derbare Gelegenheit, die Ver-
gangenheit lebendig werden zu 
lassen und das kulturelle Erbe 
Bayerns zu würdigen.“ DK

Verleihung der Denkmalschutzmedaille 2024:

Beste Botschafter der 
Denkmalpflege

Die Gemeinde Baierbach, die Märkte Türkheim und Winklarn so-
wie die Stadt Bad Berneck sind in der Alten Münze in München 
von Kunstminister Markus Blume und Generalkonservator Prof. 
Mathias Pfeil, Leiter des Bayerischen Landesamts für Denkmal-
pflege, mit der Denkmalschutzmedaille ausgezeichnet worden. 
Die Kommunen zählen zu den insgesamt 16 Preisträgern aus Bay-
ern, die sich in herausragender Weise um den Erhalt von Denk-
mälern verdient gemacht haben.

Baierbach

Die niederbayerische Ge-
meinde Baierbach (Landkreis 
Landshut), vertreten durch Ers-
te Bürgermeisterin Luise Haus-
berger, hat mit dem Umbau und 
der Sanierung des Wiesmerhofs 
im Zentrum von Baierbach ei-
nen Ort für alle Bürger geschaf-
fen. Nach rund dreijähriger Sa-
nierung des 170 Jahre alten und 
zuletzt akut gefährdeten Bau-
ernhauses verfolgt die Gemein-
de heute einen ganzheitlichen 
Ansatz und bietet von einer Ta-
gespflege für bis zu 15 Senioren 
über einen Gemeinderaum bis 
hin zum Jugendtreff ein attrak-
tives Angebot. Mit der Ergän-
zung der Nebengebäude wurde 
zudem wieder eine Hofsituation 
geschaffen.

Neben der behutsamen In-
standsetzung des denkmalge-
schützten Hauptgebäudes wur-
de versucht, vorhandene Ge-
staltungsprinzipien weiterzu-
schreiben und in Anlehnung an 
bäuerliche Traditionen umzu-
setzen. So entstand ein differen-
ziertes Zusammenspiel aus Ma-
terial, Oberfläche und Farbe. 
Rathauschefin Hausberger initi-
ierte das Projekt und fungierte 
während der gesamten Zeit als 

Vermittlerin. Sie suchte das Ge-
spräch mit der Denkmalpflege, 
möglichen Nutzergruppen und 
Fördergebern und während der 
Vorbereitung, Planung und Aus-
führung des Projekts den Aus-
tausch und die Diskussion mit 
Planern und ausführenden Fir-
men.

Die Überzeugung, dass das 
Gebäude einen Teil der Ge-
schichte des Ortes bildet und 
nur mit einer neuen, sinnvol-
len Nutzung auf Dauer erhalten 
werden kann, prägte von An-
fang an das Handeln der Bürger-
meisterin. Trotz vieler kritischer 
Stimmen wusste sie die Öffent-
lichkeit mit Leidenschaft und 
sachlicher Argumentation von 
der Sanierung und Neunutzung 
zu überzeugen.

Türkheim

Für die Instandsetzung des 
historischen Waaghauses im 
Ortszentrum wurde der schwä-
bische Markt Türkheim (Kreis 
Unterallgäu) mit ihrem Ersten 
Bürgermeister Christian Kähler 
ausgezeichnet. Das Waaghaus 
entstammt im Kern dem Jahr 
1600 und gehört damit zu den 
rund 20 Gebäuden, die es im All-
gäu noch aus der Zeit vor dem 

Dreißigjährigen Krieg gibt. Mit 
seiner ungewöhnlichen Bau- 
form prägt der zweigeschossi-
ge Giebelbau mit nach Westen 
abgewalmtem Satteldach den 
Ort. Nach langem Leerstand 
und vielen Diskussionen ist es 
durch die Sanierung gelungen, 
das Waaghaus zu einer sozialen 
und kulturellen Begegnungs-
stätte und einem neuen Mit-
telpunkt im bürgerschaftlichen 
Leben des Marktes Türkheim zu 
machen.

Neben einem für die Öffent-
lichkeit zugänglichen Gemein-
desaal beheimatet es nun die ört-
liche Volkshochschule, die eine 
bedeutende Position im Bereich 
der Erwachsenen- und Jugendbil-
dung in Türkheim einnimmt, so-
wie die vom Markt beschäftigte 
und für die Arbeit mit Senioren 
zuständige Quartiersmanagerin, 
die örtliche Arbeiterwohlfahrt 
und den Sozialverband VdK.

Über Jahre hat sich die Markt-
gemeinde für einen Erhalt des 
über 400 Jahre alten Hauses ein-
gesetzt und sich intensiv mit ei-
ner geeigneten Nachnutzung 
des Baudenkmals beschäftigt. 
Das Projekt zeigt den oftmals 
langen Weg, den eine Gemein-
de zum Erhalt des baulichen Er-
bes gehen muss. Das Waaghaus 
ist ein vorbildlicher Beitrag zur 
regionalen Baukultur und veran-
schaulicht, wie für das bürger-
schaftliche Gemeindeleben ein 
neuer Treffpunkt in der Ortsmit-
te entstehen kann.

Winklarn

Über eine weitere Denkmal-
schutzmedaille durfte sich der 
Markt Winklarn in der Oberpfalz 
(Landkreis Schwandorf), vertre-
ten durch Erste Bürgermeiste-
rin Sonja Meier, freuen. Der am 
Marktplatz von Winklarn gele-
gene ehemalige Brauereigast-
hof „Zum Goldenen Löwen“ 
prägt das Bild des Orts maßgeb-
lich. Das Gebäude befand sich 
vor der Instandsetzung in ei-
nem desolaten Zustand, in Teil-
bereichen bestand sogar Ein-
sturzgefahr. Durch die denkmal-
gerechte Instandsetzung wurde 
die charakteristische Identität 
des Baudenkmals und damit des 
Marktes bewahrt und das Ge-
bäude für kommunale und kul-
turelle Veranstaltungen der Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht. 
Die Möglichkeit des privaten, 
dauerhaften Wohnens belebt 
die Ortsmitte zusätzlich.

Während im westlichen Ge-
bäude seniorengerechte Woh-
nungen und Appartements un-
tergebracht sind, befindet sich 
im östlichen Gebäude im Erd-
geschoss ein Seniorentreff. Im 
Obergeschoss dient heute der 
ehemalige Saal der Gaststät-
te als Veranstaltungsraum für 
Bürger und Vereine. In einem  
zweiten Bauabschnitt sollen 
die rückwärtigen Gebäude der 
einstigen Brauerei instandge-
setzt werden. Durch ihren un-
ermüdlichen Einsatz um das 
Anwesen trug Rathauschefin 
Sonja Meier maßgeblich zum 

Gelingen des Projekts bei.

Bad Berneck

Die oberfränkische Stadt Bad 
Berneck (Landkreis Bayreuth) 
mit Erstem Bürgermeister Jür-
gen Zinnert wurde schließlich 
für die Instandsetzung der Burg- 
ruine Hohenberneck in Neu-
wallenrode geehrt. Als eine der 
letzten Burgbauten am Über-
gang vom Spätmittelalter zur 
Neuzeit kann die Burgruine auf 
eine bewegte Geschichte zu-
rückblicken.

Anfang des 16. Jahrhunderts 
nach ca. 20 Jahren Bauzeit fer-
tiggestellt, diente sie nur kurz 
als Amtsburg und wurde in 
den Folgejahren stark vernach-
lässigt. Die Stadt Berneck er-
warb die Burg und ihre Umge-
bung 1872 vom Königreich Bay-
ern und versprach zudem, ih-
ren weiteren Verfall zu stoppen. 
Erst rund 150 Jahre später wur-
de dieses Versprechen einge-
löst. Es galt, das Mauerwerk zu 
stabilisieren, Fenster- und Tür-
gewölbe zu ergänzen sowie den 
breiten Bewuchs von Efeu und 
Flieder zu entfernen. Für die 
Instandsetzung war dabei viel  
Fachexpertise nötig.

Wesentlich unterstützt wur-
de das Projekt zudem durch den 
Förderverein historische Stätten 
e. V., der bereits 2016 mit der 
Denkmalschutzmedaille ausge-
zeichnet wurde. Alle Akteure ar-
beiteten bei diesem herausra-
genden Projekt hervorragend 
und reibungslos zusammen, so 
dass die Ruine nun in neuem 
Glanz erstrahlt.

Zusammen mit der nahegelege-
nen Ruine der Marienkapelle so-
wie des Alten Schlosses bildet Ho-
henberneck ein beachtliches mit-
telalterliches Ensemble. Seit eini-
gen Jahren bietet die Burgruine 
außerdem einen idealen Schau-
platz für das „Bad Bernecker Bur-
genfest“, das sich in der Umge-
bung großer Beliebtheit erfreut.

Nach den Worten von Kunst-
minister Markus Blume „ist 
Denkmalpflege Heimatliebe in 
der allerschönsten Form“. Dies 
zeigten die Preisträger mit ih-
rem Engagement und ihrer Lei-
denschaft vor Ort. In Bayern 
werde das Engagement Einzel-
ner so stark wie noch nie unter-
stützt: „Im aktuellen Haushalt 
haben wir Mittel für die Denk-
malpflege in Rekordhöhe ver-
ankert und rund 27 neue Stellen 
für das Bayerische Landesamt 
für Denkmalpflege geschaffen. 
Hinzu kommen 2023 in Zusam-
menarbeit mit den Kommunen 
rund 35 Millionen aus dem Ent-
schädigungsfonds für 39 Einzel-
projekte im Freistaat.“

Generalkonservator Prof. Di-
pl.-Ing. Architekt Mathias Pfeil 
dankte den Preisträgern und 
lobte: „Ein Land ohne Denkmä-
ler ist ein Land ohne Gedächtnis. 
Die Preisträgerinnen und Preis-
träger der Denkmalschutzme-
daille 2024 sind die wahren Hü-
ter unserer Geschichte und die 
besten Botschafter der Denk-
malpflege.“ DK

wbg-Modellprojekt 
Serielles Modernisieren

Die derzeitige Situation der Wohnungswirtschaft ist geprägt einer-
seits von der Forderung, den Bestand schnell klimaneutral zu ertüchti-
gen, andererseits sollen bezahlbare Mieten ein verträgliches Wohnen 
ermöglichen. Dies alles unter den Rahmenbedingungen von nach wie 
vor hohen Baukosten und Zinsen. Das gilt auch und insbesondere für 
die wbg Nürnberg GmbH Immobilienunternehmen als kommunale Ge-
sellschaft mit einem besonderen Auftrag.

„In Anlehnung an bereits rea-
lisierte Projekte in unserer Bran-
che, sehen wir für unsere typi-
sierten Bestandsgebäude in der 
Modernisierung modellhaft einen 
neuen Weg und setzen versuchs-
weise auf serielles Sanieren im 
Bestand,“ erklärt wbg-Geschäfts-
führer Ralf Schekira auf der Bau-
stelle in der Reinerzer Straße in 
Nürnberg-Langwasser. 

Serielles Sanieren im Bestand 
bezieht sich auf die Anwendung 
industrieller Fertigungsmethoden 
und standardisierter Prozesse 
bei Modernisierungs- oder Sanie-
rungsprojekten in bestehenden 
Wohngebäuden. Im konkreten 
Fall bedeutet dies, dass die Fassa-
denelemente inklusive aller Fens-
ter in großem Maßstab herge-
stellt und dann an der Bestands-
fassade angebracht werden. 

Durch diese Verwendung vor-
gefertigter Elemente werden Mo-
dernisierungsarbeiten schneller 

abgeschlossen als bei herkömm-
lichen Methoden. Da viele Ar-
beiten im Werk stattfinden und 
Bauelemente vor Ort nur noch 
installiert werden müssen, mini-
miert die wbg Störungen und Be-
lastungen für die und Bewohner. 

Die Modernisierung umfasst ei-
ne verbesserte Wärmedämmung, 
hochwertige Fenster und ein 
energieeffizienteres Heizen durch 
die Umrüstung von einem Ein-
Rohr-System auf das zeitgemä-
ße Zwei-Rohr-System. Das führt 
letztlich zu niedrigeren Energie-
kosten.  

Durch standardisierte Produkti-
onsprozesse und die Verwendung 
nachhaltiger Materialien werden 
bessere Qualitätsstandards ein-
gehalten. Serielles Sanieren trägt 
außerdem dazu bei, Abfall zu re-
duzieren und Ressourcen effizien-
ter zu nutzen, insbesondere durch 
die Möglichkeit recycelter Mate- 
rialien. r

Serielles Sanieren Reinerzer Straße 52-54. Bild: wbg Nürnberg

Ortskernsanierung 
in Neuschönau

„Die Städtebauförderung ist eines der besten Instrumente, die 
wir haben, um Ortskerne attraktiv zu halten“, ist Regierungspräsi-
dent Rainer Haselbeck überzeugt. Beim Spatenstich zum 2. Bau-
abschnitt der Ortskernsanierung in Neuschönau gaben ihm die 
Kommunalvertreter recht. „Neuschönau hat sich zu einem Vor-
zeigebeispiel entwickelt, das zeigt, dass man auch in schwierigen 
Zeiten erfolgreich dem Strukturwandel begegnen kann, wenn ge-
meindliches Engagement und Städtebauförderung Hand in Hand 
gehen“, lobte auch Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich.

Im Falle von Neuschönau ist 
auch die Kirche als Partner da-
bei, da sie neben dem neu-
en Dorfgemeinschaftshaus und 
dem nun neu entstehenden 
Dorfplatz klassischerweise das 
Zentrum des Ortes bildet. Ur-
sprünglich begann der Weg da-
mit, dass sich Neuschönau „auf 
den Holzweg“ begab, indem 
man in einem städtebaulichen 
Grundkonzept die Weichen für 
die Entwicklung der nächsten 
Jahrzehnte legte und dabei dem 
Thema Holz eine große Bedeu-
tung zukommen lassen wollte. 
Nun sei man etwa auf der Hälfte 
des Weges angelangt und könne 

bereits die ersten positiven Fol-
geeffekte durch private Investi-
tionen erkennen. 

Für die Nationalparkgemein-
de lag es nahe, das Profil in Sa-
chen Natur und Kultur zu schär-
fen, um den Ort als Ganzes at-
traktiv zu halten. „Wir wollen er-
reichen, dass die Menschen auf 
ihre gute Stube, den Ortskern 
stolz sind“, so Architekt Alfons 
Döringer. „Dies wäre aber ohne 
die Städtebauförderung nicht 
möglich“, bedankte sich Bürger-
meister Alfons Schinabeck. Von 
den gesamt 3,35 Millionen Euro 
werden 2,6 Millionen vom Frei-
staat Bayern getragen. r

V.l.: Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich, MdL Martin Behrin-
ger, stv. Landrätin Helga Weinberger, Regierungspräsident Rainer  
Haselbeck, Sprecher der Bürgermeister im Landkreis Freyung- 
Grafenau Josef Kern und Bürgermeister Alfons Schinabeck.
 Bild: Bezirk Niederbayern/Manuela Lang
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Starke Partnerschaft.
Wir sind für Bayerns Kommunen da
Von der nachhaltigen Kapitalanlage bis zur Fortschritts- 

finanzierung – gemeinsam mit den Sparkassen bieten  

wir Kommunalkunden ein lückenloses Leistungsspektrum. 

Zinsgünstige Kommunalkredite und spezielle Förder- 

programme der BayernLabo ergänzen unsere Leistungen. 

Erfahren Sie mehr unter bayernlb.de/oeffentliche_hand

ABC Tourismus in Bayern: 
Nachhaltigkeit – der Schlüssel zur Zukunftsfähigkeit

In Kooperation mit der
Bayern Tourismus Marketing GmbH

GZ KOMMUNAL-

Der Tourismus ist ein bedeutender Wirt-
schaftsfaktor für Bayern und trägt erheblich 
zur regionalen Wertschöpfung bei. Um diesen 
Erfolg langfristig zu sichern, müssen sich die 
bayerischen Destinationen zukunftsfähig auf-
stellen. Nachhaltigkeit spielt dabei eine ent-
scheidende Rolle: Nur durch eine nachhaltige 
Entwicklung können wir gewährleisten, dass 
Bayern dauerhaft attraktiv bleibt und als Tou-
rismusdestination weiterhin erfolgreich ist.

Nachhaltigkeit  
als strategische Notwendigkeit

Zukunftsfähige, nachhaltig agierende Destina-
tionen setzen auf den langfristigen Erhalt ihrer 
natürlichen und kulturellen Ressourcen. Denn 
die Naturräume und die Lebensqualität vor Ort 
sind nicht nur für die Einheimischen von un-
schätzbarem Wert, sondern auch das zentrale 
Kapital des Tourismus. Die Investition in Nach-
haltigkeit ist daher keine Option, sondern eine 
strategische Notwendigkeit, um wettbewerbsfä-
hig zu bleiben.

Für Kommunen und Regionen bedeutet dies, 
sich den Herausforderungen aktiv zu stellen: 
Wie können wir Ressourcen schonen und da-
bei gleichzeitig den Gästen ein einzigartiges Er-
lebnis bieten? Wie können wir die Region wirt-
schaftlich stärken und die Einheimischen mit ih-

ren Bedürfnissen auf unserem Weg mitnehmen? 
Wie sichern wir Investitionen in den Tourismus 
vor Ort?

Die BayTM als Partner  
für eine zukunftsfähige Entwicklung

Um Kommunen und Regionen auf diesem Weg 
zu unterstützen, hat die Bayern Tourismus Mar-
keting GmbH (BayTM) gemeinsam mit einer Viel-
zahl touristischer Akteure die Matrix für nachhal-
tige Destinationsentwicklung erarbeitet. Dieses 
praxisorientierte Werkzeug umfasst 20 Hand-
lungsfelder, die den Verantwortlichen Impulse 
und Orientierung bieten, wie sie ihre Destina-
tion nachhaltig verbessern können. Neben der 
Matrix profitieren Kommunen und Destinatio-
nen von einem breiten Angebot an Vorträgen, 
Workshops und Netzwerkaktivitäten. Die BayTM 
stellt hierbei ihr umfassendes Know-how zur Ver-
fügung, um Entscheidungsträgern die nötigen 
Werkzeuge an die Hand zu geben, zukunftsfähige 
Destinationen zu gestalten. Die Vernetzung mit 
anderen Kommunen und Akteuren der Branche 
fördert dabei den Austausch von Good Practices 
und unterstützt die gemeinsame Entwicklung 
von Lösungsansätzen.

Weitere Informationen gibt es unter: 
https://tourismus.bayern/nachhaltige-destina-

tionsentwicklung/ r

Bayerische Immissionsschutztage in Augsburg:

Praktikable Wege
Aktuelle Entwicklungen im Immissionsschutz, die Relevanz des 
Klimaschutzfachbeitrags, die Umsetzung einer klimaneutralen 
Wärmeversorgung in Kommunen sowie der Klimaschutz in der 
Bauleitplanung waren nur einige der Themenschwerpunkte der 
15. Bayerischen Immissionsschutztage im Bayerischen Landes-
amt für Umwelt in Augsburg, veranstaltet vom Kumas Umwelt-
netzwerk gemeinsam mit den Kooperationspartnern Bayerisches 
Landesamt für Umwelt, avr – Andrea Versteyl Rechtsanwälte aus 
Berlin und der Müller-BBM Industry Solutions GmbH.

Der Amtschef des Bayeri-
schen Staatsministeriums für 
Umwelt und Verbraucher-
schutz, Dr. Christian Barth, er-
öffnete den Fachkongress und 
gab seiner Hoffnung Ausdruck, 
dass Umwelt und Wirtschaft an-
gesichts der angespannten glo-
balen Lage wieder einen we-
sentlichen gemeinsamen Impuls 
für nachhaltiges Wirtschaften 
und Wachstum geben werden.

Für praktikable, schlanke 
und digitale Wege

Wie Bayerns Umweltminis-
ter Thorsten Glauber in einem 
(schriftlichen) Grußwort darleg- 
te, sei für die Energiewende und 
die Transformation der Wirt-
schaft als Ganzes eine Verein-
fachung und Beschleunigung 
von Genehmigungsverfahren 
dringend erforderlich. „Es muss 
uns daher gemeinsam gelingen, 
bei der nationalen Umsetzung 
der Industrieemissionsrichtlinie  
praktikable, schlanke und di-
gitale Wege zu finden. Die von 
Bund und Ländern auf den Weg 
gebrachte Anpassung der Men-
genschwellen für Elektrolyseure 
dient als positives Beispiel.“

In einem nächsten Schritt 
müssten alle weiteren Anlagen 
aus der 4. Bundesimmissions-
schutzverordnung auf den Prüf-
stand gestellt werden, die unter-
halb der Anforderungen der In-
dustrieemissionsrichtlinie liegen. 
Im Sinne der Entbürokratisierung 
sollten auch hier Mengenschwel-
len und Erfordernis im Einzel-
fall kritisch hinterfragt werden. 
„Denn die Staatsregierung hält 
an ihrer Maxime fest: So viel 
Regulierung wie nötig und so  
wenig wie möglich“, so Glauber.

Laut Andrea Wellhöfer vom 
Bayerischen Landesamt für Um-
welt sind das Erreichen und Er-
halten einer guten Luftqualität 
wichtige Aufgaben des Immis-
sionsschutzes. Kontrolliert wer-
de dies durch qualitätsgeprüfte 
Luftgütemessungen mit konti-
nuierlichen Messsystemen ent-
sprechend den rechtlichen Vor-
gaben. Zu diesem Zweck be-
treibe das LfU seit 1974 das 
Lufthygienische Landesüberwa-
chungssystem Bayern (LÜB) mit 
seinen über 50 auf ganz Bay-
ern verteilten Messstationen. 
Während in den 1980er Jah-
ren der durch hohe Schwefel-
dioxid-Konzentrationen aus In-
dustrieanlagen und Hausbrand 
hervorgerufene saure Regen 
im Fokus stand, seien es später 
über einen langen Zeitraum die 
Feinstaubimmissionen und spä-
ter die Stickstoffdioxid-Belas-
tung aus dem Verkehrssektor in 
den Innenstädten gewesen.

Reduzierte Belastungen 

Nach Wellhöfers Worten sei vor 
allem nach 2015 die Belastung an 
den verkehrsnahen Messstatio-
nen durch Stickstoffdioxid deut-
lich zurückgegangen. Ähnlich ver-
hält es sich mit dem Grenzwert 
für Feinstaub PM 2,5, der auch an 
höchstbelasteten Orten mittler-
weile deutlich unterschritten wer-
de. Nicht mehr überschritten wird 
im Freistaat bereits seit 2007 der 
Feinstaub PM10-Immissionsgren-
zwert für das Kalenderjahr.

Auf einem sehr niedrigen Ni-
veau liegt die Konzentration von 
Kohlenmonoxid (CO), gemittelt  
über acht Stunden, im Vergleich 
zum Grenzwert von 10 mg/m3. 
Für CO sind aufgrund des ge-

ringen Belastungsniveaus orts-
feste Messungen nach der 39. 
BImSchV nicht mehr vorge-
schrieben. Der Großteil der Koh-
lenmonoxidmessungen wird 
hauptsächlich aus Gründen der 
Qualitätssicherung für andere  
Luftschadstoffe fortgeführt. Die  
Kohlenmonoxidkonzentratio-
nen nehmen an allen 13 ver-
kehrsnahen LÜB-Messstationen 
in den vergangenen zehn Jahren 
weiterhin signifikant ab.

Auch für Schwefeldioxid be-
steht mittlerweile aufgrund des 
geringen Belastungsniveaus kei-
ne Messverpflichtung mehr. Des-
halb wurden seit Beginn 2018  
die Messungen für Schwefeldioxid 
an den LÜB-Messstationen einge-
stellt. Der letzte Auswertezeit-
raum über zehn Jahre erstreckt 
sich daher von 2008 bis 2017.

Städtische Energiezentrale

Im Rahmen der Energiewende 
bildet der Ausbau von Nahwärme-
netzen zur Versorgung der Wohn-
gebäude, weg von den Einzelfeu-
erungen einen zentralen Bau-
stein. Kommunen planen bei der 
Ausweisung von Neubaugebieten 
eine zentrale Wärmeversorgung 
mit ein, um mit einer möglichst 
regenerativen Energieversorgung 
und dem schonenden Umgang 
von Ressourcen einen Beitrag 
zum Erreichen der Klimaziele zu 
leisten. Am Beispiel der Energie-
zentrale einer Stadt zeigten Eva 
Braun und Dr. Manfred Harant 
(Regierung von Schwaben) die 
sich aus dem Wechsel vom Bau-
recht ins Immissionsschutzrecht 
aufgrund des Zusammenschlus-
ses von bestehenden Altanla- 
gen bzw. der Verbindung mit 
Neuanlagen entstehenden fachli-
chen Anforderungen auf.

Immer neue Anforderungen  
werden auch an den Indus- 
trieanlagenbetrieb gestellt. Mit 
der Frage „Ist der Produktions- 
standort Deutschland noch wett- 
bewerbsfähig?“ befasste sich 
Frank Schmitz VCI - Verband der 
Chemischen Industrie, Frankfurt 
am Main. Seinen Ausführungen 

zufolge prognostiziert der Ver-
band für das Gesamtjahr 2024 
eine stagnierende Produktion 
auf niedrigem Niveau. Aufgrund 
rückläufiger Preise werde erwar-
tet, dass der Branchenumsatz in 
diesem Jahr um 3,5 Prozent sin-
ken wird.

Eine der Hauptanliegen der 
Industrie sei die Sicherung wett-
bewerbsfähiger Energiepreise, 

da diese entscheidend für das 
Überleben der deutschen Indus-
trie seien. Ein weiteres Hemm-
nis für die Entwicklung und In-
novation der Branche stellten 
die überbordende Bürokratie 
und Regulierung dar, die Unter-
nehmen daran hinderten, flexi-
bel und effizient zu agieren. Zu-
sätzlich fielen momentan Pläne 
für die Zukunftssicherheit der 

Industrie dem Green Deal zum 
Opfer, was zu Unsicherheiten 
und Herausforderungen in der 
langfristigen Planung führe.

Trotz dieser Hindernisse strebt 
die Chemieindustrie laut Schmitz 
nach einer nachhaltigen Trans-
formation, „die eine Balance zwi-
schen ökonomischen, ökologi-
schen und sozialen Interessen 
schafft“. DK

Ist Recycling-Beton der Heilsbringer?
Recycling-Beton (RC-Beton) besteht zu einem Teil aus rezyklier-
ten Gesteinskörnungen, die aus Bauschutt wie Beton- und Mauer-
werksbruch gewonnen werden. Der Anteil im Recycling-Beton kann 
in Bezug auf die geltenden Betonnormen bis zu 45 Prozent der be-
nötigten Gesteinskörnung betragen und eine große Bandbreite an 
Einsatzmöglichkeiten abdecken. Durch die Wiederverwendung des 
Abbruchmaterials werden Ressourcen gespart, weshalb RC-Be-
ton zunehmend nachgefragt wird. „Wir begrüßen den Einsatz von 
RC-Beton vollumfänglich, müssen jedoch darauf hinweisen, dass 
sein Einsatz mit einigen Einschränkungen verbunden ist“, stellt Dr. 
Bernhard Kling, Geschäftsführer des Bayerischen Industrieverban-
des Baustoffe Steine und Erden e.V. (BIV) klar. 

„Damit der RC-Beton den Dauer-
haftigkeitsanforderungen ent-
spricht, muss immer ein Gemisch 
aus sogenanntem Primär- und Se-
kundärmaterial eingesetzt werden.  
Es ist ein Irrglaube, dass Re- 
cycling-Beton vollständig aus  
wiederaufbereitetem Abbruch- 
material besteht“, betont Kling. 

Alles, was an verfügbarem Re- 
cyclingmaterial für Beton da ist, 
sollte auch vorrangig genutzt 
werden. Im Moment könnten 
rund 11 Prozent des Gesamtbe-
darfs an mineralischen Rohstof-
fen, wie Sand, Kies und Schotter 
durch aufbereiteten recycelten 
Bauschutt ersetzt werden. 

Realistisch bleiben

„Auch wenn wir den Re- 
cyclinganteil noch weiter erhö-
hen, werden wir laut einer Studie 
des DIW Berlin - German Institute 
for Economic Research lediglich 
15 Prozent des Gesamtbedarfs 
quantitativ und qualitativ de-
cken können. Dazu kommt, dass 
ein Großteil der Abbruchmateria-
len bereits heute für den Straßen- 
und Tiefbau verwendet wird. Fin-

det eine Verlagerung des Einsat-
zes der Recyclingmaterialien zum 
Bau von Gebäuden statt, so fehlt 
dieses genau dort.“

Wo es möglich ist, sollte 
RC-Beton eingesetzt werden 

Obwohl die geringe Verfüg-
barkeit von recyclingfähigen (Ab-
bruch-)Materialien ein grundsätz-
liches Problem darstellt, ist der 
mögliche Lieferumfang von RC-Be-
ton aktuell bei vielen Herstellern 
noch nicht ausgeschöpft. „Wir als 
Branche haben aufgerüstet, in 
Technik und Technologie inves-
tiert und sind startklar. Wir liefern, 
was lieferbar ist“, berichtet Karl 
Hofmeister, Geschäftsführer der 
SCHWENK Beton Südbayern GmbH 
und Vizepräsident beim Bundes-
verband Transportbeton (BTB). Ein 
Hindernis, auf das die Hersteller 
von RC-Beton aktuell stoßen, sei 
oftmals eine fehlende Nachfrage. 
„Viele Bauherren und Architekten 
sind noch immer skeptisch gegen-
über „gebrauchten“ Materialien. 
Besonders die Leistungsfähigkeit 
und Langlebigkeit des RC-Betons 
wird im Vergleich zu traditionel-

lem Beton häufig in Frage gestellt“, 
führt Hofmeister aus.

Ein Leuchtturmprojekt, bei dem 
die Verfügbarkeit von Recycling-
beton voll ausgeschöpft wurde, 
ist der Neubau der Konzernzent-
rale des TÜV Süd in München. Ins-
gesamt 3.468,25 Kubikmeter (das 
sind mehr als 40 Prozent des Ge-
samtbedarfs) des ressourcen-
schonenden Betons flossen buch-
stäblich in den Bau – mehr war aus 
ingenieurtechnischer Sicht nicht 
möglich.

„Der Bauherr wollte das Gebäu-
de möglichst nachhaltig errichten. 
Dafür kam natürlich RC-Beton in 
Frage, solange die Anforderungen 
an den Beton passen. In diesem 
Fall: Festigkeit bis maximal C30/37 
mit Anforderungen an Wasser-
undurchlässigkeit“, erläutert Ralf 
Rattay, Bauleiter bei Glass GmbH 
Bauunternehmung, Mindelheim, 
NL München. Im Prozess des Bau-
ens zeigte sich auch für Ralf Rat-
tay erneut die unkomplizierte Ver-
wendung des Materials: „Beim 
Einbau und der Verarbeitung von 
RC-Beton merkt man praktisch 
nicht, dass RC-Beton verbaut wird. 
Dessen Eigenschaften sind nahe-
zu identisch mit Beton ohne Recy-
clinganteil.“ 

Neben den Planern und Inves-
toren sehen der BIV und BTB 
auch die Politik in der Pflicht: 
Der grundsätzlichen Forderung 
nach mehr RC-Beton muss eine 
höhere Akzeptanz dieses Bau- 
stoffes auch bei den öffentli-
chen Auftraggebern folgen. Nur 
so kann der Einsatz gesteigert 
werden – im Rahmen dessen, 
was verfügbar ist. r

https://www.bayernlb.de/internet/de/blb/resp/oeffentliche_hand_2/einstieg_fuer_oeffentliche_hand/einstieg_6.jsp
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/6443-gz-3-2024-abc-tourismus-in-bayern
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/6443-gz-3-2024-abc-tourismus-in-bayern
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/6443-gz-3-2024-abc-tourismus-in-bayern
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/6443-gz-3-2024-abc-tourismus-in-bayern
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/6443-gz-3-2024-abc-tourismus-in-bayern
https://tourismus.bayern/nachhaltige-destinationsentwicklung/
https://tourismus.bayern/nachhaltige-destinationsentwicklung/
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Wissenschaftlicher Bericht des UBA:

Kommunalbefragung  
Klimaanpassung 2023

Am 1. Juli 2024 ist das Klimaanpassungsgesetz in Kraft getreten. 
Für die Bundesländer bildet es den Rechtsrahmen, eigene Klima-
anpassungsstrategien vorzulegen, und dafür Sorge zu tragen, dass 
die Kommunen Klimaanpassungskonzepte aufstellen. Eine erste 
bundesweite, repräsentative Kommunalbefragung von Städten 
und Gemeinden mit weniger als 50.000 Einwohnern im Auftrag 
des Umweltbundesamts (UBA) zeigt nun, dass mit 83 Prozent ei-
ne deutliche Mehrheit der Kommunen beim Thema Klimaanpas-
sung bereits aktiv ist.

Maßnahmen zur Klimaanpas-
sung wurden bereits von über 
40 Prozent der Kommunen um-
gesetzt. Weitere knapp 40 Pro-
zent gaben an, entsprechende 
Maßnahmen zu planen. An der 
Befragung beteiligten sich bun-
desweit 1.062 Kommunen.

Je größer die Kommune ist, 
desto eher wird eine starke Ver-
änderung durch den Klimawan-
del wahrgenommen. Insgesamt 
56 Prozent gaben an, in den ver-
gangenen zehn Jahren starke 
oder sehr starke Veränderungen 
durch den Klimawandel wahrge-
nommen zu haben. Nur 2 Pro-
zent erklärten, gar keine Verän-
derungen zu spüren.

Fast 90 Prozent schätzen die 
(zukünftigen) klimatischen Ver-
änderungen in ihrer Kommune 
überwiegend negativ ein. Die 
wahrgenommene Betroffenheit 
durch allmähliche Klimaverän-
derungen (64 Prozent) und Ex-
tremwetterereignisse (62 Pro-
zent) stellen die am häufigsten 
genannten Aspekte dar, die da-
zu geführt haben, sich mit dem 
Thema Klimaanpassung zu be-
schäftigen. Hinzu kommen die 
Verbesserung der Lebensquali-
tät für die Bevölkerung (54 Pro-
zent), der Wunsch, mit gutem 
Beispiel vorangehen zu wollen 

(49 Prozent), gefolgt von För-
derprogrammen und finanziel-
ler Unterstützung (46 Prozent).

Stellenwert 
der Klimaanpassung

Für 22 Prozent der Kommu-
nen wird der Stellenwert, den 
das Thema Klimaanpassung in 
der eigenen Verwaltung hat, 
mit „hoch“ angegeben. Zudem 
schätzten fast 50 Prozent den 
Stellenwert mit „mittel“ ein. 
Weniger als 2 Prozent gaben 
an, dass das Thema Klimaanpas-
sung bei ihnen gar keinen Stel-
lenwert besitzt.

Den Handlungsbedarf für 
Maßnahmen in den kommen-
den zehn Jahren schätzten 64 
Prozent als „hoch“ oder „sehr 
hoch“ ein. Nur 4 Prozent sahen 
wenig Handlungsbedarf. Ten-
denziell gilt: Die Einschätzung 
des Bedarfs steigt mit der Kom-
munengröße.

Eine deutliche Mehrheit der 
Kommunen ist beim Thema Kli-
maanpassung bereits aktiv. Le-
diglich 17 Prozent gaben an, sich 
zwar informiert, aber noch keine 
weiteren Schritte unternommen 
zu haben. Ein Klimaanpassungs-
konzept wurde bisher von 12 
Prozent der befragten Landkrei-

se, Städte, Gemeinden und Ge-
meindeverbände ausgearbeitet.

Für die kommunale Verwal-
tungsstruktur wird das Thema 
Klimaanpassung als eine gro-
ße Herausforderung betrach-
tet (82 Prozent). Hierfür sei ei-
ne „Kümmerer-Person“ erfor-
derlich, die auch über die Gren-
zen von Fachabteilungen hinaus 
aktiv sein kann (78 Prozent). Die 
Kommunikation und Kooperati-
on zwischen den kommunalen 
Fachbereichen wurde beim The-
ma Klimaanpassung nur zu 45 
Prozent als gut funktionierend 
eingeschätzt. Lediglich 37 Pro-
zent empfinden die bestehen-
den Planungsprozesse als gut 
geeignet für die Umsetzung von 
Klimaanpassungsmaßnahmen.

Über einen Klimaanpassungs-
manager verfügen knapp 12  
Prozent der Kommunen. Die Un-
terschiede zwischen Kommu-
nentyp und -größe sind hier sehr 
deutlich. Zudem gibt es einen 
positiven Zusammenhang zwi-
schen dem Vorhandensein von 
Klimaanpassungsmanagern und 
der Planung und Umsetzung 
entsprechender Konzepte. Von 
den Kommunen mit Klimaan-
passungskonzept verfügen ca. 
45 Prozent über einen Manager.

Fehlende personelle und fi-
nanzielle Ressourcen sind die 
bedeutendsten Hemmnisse bei 
der Planung oder Umsetzung 
von Klimaanpassungsmaßnah-
men. Fast drei Viertel der Kom-
munen (74 Prozent) wünsch-
ten sich mehr Informationen in 
Bezug auf geeignete Klimaan-
passungsmaßnahmen. Vielfach 
fehlt es ihnen insbesondere an 

Wissen über die ökologischen 
und sozialen Auswirkungen des 
Klimawandels sowie darüber, 
wie die Eigenvorsorge gestärkt 
und soziale Akzeptanz für die 
Maßnahmen verbessert werden 
kann.

DStGB-Stellungnahme

Nach Auffassung des DStGB, 
der die UBA-Kommunalbefra-
gung unterstützte, verdeutlich-
ten die Ergebnisse, dass Kom-
munen sich ihrer Schlüsselrol-
le beim Thema Klimaanpassung 
bewusst sind und sie nicht bei 
null anfangen. Dies gelte sowohl 
für große Städte als auch für 
kleinere Städte und Gemeinden 
im ländlichen Raum.

Bereits heute würden Maß-
nahmen und Planungen, wie et-
wa die Erstellung von Hitzeakti-
onsplänen, der Umbau von In-
nenstädten und Ortskernen mit 
mehr „Grün und Blau“ und ins-
gesamt eine klimaangepasste 
Siedlungsentwicklung forciert. 
„Immer häufiger auftreten-
de Extremwetterereignisse wie 
Starkregen, Hochwasser oder 
langanhaltende Hitzeperioden 
werden unsere Kommunen aber 
auch in den kommenden Jahren 
weiter massiv fordern. Daher 
gilt: Klimaschutz und Klimaan-
passung gibt es nicht zum Null-
tarif.“

Der Investitionsbedarf in die-
sem Bereich liege bei annä-
hernd 8 Milliarden Euro pro 
Jahr. Den Bedarf nach finanzi-
eller Unterstützung bestätigten 
auch die Ergebnisse der aktuel-
len Kommunalbefragung, so der 
Verband. Bund und Länder sei-
en aufgerufen, die Kommunen 
gerade bei der Umsetzung von 
Klimaanpassungsmaßnahmen 
langfristig finanziell zu unter-
stützen. Um Planbarkeit zu ge-
währleisten, müsse über die Ein-
führung einer neuen Gemein-
schaftsaufgabe Klimaschutz und 
Klimaanpassung im Grundge-
setz – nach dem Vorbild der GAK 
- nachgedacht werden. „Nur ei-
ne solide und langfristige Finan-
zierungsgrundlage stellt sicher, 
dass wir unsere Städte und Ge-
meinden resilient, nachhaltig 
und klimagerecht entwickeln 
und aufstellen können.“ DK

Gruppenfoto Infoabend. Bild: LRA Bamberg/Ott

Info-Treffen  
der Öko-Modellregion  

Bamberger Land
Vor kurzem trafen sich Landrat Johann Kalb und Bürgermeister 
aus den Gemeinden auf dem Biolandhof Gräbner in Walsdorf-Fei-
gendorf, um sich über den aktuellen Stand der Öko-Modellregion 
Bamberger Land zu informieren. Das Treffen diente dazu, Theorie 
und Praxis der Öko-Modellregion enger zu verknüpfen und neue 
Impulse für die regionale Entwicklung zu setzen.

In seiner Begrüßung hob 
Landrat Kalb die zentrale Rolle 
der Landwirtschaft im Landkreis 
Bamberg hervor und bekräftigte 
die Chance, durch die Öko-Mo-
dellregion eine Stärkung der re-
gionalen Wertschöpfung zu er-
zielen und durch die Projektar-
beit Regionalprodukte besser 
vermarkten zu können. Er dank-
te allen Beteiligten für ihr En-
gagement und die bisher geleis-
tete Arbeit.

Überblick und Perspektiven

Patrick Nastvogel, Manager 
der Öko-Modellregion, infor-
mierte die Anwesenden über 
den bisherigen Fortschritt und 
zukünftige Vorhaben. Ziel ist es, 
die Zusammenarbeit zwischen 
Landwirtschaft, Verarbeitung, 
Handel und Konsumenten wei-
ter auszubauen. „Es ist mir ein 
besonderes Anliegen, dass al-
le Bürgermeister genau über 
die Arbeit der Öko-Modellre-
gion informiert sind und die 
Kommunen gleichermaßen 
profitieren“, betonte Nastvo-
gel.

Vielversprechende 
Ansätze

Die Öko-Modellregion Bam-
berger Land ist eine von 35 
bayerischen Öko-Modellregi-
onen, die seit zehn Jahren er-
folgreich nachhaltige Projek-
te in Landwirtschaft, Verarbei-
tung, Handel und Konsum vor- 
antreiben. Im Vergleich zu an-
deren Regionen befindet ist 
der Landkreis Bamberg noch 
in einer frühen Phase, aber es 
bestehen bereits vielverspre-
chende Ansätze für das bayeri-
sche Erfolgsmodell.

Claudia Heid von der baye. 
rischen Koordination der Öko- 
Modellregionen erläuterte die 
anstehenden Schritte zur Fort-
setzung des Projekts und prä-
sentierte Best-Practice-Beispie- 
le aus anderen Regionen. Zu-
dem standen Thomas Mül-
ler und Matthias Trepesch vom 
Amt für Ländliche Entwicklung 
für Fragen rund um Fördermög-
lichkeiten und die Einbindung 
der Kommunen zur Verfügung.

Einblicke in den  
Biolandhof Gräbner

Bei einem Imbiss mit regiona-
len Bio-Spezialitäten gab Gast-
geber Georg Gräbner einen Ein-
blick in die Geschichte und Ent-
wicklung seines Betriebs. Vor 
über 30 Jahren stellte er auf 
biologische Landwirtschaft um.  
Der Gräbnerhof, ursprünglich 
ein konventioneller Ackerbau-
betrieb mit Mutterkuhhaltung, 
ist heute ein moderner Biohof 
im Aurachtal, der zeigt, wie Bio-
diversität und Lebensmittelpro-
duktion in Einklang gebracht 
werden können. 

Seit 2011 hält Gräbner auf 
seinen Flächen Wasserbüffel, 
die ganzjährig in einem Bewei-
dungsprojekt auf Seewiesen 
grasen und so zur Förderung 
der Artenvielfalt beitragen. Ne-
ben den Wasserbüffeln, die an 
diesem Tag etwas versteckt wa-
ren, erhielten die Besucher auch 
Einblicke in die neuen Stallun-
gen für Legehennen sowie den 
angrenzenden Hofladen. Dort 
werden bald hofeigene Produk-
te wie Nudeln und Eierlikör an-
geboten.

Konstruktiver Austausch 
und neue Ansätze

Zum Abschluss bedankte sich 
Patrick Nastvogel bei allen Be-
teiligten für das konstruktive 
Treffen und das Interesse der 
Gemeinden und freut sich auf 
die weitere gute Zusammen-
arbeit. Der gemeinsame Aus-
tausch direkt auf dem Biohof er-
gab bereits erste neue Ansät-
ze aus den Gemeinden für den 
weiteren Erfolg der Arbeit der 
Öko-Modellregion Bamberger 
Land. r

2024 war Rekordjahr 
im Vertragsnaturschutz

Jetzt Beratungsangebote für 2025 nutzen
Im Jahr 2024 gab es so viele beteiligte landwirtschaftliche Betrie-
be im Vertragsnaturschutz wie noch nie. Diese Bilanz zog Bayerns 
Umweltminister Thorsten Glauber in München: „Kooperativer 
Naturschutz ist der Schlüssel zum Erfolg. Unsere Landwirte zei-
gen weiterhin eindrucksvoll ihr Engagement für den Naturschutz. 
2024 war ein Rekordjahr im Vertragsnaturschutz. Nach den nun 
vorliegenden Zahlen haben mehr als 29.000 landwirtschaftliche 
Betriebe ihre Flächen besonders naturverträglich bewirtschaftet. 
Diesen positiven Trend wollen wir fortsetzen.“

„Wir wollen auch für 2025 vie-
le neue Betriebe für den Schutz 
unserer wertvollen Kulturland-
schaft gewinnen. Unser Ziel ist 
es, den Vertragsnaturschutz auf 
200.000 Hektar auszubauen. 
Damit soll auch der Biotopver-
bund in der Fläche gestärkt wer-
den“, betonte Glauber.

Biotopverbund in der 
Fläche stärken

Insgesamt werden im Ver-
tragsnaturschutzprogramm 
(VNP) aktuell 164.000 Hektar 
naturschutzfachlich hochwerti-
ge Flächen gefördert. Das ent-
spricht rund 230.000 Fußballfel-
dern. Im Jahr 2018 waren es erst 
90.000 Hektar. Die oft heraus-
fordernde Bewirtschaftung der 
Flächen fördert das Umweltmi-
nisterium gemeinsam mit der 
EU und dem Bund mit der Re-
kordsumme von rund 90 Millio-
nen Euro im Jahr.

Für eine Beratung über För-
dermöglichkeiten im Jahr 2025 
können sich Landwirtinnen und 
Landwirte, die Interesse am 

Vertragsnaturschutz haben, an 
die unteren Naturschutzbehör-
den an den Landratsämtern und 
kreisfreien Städten wenden. Die 
VNP-Antragstellung kann dann 
wieder im Januar und Februar 
2025 erfolgen.

Weitere Informationen zum 
VNP sind im Internet verfüg-
bar unter www.stmuv.bayern.
de/vnp.htm. Einen unmittelba-
ren Eindruck vom Förderpro-
gramm vermittelt auch die Kam-
pagne „#Naturtalent“, die das 
Vertragsnaturschutzprogramm 
sowie die Menschen dahin-
ter vorstellt: www.naturtalen-
te.bayern.de/themen/vertrags-
naturschutz/. Das VNP ist zu-
dem ein zentrales Instrument 
für die Umsetzung des Bayeri-
schen Streuobstpakts, mit dem 
bis 2035 zusätzlich 1 Million Bäu-
me gepflanzt und bestehende 
Streuobstwiesen erhalten werden 
sollen. 

Infos zum Streuobstpakt sind  
verfügbar unter: https://www.
stmuv.bayern.de/themen/natur-
schutz/naturschutzfoerderung/
streuobstpakt/index.htm r

„Natur auf Zeit“ goes Europe 
LBV und BIV stellen einzigartiges und preisgekröntes Artenschutzprojekt in Brüssel vor  

Nach acht Jahren Laufzeit, rund 50 teilnehmenden Standorten 
in Bayern und der Auszeichnung mit dem Bayerischen Umwelt-
preis 2023 war es an der Zeit, das mittlerweile zum Musterbei-
spiel gewordene Artenschutzprojekt „Natur auf Zeit“ auf die eu-
ropäische Bühne zu heben. In der Bayerischen Vertretung bei der 
EU in Brüssel begrüßte Eric Beißwenger, Staatsminister für Euro-
paangelegenheiten und Internationales, im September gemein-
sam mit den Initiatoren, dem bayerischen Naturschutzverband 
LBV (Landesbund für Vogel- und Naturschutz) und dem Bayeri-
schen Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden e.V. (BIV), 
rund 190 Europaabgeordnete, Vertreterinnen und Vertreter von 
Regierungsorganisationen europäischer Nachbarländer, der Eu-
ropäischen Kommission, der Industrie und von NGOs. 

„Vor acht Jahren ist dem LBV 
und dem BIV sozusagen die Quad-
ratur des Kreises gelungen, indem 
die Rohstoffgewinnungsbetrie-
be durch einen öffentlich-rechtli-
chen Vertrag den Abbau bewusst 
naturfreundlich gestalten und die 
Entstehung von Lebensräumen 
begünstigen und andererseits 
ihre wirtschaftlichen Interessen 
wahren“, so Staatsminister Eric 
Beißwenger.  

Die Rohstoffgewinnung ist ei-
ne der wenigen Branchen, die 
durch Ihre natürlichen Gegeben-
heiten auf Abbauflächen, auch 
schon während der Gewinnung, 
zum Erhalt vieler gefährdeter 
Tier- und Pflanzenarten beitra-

gen kann. Abbaustätten gehören 
zu den wichtigsten Ersatzlebens-
räumen vieler bedrohter Amphi-
bienarten, da sie zum Beispiel na-
turnahe Wildflussauen ersetzen, 
die heute in der vom Menschen 
geprägten Kulturlandschaft weit-
gehend verschwunden sind. Doch 
auch viele seltene Pflanzen-, Vo-
gel-, Reptilien- und Insektenarten 
finden in Gruben und Steinbrü-
chen ein Zuhause.  

Doch so einfach es ist, Lebens-
räume für den Erhalt und die För-
derung dieser Arten zu schaffen, 
so kompliziert ist die Umsetzung 
angesichts bürokratischer und 
juristischer Vorgaben. Rechtssi-
cherheit für alle Betroffenen ist 

dabei eine wichtige Grundlage 
für die Zusammenarbeit von Na-
turschutz und Rohstoffindust-
rie. Davon profitieren beide Sei-
ten gleichermaßen. Nach der 
Vorstellung des preisgekrönten 
Best-Practice-Beispiels aus Bay-
ern diskutierten Experten aus Po-
litik und Europäischer Kommissi-
on sowie Vertreter aus Industrie 
und Naturschutzverbänden die 
Übertragbarkeit auf die europäi-
sche Ebene.

Laut dem LBV-Vorsitzenden Dr. 
Norbert Schäffer „sind Vertrau-
en und Ehrlichkeit in der achtjäh-
rigen Zusammenarbeit zwischen 
Naturschutz und Industrie die Ba-
sis für den Erfolg des Projektes. 
‚Natur auf Zeit‘ zahlt im Ergebnis 
auf ein Ziel ein: Gelebter Schutz 
von stark gefährdeten Arten.“ 

BIV-Geschäftsführer Dr. Bern-
hard Kling ergänzte: „Dass wir 
keine regionale mineralische Roh-
stoffgewinnung mehr brauchen, 
bleibt auch künftig eine Illusion. 
Nutzen wir doch gerade deshalb 
die Potenziale, die sich beim Ab-
bau für die Vielfalt von Flora und 
Fauna bieten. Immer mehr Unter-
nehmen der Sand-, Kies- und Ge-
steinsindustrie überwinden dabei 
Hürden zwischen Wirtschaft und 
Naturschutz.“ 

Der bayerische Europaminis-
ter betonte abschließend, dass 
das Projekt zu gut sei, um es nicht 
weit über Bayern hinaus bekannt 
zu machen, auch auf Ebene der 
EU: „Die politische Bedeutung 
liegt auf der Hand. Wir müssen 
und können im Natur- und Arten-
schutz kreative Wege gehen, Be-
teiligte aus ganz unterschiedli-
chen Bereichen können höchst 
konstruktiv und bereichernd mit-
einander umgehen und die Politik 
ist gut beraten, nicht nur mit Ver-
boten und Verordnungen zu agie-
ren, sondern Eigeninitiative und 
Freiwilligkeit zuzulassen und zu 
honorieren.“ r

V.r.: Norbert Schäffer, LBV, BIV-Geschäftsführer Dr. Bernhard Kling; 
Eric Beißwenger, Staatsminister für Europaangelegenheiten und 
Internationales; BIV-Präsident Georg Fetzer; Dr. Christian Barth, 
StMUV. Bild: Strauch
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Wir verstärken unser Team:

Die Kreisstadt Altötting
sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt

einen Standesbeamten in Vollzeit (m/w/d)
zur Sachbearbeitung sämtlicher anfallenden Arbeiten 

im Aufgabenbereich 
Sie verfügen über
• einen Abschluss als Verwaltungsfachwirt/in (BL II) oder 
     Beamtin/Beamter der 3. QE 
• die Befähigung zum/zur Standesbeamten/in nach den personen-

standsrechtlichen Vorschriften oder die Bereitschaft, diese zeitnah 
zu erwerben

• einen selbständigen, sorgfältigen und bürgerorientierten Arbeitsstil
• Freude an der Durchführung von Eheschließungen
• die Bereitschaft an der Teilnahme angebotener Fortbildungsmaß-

nahmen
• sichere IT-Kenntnisse im Bereich MS Office und idealerweise im Be-

reich Personenstandswesen (Autista)

Wir bieten ein vielseitiges Arbeitsgebiet, einen zukunftssicheren Ar-
beitsplatz, flexible Arbeitszeiten im Rahmen unserer Gleitzeitregelung, 
ein betriebliches Gesundheitsmanagement sowie die üblichen sozia-
len Leistungen für Beschäftigte des öffentlichen Dienstes (betriebliche 
Altersversorgung, Leistungsentgelt, Jahressonderzahlung). Die Besol-
dung bzw. die Vergütung richtet sich nach den besoldungs-/tarifrecht-
lichen Vorschriften des öffentlichen Dienstes.

Wir freuen uns, wenn wir Ihr Interesse wecken konnten und bitten Sie, 
Ihre aussagekräftige Bewerbung an die Stadt Altötting, Personalabtei-
lung, Kapellplatz 2a, 84503  Altötting, oder per e-mail an: personalamt@
altoetting.de (PDF-Format im Umfang von max. 5 MB) zu senden. Für 
Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung (Tel. 08671/5062-33).

Informationen zum Bewerberdatenschutz erhalten Sie auf unserer Website unter: 
https://www.altoetting.de/datenschutz/ unter Punkt 12.

GZ Stellenanzeige GZ

Landrat Richard Reisinger ehrte die prämierten Dorfgemeinschaften.  Bild: Regina Kießling, Gemeinde Ursensollen

Wettbewerb für mehr Natur im Dorf
Landrat Richard Reisinger zeichnete Wettbewerbs-Gewinner aus

Zahlreiche Studien belegen den beständigen  Rückgang der Tier- 
und Pflanzenarten. Um diesem Negativtrend etwas entgegenzu-
setzen, sei aktives Handeln notwendig, so Landrat Richard Rei-
singer, Landkreis Amberg-Sulzbach, bei der Preisverleihung im 
diesjährigen Dorfwettbewerb in Erlheim. „Wir alle müssen etwas 
tun, um die Artenvielfalt wieder zu erhöhen. Hier ist jeder gefor-
dert: die privaten Gartenbesitzer ebenso wie Vereine und Kom-
munen. Und um dies ins Bewusstsein zu rücken und Beispiele 
herauszustellen, die zur Nachahmung anregen, hat sich das Sach-
gebiet Gartenbau am Landratsamt Amberg-Sulzbach dieses Jahr 
einen Dorfwettbewerb zum Thema ‚Natur im Dorf‘ ausgedacht.

Insgesamt wurden 14 Natur- 
objekte aus sieben Gemein-
den zum Wettbewerb ange-
meldet, die von einer Jury be-
sucht wurden. Die Kommis- 
sion bestand aus dem Fachre-
ferat Umwelt- und Naturschutz, 
dem Landschaftspflegeverband 
Amberg-Sulzbach, dem Natur-
park Hirschwald, dem Kreisver-
band für Gartenkultur und Lan-
despflege Amberg-Sulzbach und 
der Kreisfachberatung für Gar-
tenbau am Landratsamt.

Bewertet wurden insgesamt 
sieben verschiedene Bereiche, 
darunter beispielsweise die Ent-
stehung des Naturraumes oder 
Planungen für die Zukunft. Das 
Hauptaugenmerk lag aber auf 
der „Ökologie“. Hier wurden die 
Artenvielfalt, die Verwendung 
heimischer Pflanzen, das Ange-

bot an Unterschlupfmöglichkei-
ten und vieles mehr näher be-
trachtet.

Nachahmenswerte Beispiele

„Da letztlich sehr viele unter-
schiedliche Naturprojekte einge-
reicht wurden und viele darun-
ter nachahmenswerte Beispiele 
sind, hat sich die Jury entschie-
den, insgesamt drei Sieger zu 
küren und zudem zwei Sonder-
preise zu vergeben“, erläuter-
te Kreisfachberaterin Michaela 
Basler.

Als Sieger aus dem Wettbe-
werb gingen das Vogelpara-
dies Ursensollen, der Gemein-
schaftsgarten des Obst- und 
Gartenbauvereins Ursensollen 
und die Streuobstwiese der Blu-
men- und Gartenfreunde Ehen-

feld hervor. Sonderpreise wur-
den an die Naturprojekte des 
Radfahrervereins Eintracht El-
bart und an den Kräutergarten 
des Obst- und Gartenbauvereins 
Pittersberg verliehen. Allen Pro-
jekten ist gemeinsam, dass hier 
durch verschiedene Maßnah-
men wie der Errichtung eines 
Totholzhaufens oder der Ver-
wendung von heimischen Pflan-
zen versucht wird, die Artenviel-
falt in den Siedlungen wieder zu 
erhöhen.

Nach einer Vorstellung der 
einzelnen Projekte nahmen die 
ausgezeichneten Dorfgemein-
schaften mit ihren Bürgermeis-
tern die durch den Landkreis 
ausgelobten Geldpreise und ei-
ne Urkunde entgegen.

Am Schluss der Veranstaltung 
appellierte Landrat Richard Rei-
singer noch einmal eindringlich, 
der Natur wieder mehr Raum zu 
geben; sei es in den Siedlungen, 
im öffentlichen Bereich oder 
auch in den Privatgärten.

Kompetente Ansprechpartner 
fänden sich in den beiden Kreis-
fachberatern für Gartenbau am 
Landratsamt, die gerne Anlei-
tungen für eine naturnahe Ge-
staltung weitergeben würden.

 Michaela Basler (bas)

Im Oktober 2024 startete der Landschafts-
pflegeverband Donau-Ries e.V. ein neues 
Großprojekt zum Biotopverbund. Das gab 
Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber 
in München bekannt: „Der Ausbau des Bio-
topverbunds ist eines der wichtigsten Zie-
le, um den Artenschwund zu stoppen. Dazu 
brauchen wir starke Partner. Die bayerischen 
Landschaftspflegeverbände sind unverzicht-
bare Partner vor Ort. Zusammen mit dem 
Landschaftspflegeverband Donau-Ries e.V. 
wollen wir die Biodiversität im Landkreis Do-
nau-Ries stärken. Dabei liegt der Fokus auf 
seltenen Pflanzenarten und artenreichen 
Wiesen. Wir unterstützen das Projekt für die 
kommenden vier Jahre mit rund 287.000 Eu-
ro. Damit wird die Artenvielfalt im Landkreis 
Donau-Ries weiter gesteigert.“

Ziel des Projekts ist es, seltene Pflanzenar-
ten wie den „Friesischen Löwenzahn“ oder den 
„Breitblättrigen Merk“ zu erhalten. Dabei wer-
den auf artenreichen Wiesen Pflanzensamen 
der Wiesenblumen gewonnen, mit denen die 
Pflanzenvielfalt auf artenärmeren Wiesen ge-
stärkt werden soll. Um dies in der Praxis umzu-
setzen, wird ein Netz an Partnern aufgebaut, 
die von der Beerntung der Spenderflächen 
über Ansaat oder Mähgutübertrag bis hin zur 
langfristigen Pflege mitarbeiten. „Mit der Wie-
sen-Initiative leisten wir einen ambitionierten 
Beitrag zum bayernweiten Biotopverbund“, so 
der Vorsitzende des Landschaftspflegeverban-
des und Landrat Stefan Rößle.

Bayern hat sich das Ziel gesetzt, den Biotop-
verbund im Offenland auszuweiten, Flächen 
qualitativ aufzuwerten und zu vernetzen. Die 
Ausweitung des Biotopverbundes im Offen-
land läuft erfolgreich. Die Berechnung weist 
für das Jahr 2023 einen Wert von 11,39 Prozent 
Biotopverbundfläche im Offenland in Bayern 
aus. Das gesetzlich festgelegte Flächenziel von 
10 Prozent für das Jahr 2023 wurde somit er-
reicht. Der Ausbau des Biotopverbundes wird 
weiter fortgesetzt. Gesetzlich festgelegtes Ziel 
ist, dass der Biotopverbund bis zum Jahr 2030 
mindestens 15 Prozent Offenland der Landes-
fläche umfasst. Dazu sollen auch sogenann-
te „Eh da-Flächen“ genutzt werden, die etwa 
entlang von Wegen und Gewässern vorhanden 
sind. Dabei handelt es sich oft um Grünflächen, 
die durch zu intensive oder fehlende Mahd ar-
tenarm geworden sind. Durch eine angepasste 
Pflege besteht ein großes Potential für die Auf-
wertung solcher Flächen. Auch hier setzt das 
Projekt in enger Zusammenarbeit mit den Ge-
meinden des Landkreises an.

Weitere Informationen zu den Fördermöglichkei-
ten für derartige Projekte sind abrufbar unter: 
www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/
naturschutzfoerderung/landschaftspflege_
naturparkrichtlinien/.
Informationen zum Biotopverbund sind ver-
fügbar unter:
https://www.naturvielfalt.bayern.de/arten_
und_lebensraeume/biotopverbund/. r

Umweltminister Thorsten Glauber: 

Ein starkes Zeichen für den Naturschutz
Großprojekt zum Biotopverbund startet im Landkreis Donau-Ries

Neue Gefahrstoffverordnung:

Bundesregierung gefährdet  
Kreislaufwirtschaft und Umweltschutz

Im August 2024 hat die Bundesregierung weitreichende Änderun-
gen an der Gefahrstoffverordnung beschlossen – mit gravieren-
den Folgen für die Recycling- und Entsorgungsbranche.

Die nun beschlossene Fas-
sung der Gefahrstoffverordnung 
wandelt die bisher formulier-
te Erkundungspflicht des Veran-
lassers von Tätigkeiten an bau-
lichen oder technischen Anla-
gen zu einer – lediglich – Mitwir-
kungspflicht des Veranlasser um, 
an die ausführenden Unterneh-
men alle zur Bau- und Nutzungs-
geschichte sowie zum Errich-
tungsdatum vorhandenen Infor-
mationen und damit Hinweise zu 
vorhandenen oder vermuteten 
Schadstoffen weiterzugeben.

Das bedeutet, dass es den 
Auftraggebern freisteht, welche 
Informationen sie an die aus-
führenden Unternehmen wei-
tergeben. Für die Branche eine 
riskante Entscheidung, wie bv-
se-Bundesverband Sekundär-
rohstoffe und Entsorgung, Ab-
bruchverband Nord, Entsor-
germeinschaft Nord, Entsor-
gergemeinschaft Regionaler 
Wirtschaftsverkehr (EGRW) und 
der Bundesverband Güterkraft-
verkehr Logistik und Entsorgung 
in einer gemeinsamen Stellung-
nahme deutlich machen.

Asbestgefahr

Gerade im Umgang mit As-
best, das in Gebäuden vor 1993 
oft verbaut wurde, ist eine voll-
ständige Information unerläss-
lich. Der Veranlasser hat jedoch 
wenig Anreiz, Daten weiterzuge-
ben, die seine Baukosten in die 
Höhe treiben könnten. Ohne ei-
ne verbindliche Vorerkundungs-
pflicht laufen Unternehmen Ge-
fahr, sich selbst um zeitaufwen-
dige und kostenintensive Re-
cherchen bemühen zu müssen 
– oder im schlimmsten Fall – 
unwissentlich mit gefährlichen 
Schadstoffen zu arbeiten.

Wettbewerbsverzerrung  
und Umweltbelastung

Die Branche sieht hier ein 
ernstes Problem: Unternehmen, 
die gesetzeskonform arbeiten, 
müssen die Kosten für Schad-
stofferkundung und Schutzmaß-
nahmen einkalkulieren, wäh-
rend andere – mangels Kont-

rollen oder aus Unkenntnis – 
günstigere Angebote abgeben 
können. Dies gefährdet nicht 
nur den fairen Wettbewerb, 
sondern führt auch dazu, dass 
Bauabfälle, die potenziell mit 
Asbest belastet sind, in großer 
Menge bei Recycling- und Ent-
sorgungsunternehmen landen.

Recycling gefährdet

Zusätzlich verschärfen neue 
technische Hinweise die Situa- 
tion. Bauabfälle, deren Herkunft 

nicht nachgewiesen sind, müssen 
als gefährlich eingestuft wer-
den. Sie dürfen nicht mehr recy-
celt werden. Ohne klare Informa-
tionen bleibt oft nur die Deponie-
rung – ein Rückschritt für Kreis-
laufwirtschaft und Umweltschutz.

Forderung: Rückkehr  
zur Vorerkundungspflicht

Für die Recycling- und Entsor-
gungsbranche steht fest: Nur ei-
ne verbindliche Vorerkundungs-
pflicht kann sicherstellen, dass 
gefährliche Schadstoffe frühzei-
tig identifiziert und korrekt ent-
sorgt werden.  r

VKU bekräftigt Position  
zu Carbon-Management-Strategie

Um Klimaneutralität zu erreichen, führt an CCS und CCU kein Weg vorbei

Anlässlich der ersten Bundestagsberatung über das Gesetz zur 
Änderung des Kohlendioxid-Speicherungsgesetzes bekräftigt 
der Verband kommunaler Unternehmen (VKU), dass die unter-
irdische Speicherung (CCS) und die Wiedernutzung von Kohlen-
stoff (CCU) wichtige Bausteine sind, um das globale Klima stabi-
lisieren zu können.

Für die kommunale Abfallwirt-
schaft werden CCS und CCU zu-
künftig eine zentrale Rolle spie-
len müssen, ebenso bei der Ver-
brennung von Siedlungsabfäl-
len, teilweise Klärschlamm oder 
Biomasse sowie Biogas. Zu be-
achten gilt allerdings, dass diese 
beiden Technologien unter kei-
nen Umständen den Schutz der 
Trinkwasserressourcen beein-
trächtigen. 

Bei fossilen Gaskraftwerken 
hingegen ist die Anwendung der 
beiden Verfahren zur Kohlendi-
oxid-Speicherung wirtschaftlich 

äußerst fragwürdig. Der Grund 
dafür ist die absehbar geringe 
Wirtschaftlichkeit aufgrund ho-
her Investitionen, geringer Voll-
laststunden oder beschränk-
ter Nutzungsdauer aufgrund 
des Umstiegs auf nicht-fossi-
le Brennstoffe spätestens bis 
2045. Zudem soll es keine För-
derung geben.

Deutschland hinkt hinterher

VKU-Hauptgeschäftsführer 
Ingbert Liebing: „Deutschland 
hinkt bei der CO2-Abscheidung 

gegenüber Ländern wie Norwe-
gen, Dänemark oder der Nie-
derlande schon deutlich hinter-
her. Wir müssen aufpassen, hier 
nicht den Anschluss zu verlie-
ren. Es ist höchste Zeit, endlich 
die rechtlichen Voraussetzun-
gen für die Anwendung dieser 
wichtigen Klimaschutztechno-
logie zu schaffen. Bei der ther-
mischen Abfallverwertung sind 
Restemissionen von Kohlendi- 
oxid unvermeidbar, weshalb die 
CO2-Abscheidung in und für die 
kommunalen Abfallwirtschaft 
eine besondere Bedeutung hat. 
Wenn bei der Verbrennung von 
Siedlungsabfällen das Kohlendi-
oxid künftig vollständig aufge-
fangen wird, wird die thermi-
sche Abfallbehandlung sogar zu 
einer klimapositiven Technolo-
gie, die im Saldo der Atmosphä-
re Kohlendioxid entzieht und so 
die Aufheizung der Atmosphäre 
bremst.“

Grundwasser- und  
Ressourcenschutz

Positiv ist, dass die dauerhaf-
te CO2-Speicherung im geologi-
schen Untergrund auf dem Ge-
biet des deutschen Festlands 
(onshore) nicht vorgesehen ist. 
Damit werden etwaige Nut-
zungskonkurrenzen ums Wasser 
vermieden. Die Sicherheit der 
öffentlichen Trinkwasserversor-
gung und der dafür notwendi-
ge Grundwasser- und Ressour-
censchutz sind gerade mit Blick 
auf die klimatischen Entwicklun-
gen mit vermehrten Dürreperio-
den ohnehin elementar für das 
Land. r

Das Bayerische Landesamt für Umwelt in den sozialen Medien:

Infos direkt auf dem Smartphone 
Sie interessieren sich für die spannende Arbeit von Bayerns 

zentraler Fachbehörde für Umweltfragen? Über die Social Media 
Kanäle des Bayerischen Landesamtes für Umwelt (LfU) werden 
Sie zu aktuellen Arbeitsergebnissen, geplanten Veranstaltungen, 
neuen Veröffentlichungen und Stellenangeboten des LfU direkt 
aus erster Hand informiert.

Vielfältiges Spektrum

Das Spektrum ist vielfältig: Von Wasser über Boden, Luft, Na-
tur, Klima, Ressourceneffizienz bis hin zu Umweltschutz in Unter-
nehmen: Hier ist sicher für jeden etwas dabei. 

Über Bluesky (https://bsky.app/profile/lfu.bayern.de) und 
X (https://x.com/lfu_bayern) erhalten Sie die LfU-Beiträge so-
fort in Ihre Timeline. Der WhatsApp Channel (https://s.bayern.
de/whatsapp) liefert Ihnen eine Wochenzusammenfassung der 
wichtigsten Inhalte direkt auf Ihr Smartphone. r

mailto:personalamt%40altoetting.de?subject=
mailto:personalamt%40altoetting.de?subject=
https://www.altoetting.de/datenschutz/
http://www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/naturschutzfoerderung/landschaftspflege_naturparkrichtlinien/
http://www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/naturschutzfoerderung/landschaftspflege_naturparkrichtlinien/
http://www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/naturschutzfoerderung/landschaftspflege_naturparkrichtlinien/
https://www.naturvielfalt.bayern.de/arten_und_lebensraeume/biotopverbund/
https://www.naturvielfalt.bayern.de/arten_und_lebensraeume/biotopverbund/
https://bsky.app/profile/lfu.bayern.de
https://x.com/lfu_bayern
https://s.bayern.de/whatsapp
https://s.bayern.de/whatsapp
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Bayerische Landesgartenschau Kirchheim 2024: 

Überglücklich über mehr als 
500.000 Besucher

Hohe Besuchszahl in Kirchheim b. München: Die 37. Bayerische Lan-
desgartenschau vermeldete zum Abschluss am 6. Oktober eine ab-
solute Spitzenzahl: Mehr als 500.000 Besucherinnen und Besucher 
sind von 15. Mai bis 6. Oktober in den neuen Ortspark zwischen 
Kirchheim und Heimstetten gekommen, um auf 14 Hektar Garten-
schau-Fläche ein Blütenmeer und über 90 Ausstellungsbeiträge zu 
erleben. 

„So ein Ereignis hat unsere Ge-
meinde noch nicht gesehen“, bi-
lanzierte der Erste Bürgermeis-
ter der Gemeinde Kirchheim, 
Stephan Keck, beim Abschluss-
tag am 6. Oktober. „Wir hatten 
uns für die Landesgartenschau 
beworben, um mit dem neuen 
Ortspark unsere beiden räumlich 
getrennt liegenden Gemeinde-
teile Kirchheim und Heimstetten 
miteinander zu verbinden“, so 
Keck weiter. „Und das ist uns die-
sen Sommer auf beeindrucken-
de Weise gelungen! Ich und mei-
ne Familie haben unzählige Tage 
auf diesem Großereignis in vol-
len Zügen genossen. Nun blicke 
ich als Erster Bürgermeister stolz 
und mit Freude auf diese Zeit und 
das Ergebnis zurück. Meinem 
Amtskollegen aus Furth im Wald 
und dessen Team, wünsche ich 
von Herzen, dass sie ab dem 22. 
Mai 2025 eine ähnlich aufregen-
de Zeit erleben dürfen.“

„Zusammen.Wachsen.“

Unter dem sprechenden Mot-
to „Zusammen.Wachsen.“ war 
die Landesgartenschau 145 Tage 
vom 15. Mai bis 6. Oktober 2024 
geöffnet – und lud die Besuche-
rinnen und Besucher neben den 
Ausstellungsbeiträgen zu mehr 
als 3.500 Veranstaltungen ein. 

Von Yoga über Fitness, von Kin-
dertheater bis Musicals, von Blas-
musik über Rock, Pop und Soul, 
von Direktvermarktern bis Per-
formance-Künstlern, von Bilder-
ausstellungen über Walking-Acts, 
von Mitmach-Workshops bis 
Gartenführungen, von Kabarett 
über Showtanz, von Freiluft-Got-
tesdiensten bis Live-Musik: Der 
Park war rund um die Uhr mit Le-
ben gefüllt und das Programm so 
abwechslungsreich und vielseitig 
wie die alle 14 Tage arrangierte 
Floristik.

„Eine halbe Million Besucher 
nach Kirchheim zu holen, war 
unser heimlicher Wunsch“, sag-
te Maximilian Heyland, einer 
der beiden Geschäftsführer der 
Kirchheim 2024 GmbH. „Dass 
uns das trotz mehr als sechs 
Wochen kalten Dauerregens im 
Mai, Juni, September und Okto-
ber gelungen ist, ist phänomen-
al!“ Gemeinsam mit seinem Ge-

schäftsführerkollegen Johannes 
Pinzel dankte Heyland bei der 
Abschlussveranstaltung explizit 
auch dem Team der Kirchheim 
2024 GmbH. „Das war eine Leis-
tung, die ihresgleichen sucht. Ihr 
habt alle rund um die Uhr ange-
packt – und als starkes Team eine 
fantastische Landesgartenschau 
auf die Beine gestellt.“ 

Die temporären Ausstellungs-
beiträge werden seit Montag, 7. 
Oktober abgebaut. Was bleibt, ist 
der mehr als 10 Hektar große, üp-
pig bepflanzte neue Ortspark mit 
Parksee, Parkkanzel, Park-Pavil-
lon, verschiedenen neuen Spiel- 
und Sportmöglichkeiten und wei-
teren Räumen, von denen in Zu-
kunft das soziale Leben der Kirch-
heimer Bürgerinnen und Bürger 
nachhaltig profitieren wird.

Diese neue grüne Verbindung 
ersetzt die ehemalige Haupt-
straße zwischen Kirchheim und-
Heimstetten, die im Rahmen der 
Landesgartenschau zurückge-
baut worden ist. Wo früher Busse 
und Autos direkt am Jugendzent-
rum vorbeifuhren, öffnet sich der 
Park nun in Richtung Parksee und 
dem neu angelegten Pausenhof 
der Grund- und Mittelschule. Wo 
vormals Glascontainer auf einem 
Parkplatz standen, kommen nun 
die Großbäume voll zur Geltung 
– und wurden zur Landesgarten-
schau als gemütliche Chill-out-
Area mit Hängematten genutzt. 
„Dieses neue Lebensgefühl wol-
len wir dauerhaft erhalten“, sagte 
Kirchheims Altbürgermeister Ma-
ximilian Böltl. „Damit wir uns vor 
unserer Haustüre erholen kön-
nen und die Luft frisch und sau-
ber ist, wurden in unserem neu-
en Ortspark 35.000 Sträucher, 
80.000 Stauden, 812 neue Bäu-
me und rund 70.000 Blumen-
zwiebeln in den Daueranlagen 
gepflanzt. Das ist für alle, die hier 
wohnen und arbeiten, ein riesen-
großer Gewinn.“ 

Als Bürgermeister hatte Böltl 
die Bewerbung seiner Gemein-
de für die Landesgartenschau 
2017 angestoßen und die Wei-
chen für das Großprojekt gestellt. 
Seit Oktober 2023 ist er Abgeord-
neter für den Stimmkreis Mün-
chen-Land-Nord im Bayerischen 
Landtag – und war auch in die-
ser Funktion mindestens 30-mal 

auf der Landesgartenschau zu 
Gast. „Ich hatte viele Abgeord-
netenkollegen aus anderen Re-
gierungsbezirken hier zu Gast 
und habe gemerkt, dass sie un-
ser Konzept überzeugt hat. Denn 
eine Landesgartenschau sichert 
Lebensqualität für Generationen, 
und darum muss es uns allen ge-
hen.“

Gerhard Zäh, Vorsitzender der 
Bayerischen Landesgartenschau 
GmbH dankte allen Mitwirken-
den für eine „rundum gelunge-
ne Landesgartenschau“, für die 
er auch selbst außerordentlich 
viele positive Rückmeldungen er-
halten habe. „Der Mehrwert für 
die Gemeinde Kirchheim ist jetzt 
schon spürbar, und wird von lan-
ger Dauer sein.“ Das Team der 
Bayerischen Landesgartenschau 
GmbH, dem Gerhard Zäh vor-
steht, ist auch bereits in Furth 
im Wald beschäftigt, wo im kom-
menden Jahr vom 22. Mai bis 5. 
Oktober die 38. Bayerische Lan-
desgartenschau stattfinden wird.  

Berühmter Gast

Nach gutem Brauch war eine 
Abordnung der Nachfolge-Gar-
tenschau in Furth deshalb zum 
Abschlusstag nach Kirchheim ge-
kommen; um das Programm mit-
zugestalten, und um die offiziel-
le Landesgartenschau-Fahne von 
Kirchheim mit in den Bayerischen 
Wald zu nehmen. Zur großen 
Freude der Besucherinnen und 
Besucher war das Landesgarten-
schau-Team aus Furth mit dem 
berühmten Drachen „Tradinno“ 
angereist – dem größten vierbei-
nigen Schreitroboter der Welt – 
und vielen bekannt vom legen-
dären Further Drachenstich.  

Furth im Walds Erster Bürger-
meister Sandro Bauer beglück-
wünschte die Kirchheimer zu ih-
rer Landesgartenschau: „Ich war 
selbst einige Male als Besucher 
hier bei euch und habe jedes 
Mal eine gelöste und glückliche 
Stimmung im Ortspark erlebt. 
Ich wünsche euch Kirchheimern, 
Heimstettenern und Hausenern, 
dass ihr von diesem Spirit noch 
lange profitiert.“  

Auf immer und ewig

Ein besonderer Höhepunkt 
war darüber hinaus die Hoch-
zeitszeremonie der beiden Lan-
desgartenschau-Maskottchen 
Stetti und Kirk. Die beiden sym-
pathischen Enten, die symbolisch 
für die Gemeindeteile Heimstet-
ten und Kirchheim stehen, ha-

Tradinno, der Further Drache, holt sich die Landesgartenschau 2025 persönlich ab: V.l. Sandro Bauer, 
Erster Bürgermeister der Stadt Furth im Wald, Stephan Keck, Erster Bürgermeister Gemeinde Kirch-
heim, Maximilian Böltl, MdL und Altbürgermeister Kirchheim und Gerhard Zäh, Vorsitzender der Baye-
rischen Landesgartenschau GmbH.  Bild: Franz Josef Seidl

ben durch ihren unterhaltsamen 
Bund der Ehe und abschließen-
dem „Schnabeln“, die Themen-
wochen vom „Zusammen.Fin-

den.“ bis zum „Zusammen.Blei-
ben.“ der Landesgartenschau 
Kirchheim besiegelt. Mit dem 
Ortspark als verbindende grüne 

Achse bleibt auch sein Maskott-
chenpaar und wird die Gemeinde 
Kirchheim bei zukünftigen Veran-
staltungen unterstützen. r

Lindner-Werksausstellung: 

Neue Modelle und Top-Vorführer
Von 17. bis 19. Oktober zeigt Lindner in Kundl stufenlose Neuheiten 
wie den Lintrac 70 LDrive und den Unitrac 122 LDrive Pro. Premiere 
feiert der Lintrac 65 LS, das Einsteigermodell mit Schaltgetriebe. Ein 
weiteres Highlight sind die aktuellen Top-Vorführer mit zusätzlichen 
Preishammer-Angeboten.

Bei der Lindner-Werksausstel-
lung können sich Besucherinnen 
und Besucher aus erster Hand 
über den Lintrac 70 LDrive in-
formieren und den Traktor auch 
gleich Probe fahren. Das stufen-
lose Einsteigermodell der Lin-
trac-Serie ist so kompakt wie der 
Lintrac 75 LS und so komfortabel 
wie der Lintrac 80. Großen Stel-
lenwert hat Lindner auf die sehr 
einfache Bedienung gelegt. Mit 
dem LDrive-Drehregler lässt sich 
der Lintrac 70 z.B. stufenlos be-
schleunigen oder abbremsen.

Profi-Transporter  
mit noch mehr Power

Ein weiteres Highlight ist der 
Unitrac 122 LDrive Pro. Dank Po-
wermanagement kann er zwi-
schen 90 und 100 KW wechseln, 
was ihn ideal für schwere Trans-
portarbeiten oder Einsätze mit 
der Zapfwelle macht. Damit ist 
der Transporter für Einsatzprofis 
maßgeschneidert, die noch mehr 
Leistung brauchen bzw. längere 
Einsätze fahren.

Mit dem Lintrac 65 LS erweitert 
Lindner jetzt auch sein Angebot 
bei den geschalteten Traktoren. 
Der Neue aus Kundl spielt seine 
Stärken als Allroundtraktor in der 
alpinen Berg- und Grünlandwirt-
schaft aus, leistet 76 PS und ist 
besonders kompakt. Durch sei-
ne Wendigkeit punktet er neben 
Grünlandarbeiten auch bei der 

Waldarbeit und im Winterdienst.
Lindner läutet den Herbst mit 

einer attraktiven Aktion ein und 
hat die rumpfgeführte Front- 
hydraulik bei allen Neubestellun-
gen kostenlos im Programm. Zu-
sätzlich gibt es zu jedem neuen 
Lintrac oder Unitrac einen Gut-
schein in Höhe von 250 Euro.  
Weitere Informationen zur Akti-
on, Öffnungszeiten und Vorfüh-
rungen sind zu finden unter htt-
ps://www.lindner-traktoren.at/
de-at/lindner/news/2024-werk-
sausstellung-herbst-ankuendi-
gung r

Neue Modelle und Top-Vorführer stehen auf der Lindner-Werks- 
ausstellung von 17. bis 19. Oktober im Mittelpunkt. Bild: Lindner

https://www.tvbayernlive.de/
https://www.lindner-traktoren.at/de-at/lindner/news/2024-werksausstellung-herbst-ankuendigung
https://www.lindner-traktoren.at/de-at/lindner/news/2024-werksausstellung-herbst-ankuendigung
https://www.lindner-traktoren.at/de-at/lindner/news/2024-werksausstellung-herbst-ankuendigung
https://www.lindner-traktoren.at/de-at/lindner/news/2024-werksausstellung-herbst-ankuendigung
https://www.lindner-traktoren.at/de-at/lindner/news/2024-werksausstellung-herbst-ankuendigung
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Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: verkauf@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Überzeugt Unternehmer, Entscheider
und Fahrer zugleich: der Unimog.
Kompakt, kraftvoll, robust: die Kommunalprofis von 
Mercedes-Benz. Städten und Gemeinden gehen die 
Aufgaben nie aus. Die Budgets dagegen werden immer 
knapper. Deshalb verlangen sie nach wirtschaftlichen 
und vielseitigen Lösungen.

Der Unimog macht Ihnen die Entscheidung leicht: egal 
ob besonders kompakt (U 216 / U 218 / U 219), 
besonders kraftvoll (U 318 bis U 530) oder besonders 
robust und geländegängig (U 4023 / U 5023).

150 Jahre FFW Marktschellenberg 
Neuer Unimog mit Lentner-Aufbau in Betrieb genommen

Zum 150-jährigen Bestehen der Freiwilligen Feuerwehr Markt-
schellenberg wurde, nach eingehender Beratung durch Henne 
Nutzfahrzeuge in Heimstetten, eine ganz besondere Anschaffung 
in den Fuhrpark aufgenommen: ein Unimog U 327 mit Lent-
ner-Aufbau. Das neue Tanklöschfahrzeug (TLF 2000) ersetzt ein 
35 Jahre altes Einsatzfahrzeug und soll die Feuerwehr in ihrer täg-
lichen Arbeit deutlich unterstützen. In der gebirgigen Region der 
Nordalpen ist ein geländegängiges Fahrzeug wie der Unimog drin-
gend erforderlich, um die schwierigen topografischen Bedingun-
gen zu bewältigen.

Der Unimog U 327 gilt als per-
fektes Feuerwehrfahrzeug für 
anspruchsvolles Gelände und 
kann flexibel als Tanklöschfahr-
zeug oder Geräteträger einge-
setzt werden. Für die Feuerwehr 
Marktschellenberg, die häufig in 
unwegsamen Terrain im Einsatz 
ist, bedeutet diese Anschaffung 
einen wichtigen Schritt in Rich-
tung mehr Sicherheit und Effek-
tivität bei zukünftigen Einsätzen.

Waldbrandschutz

Ein besonderes Augenmerk 
liegt auf dem Waldbrandschutz. 
Da das Einsatzgebiet der Feuer-
wehr Marktschellenberg stark 

bewaldet ist, spielt der Unimog 
eine entscheidende Rolle bei der 
Bekämpfung von Waldbränden. 
In den letzten Jahren hat die An-
zahl der Waldbrände in der Regi-
on zugenommen.

Fördermittel  
erleichtern die Anschaffung

Das neue TLF 2000 ist mit ei-
nem Sprühbalken ausgestattet, 
der sowohl das Fahrzeug als auch 
die Mannschaft bei Brandeinsät-
zen schützt. Durch die Möglich-
keit, das Feuer frühzeitig einzu-
dämmen, kann der Unimog auch 
bei schwierigsten Bedingungen 
effektiv arbeiten.

Die Beschaffung des neuen 
Einsatzfahrzeugs wurde durch 
Fördermittel des Freistaats Bay-
ern und eine finanzielle Unter-
stützung des Landkreises Berch-
tesgadener Land ermöglicht. Der 
Landkreis übernahm dabei die 
Hälfte der verbleibenden Kos-
ten, was die Anschaffung für die 
Gemeinde wirtschaftlich tragbar 
machte. 

Technische Daten des  
neuen Tanklöschfahrzeugs

Der Unimog U 327 bringt be-
eindruckende technische Spezifi-
kationen mit:
• Radstand: 3.150 mm
• Bodenfreiheit: 383 mm
• Zulässiges Gesamtgewicht: Bis 

zu 14 Tonnen
• Motorleistung: 272 PS (OM936 

Motor)
• Antrieb: Allrad mit Differential-

sperren
Dank seiner flexiblen Einsatz-

möglichkeiten und der hohen 
Nutzlast ist der Unimog perfekt 
für Arbeiten in anspruchsvol-
lem Gelände geeignet. Zusätz-
lich sorgt die ergonomische Ka-
bine dafür, dass die Feuerwehr-
kräfte auch bei langen Einsätzen 
komfortabel und sicher arbeiten 
können.

Zukunftssicher aufgestellt

Mit dieser Investition in mo-
derne Ausrüstung ist die Freiwilli-
ge Feuerwehr Marktschellenberg 
bestens für die Zukunft gerüstet. 
Das neue Fahrzeug steht symbo-
lisch für den Fortschritt und die 
Einsatzbereitschaft der Feuer-
wehr, die auch nach 150 Jahren 
noch eine unverzichtbare Säule 
des Katastrophenschutzes in der 
Region darstellt.  r

Der neue im Team: Die Freiwillige Feuerwehr Marktschellenberg vor 
ihrem Unimog U 327. Bild: Henne

Henne Nutzfahrzeuge auf der GaLaBau 2024:

Innovationen für Kommunen  
und den Landschaftsbau

Die GaLaBau 2024 konnte sich erneut als ein herausragendes Er-
eignis in der Welt des Garten- und Landschaftsbaus sowie der 
Kommunaltechnik beweisen. Über 66.000 Besucher aus 80 Län-
dern strömten nach Nürnberg, um sich über die neuesten Ent-
wicklungen und Innovationen der Branche zu informieren. Auch 
Henne Nutzfahrzeuge ergriff diese Gelegenheit, um innovative 
Lösungen und Technologien für die professionelle Straßenunter-
haltung und kommunale Dienstleistungen vorzustellen. Mit der 
Unterstützung der Partner aus der Kommunal- und Baumaschi-
nentechnik wurde nahezu die gesamte Produktpalette des Unter-
nehmens gezeigt und ein umfassender Einblick in aktuelle und zu-
künftige Technologien gewährt.

Vom Winterdienst bis zur 
Grünflächenpflege

Im Mittelpunkt der Präsentati-
on stand der Unimog, das vielseiti-
ge Arbeitstier für Kommunen und 
Unternehmen. Gemeinsam mit 
Mercedes-Benz Special Trucks, 
Bucher Municipal und MULAG 
wurden diverse Unimog-Modelle 
gezeigt, begleitet von passenden 
Anbaugeräten – ideal für den Ein-
satz im Winterdienst oder in der 
Grünflächenpflege. Hervorzuhe-
ben ist das neue Bedienkonzept 
UNI-TOUCH®. Es vereinfacht die 
Steuerung der Geräte und macht 
den Unimog zur idealen Wahl für 
Unternehmen und Kommunen, 
die das ganze Jahr über auf zuver-
lässige Technik angewiesen sind.

Leistungsstark

Zusätzlich konnten Besucher 
den Unimog U 327, der speziell 
für den Winterdienst entwickelt 

wurde, und den Unimog U 535 
bestaunen. Mit beeindrucken-
den 354 PS und der modernen Eu-
ro VIe-Norm ist dieser Unimog ei-
ne leistungsstarke und umwelt-
freundliche Lösung für die Pflege 
von Straßenbegleitgrün.

Gezeigt wurden auch Produk-

te von JCB: Von Baggern über 
Rad- und Teleskoplader bis hin 
zu vollelektrischen Maschi-
nen der E-TECH-Produktreihe 
war alles vertreten. Ein beson-
deres Highlight war der Hydra-
dig, ein 10,5-Tonnen-Mobilbag-
ger, der durch seine hervorra-
gende Sicht, Stabilität und Ma-
növrierfähigkeit besticht. Dank 
seines niedrigen Schwerpunkts 
und des 109 PS starken Motors 
bietet der Hydradig maximale 
Sicherheit und ist ideal für Ar-
beiten auf beengten Baustel-
len. Begutachtet werden konnte 
auch der Minibagger 26C-1 und 
der Teleskoplader 514-40, die 
sich für Einsätze an besonders 
schwierigen und engen Arbeits-
orten eigenen.  r

Großer Andrang auf der Galabau 2024.  Bild: Henne

Immaterielles Kulturerbe:

Mittel- und Niederwälder  
sind ein Hotspot der Biodiversität

Fachtagung informierte über wertvolle historische Waldbewirtschaftungsform

Im September trafen sich auf Einladung des Biodiversitätszentrums 
Rhön (BioZ) im Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) und der 
Bayerischen Landesanstalt für Wald und Fortwirtschaft (LWF) im 
fränkischen Bad Windsheim über 100 Interessierte aus Praxis, For-
schung und Verwaltung zur Fachtagung „Mittel- und Niederwälder 
gemeinsam erhalten“. Diese besonderen Waldformen verbinden ei-
ne jahrhundertealte Tradition der Holznutzung mit dem Erhalt ei-
nes wertvollen kulturellen Erbes und gelten zugleich als Hotspots 
der Biodiversität. Die Teilnehmenden tauschten sich über den ak-
tuellen Wissensstand in Deutschland aus. Zahlreiche Vorträge be-
leuchteten die historische Bedeutung der Mittel- und Niederwälder, 
ihre Rolle als Rohstoffquelle, ihre Bedeutung für den Artenschutz 
sowie ihre Anpassungsfähigkeit an den Klimawandel. Praktische 
Einblicke boten Exkursionen in die umliegenden Wälder.

Mittel- und Niederwälder sind 
lebendige Relikte vergangener 
Zeiten. Um 1800 machten sie 
etwa zwei Drittel der Waldflä-
chen in Deutschland aus, heute 
liegt ihr Anteil bei weniger als ei-
nem Prozent. Bayern, insbeson-
dere Franken, beheimatet mit 
etwa 5.300 Hektar den Großteil 
der noch aktiv bewirtschafteten 
Flächen. In Projekten wie „Lich-
te Wälder in Franken“ engagie-
ren sich das BioZ Rhön und die 
LWF dafür, diese historische Be-
wirtschaftungsform für die Zu-
kunft zu bewahren. 

Naturschutz gelingt  
nur gemeinsam

Dr. Richard Fackler, Vizepräsi-
dent des LfU, betonte: „Natur-
schutz gelingt nur gemeinsam. 
Unsere Waldbesitzerinnen und 
Waldbesitzer sind unverzichtba-
re Partner im Waldnaturschutz. 
Mit dem Vertragsnaturschutz-
programm Wald werden frei-
willige Leistungen honoriert, die 
dem Natur- und Artenschutz in 
privaten Wäldern zugutekom-
men.“ Dr. Peter Pröbstle, Präsi-
dent der LWF, hob hervor, dass 
Mittelwälder ein Paradebeispiel 

für eine gezielte Bewirtschaf-
tung sind, die artenreiche Wald-
lebensräume schafft und er-
hält. „Die Waldbesitzer, die die-
se pflegeintensive Bewirtschaf-
tungsform betreiben, verdienen 
besonderen Respekt. Sie si-
chern nicht nur die Rohstoffver-
sorgung und bewahren ein Kul-
turgut, sondern schaffen auch 
Lebensräume für künftige Gene-
rationen.“

Immaterielles Kulturerbe  
im Steigerwald

Die Bewirtschaftung von Mit-
tel- und Niederwäldern folgt 
einem speziellen Muster: Der 
Wald wird in Parzellen unter-
teilt, und in regelmäßigen Ab-
ständen wird auf einer Parzel-
le das Holz eingeschlagen, das 
sogenannte „Auf den Stock set-
zen“. Dabei bleiben die Baum-
stümpfe stehen, aus denen neu-
es Holz austreibt. Im Mittelwald 
hingegen werden einige Bäume 
erst nach mehreren Jahrzehn-
ten als Stammholz genutzt. Die-
se Bewirtschaftung erfolgt oft 
nach historischen Regelwerken, 
weshalb die Mittel- und Nieder-
wälder des Steigerwalds und an-

grenzender Regionen in das Bun-
desverzeichnis des immateriel-
len Kulturerbes aufgenommen 
wurden.

Artenreichste Lebensräume 
Bayerns

„Diese Form der Bewirtschaf-
tung ist kein Kahlschlag“, beton-
te Dr. Sebastian Vogel vom BioZ 
Rhön. Vielmehr entsteht durch 
die spezielle Pflege ein Mosa-
ik aus unterschiedlich dicht be-
wachsenen Flächen, das beson-
ders licht- und wärmeliebenden 
Arten wie dem seltenen Maivo-
gel und dem Hirschkäfer zugu-
tekommt. „In diesen Wäldern 
gibt es viele bedrohte Arten, 
die anderswo kaum noch vor-
kommen“, erklärte Vogel. „Mit-
tel- und Niederwälder gehören 
zu den artenreichsten Lebens-
räumen Bayerns und können nur 
durch eine aktive Bewirtschaf-
tung erhalten werden.“

Intensiver Austausch  
in den Exkursionen

Während der Exkursionen 
tauschten sich die Teilnehmenden 
intensiv darüber aus, wie diese 
wertvollen Wälder für die Zukunft 
bewahrt werden können. Themen 
wie die Auswahl geeigneter Bau-
marten für den Klimawandel, un-
terschiedliche Rechtsformen und 
Förderprogramme in den Bundes-
ländern standen dabei im Fokus – 
der Austausch soll auch in Zukunft 
fortgesetzt werden. 

Weitere Informationen:

https://www.lfu.bayern.de/
natur/bdz_rhoen/waelder_fran-
ken/index.htm  r

https://special.mercedes-benz-trucks.com/de/unimog/kommunal.html?utm_source=print&utm_medium=link&utm_content=unimog-kommunal
https://www.lfu.bayern.de/natur/bdz_rhoen/waelder_franken/index.htm
https://www.lfu.bayern.de/natur/bdz_rhoen/waelder_franken/index.htm
https://www.lfu.bayern.de/natur/bdz_rhoen/waelder_franken/index.htm
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Die Gemeinde Aidhausen ist 
mit 1.850 großartigen Einwoh-
nern ausgestattet.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich wurde nach 6-jähriger Tä-
tigkeit im Gemeinderat im Jahr 
2002 bei den Kommunalwah-
len erstmals zum Bürgermeister 
gewählt und übte das Amt klas-
sisch bis 2014 ehrenamtlich (ne-
ben meinem Dienst bei der Bun-
deswehr) aus und handle seit 
2015 als ehrenamtlicher Bürger-
meister in Vollzeit.

tet wurde, politisch wie auch 
kommunal voranzubringen.
Welche Themen beschäfti-
gen Sie momentan? 

Seit 2017 setzen wir verstärkt 
auf Dorferneuerungsprogram-
me, städtebauliche Sanierungs-
gebiete und ein aktives Leer-
standsmanagement, ergänzt 
durch die soziale Dorferneue-
rung. Dafür haben wir ein eige-
nes Seminar in Klosterlangheim 
(Schule für Dorfentwicklung) 
vorbereitet und mit den Bürge- 
rinnen und Bürgern durchge-
führt. Seither gab es zahlreiche 
Workshops, und weitere stehen 
noch bevor. Ästhetische Gebäu-

Dieter Möhring 
Erster Bürgermeister 

der Gemeinde Aidhausen 

Welchem Beruf sind Sie vor Amtsantritt nach-
gegangen bzw. üben Sie diesen nach wie vor 
aus?

In den ersten zwölf Jahren diente ich neben 
meiner Gemeinde meinem Dienstherrn der Bun-
deswehr als Berufssoldat. Seit 2015 habe ich den 
Dienst niedergelegt und bin, neben der Mitwir-
kung in vielen anderen politischen Ämtern, im 
wahrsten Sinne des Wortes Voll(blut)zeit-Bürger-
meister.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Aufgrund meiner Tätigkeit in vielen Vereinen 
und Organisationen bin ich immer mehr zu der 
Erkenntnis bzw. Überzeugung gelangt, dass man 
seine Heimat nicht mit imposanten „schlauen“ 
Reden zukunftsträchtig entwickeln kann, son-
dern sich eben persönlich dafür einsetzen und 
dementsprechend handeln muss.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Die Mitwirkung sechs Jahre lang im Gemein-
derat war intensiv und aufschlussreich, wobei ich 
auch in dieser Zeit aufgrund meiner Teilnahme 
an vielen Seminaren enorm dazu gelernt habe, 
was für meine Tätigkeit als Bürgermeister wert-
voll und hilfreich war.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Eine fähige Gemeinde, die bis dato nur verwal-

de und ansprechende Dorfplätze tragen sicher-
lich zu einer attraktiven Gemeinde bei, doch oh-
ne eine gleichzeitige Entwicklung hin zu einer so-
zialen und wertbeständigen Gemeinschaft sind 
selbst die schönsten Bauten wenig nachhaltig.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Auch wenn es die Bürger uns nicht immer 
leicht machen – gerade durch zunehmend ego-
istische und individuelle Verhaltensweisen – ist 
es dennoch entscheidend, den persönlichen Kon-
takt zu ihnen nicht zu verlieren und das gemein-
schaftliche Miteinander nicht in Frage zu stellen, 
sondern wieder ins Gleichgewicht zu bringen.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Durch Umfragen, Workshops und Bürgerver-
sammlungen.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Sie muss in erster Linie die tägliche Arbeit ver-
bessern, aber andererseits wird und kann sie 
den wertvollen bzw. persönlichen Bürgerkontakt 
nicht ersetzen.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Verlange von deinen Bürgern und Bürgerinnen 
nichts, was Du nicht selbst im Stande bist zu leis-
ten, oder von dem du selbst überzeugt bist.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Als ein Bürger/Bürgermeister, dem die individu-
ellen wie auch kommunalen Belange und Bedürf-
nisse seiner Mitbürger am wichtigsten waren und 
der seine Gemeinde weiter entwickelt hat. r
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Bayerischer Städtetag Oberpfalz:

Ruf nach angemessener  
Finanzausstattung

Kommunalfinanzen in der Schieflage: Wegen stark steigender Aus-
gaben hat sich die Bezirksversammlung Oberpfalz des Bayeri-
schen Städtetags mit Finanzforderungen an Bayern und den Bund 
gewandt. Nach Ansicht der beiden Bezirksvorsitzenden Gertrud 
Maltz-Schwarzfischer (OB Regensburg) und Toni Dutz (Bürgermeis-
ter Wiesau) seien die Einnahmen im Schnitt zwar noch stabil, die 
Aussichten aber düster.

Konkret wurden als aktuell 
größte Herausforderungen der 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbe-
treuung für Grundschulkinder ab 
dem Schuljahr 2026/2027, die Fi-
nanzierung des ÖPNV, Migration, 
Digitalisierung, Maßnahmen zur 
Klimaanpassung und zuvörderst 
die Finanzierung der kommuna-
len Krankenhäuser genannt. Mehr 
Geld aus dem kommunalen Finanz- 
ausgleich des Freistaats Bayern sei 
deshalb zwingend erforderlich.

Ambergs OB Michael Cerny 
schilderte die Lage der kommu-
nalen Krankenhäuser am Beispiel 
des städtischen Klinikums St. Ma-
rien. Durch die fehlende Refinan-
zierung im Gesundheitssystem 
durch den Bund in den vergange-
nen Jahren müsse im Amberger 
Haushalt für 2025 für die Klinik 
ein Defizit von 18 Millionen Eu-
ro getragen werden – allein sie-
ben Millionen entfielen davon für 
2024. Damit verdopple sich im 
kommenden Jahr die Verschul-
dung der kreisfreien Stadt.

Anspruch auf Finanzierung

Wie Bernd Buckenhofer, Ge-
schäftsführendes Vorstandsmit-
glied des Bayerischen Städte-
tags, erläuterte, „müssen Städte 
und Gemeinden gut aufgestellt 
sein, um ihre Aufgaben erfüllen 
zu können“. Die kommunale Ebe-
ne dürfe nicht als Ausfallbürge 
für die Erfüllung von staatlichen 
Aufgaben in Haftung kommen. 
Kommunen hätten einen An-
spruch auf eine aufgabengerech-

te Finanzierung. „Dazu gehört ein 
leistungsfähiger kommunaler Fi-
nanzausgleich. Das ist kein Gna-
denakt von Staatsregierung und 
Landtag, sondern die Basis, da-
mit Kommunen ihre Aufgaben im 
Staatsgefüge ordnungsgemäß er-
füllen können.“

„Fakt ist: Die Steuereinnahmen 
stagnieren, die Ausgaben steigen 
massiv.“ Dabei schlagen laut Bay-
erischem Städtetag vor allem hö-
here Personalausgaben (11 Pro-
zent), Sozialausgaben (15 Prozent) 
und Bauausgaben (11 Prozent), 
zu Buche. Bereits im Jahr 2023 
mussten die bayerischen Kom-
munen ein Defizit von 2,5 Milliar-
den Euro verzeichnen. Diese Ent-
wicklung hat sich verschärft, das 
Defizit liegt bei weiteren 5 Milliar-
den Euro im ersten Halbjahr 2024.

„Dies ist ein negativer Re-
kord und es ist keine Trendwen-
de erkennbar“, warnte Bucken-
hofer: „Die allgemeine Finan-
zausstattung der Kommunen 
muss auf die Tagesordnung.“ 
Nötig sei eine konsequen-
te Aufgaben- und Ausgaben-
kritik von Bund und Freistaat, 
zudem eine dauerhafte Stär-
kung des kommunalen Finanz- 
ausgleichs mit einer Anhebung 
der kommunalen Verbundquote 
im allgemeinen Steuerverbund 
von bisher 12,75 auf 15 Prozent.

Die allgemeine Finanzaus-
stattung der Kommunen müs-
se gesichert sein, damit die so-
ziale, schulische, gesundheitli-
che und technische Infrastruktur 
gewährleistet bleibt – in länd-

lichen Räumen ebenso wie in 
Städten und Ballungszentren, so 
der Geschäftsführer. Die Finanz-
probleme der Kommunen wür-
den bald für Bürgerschaft und 
regionale Wirtschaft zu spüren 
sein: „Fehlende Mittel bedeu-
ten, dass Städte und Gemeinden 
dringende Investitionen in Kitas 
und Schulen, in die Infrastruktur 
mit Straßen und Wegen, in die 
Energieversorgung oder den öf-
fentlichen Nahverkehr, strecken, 
schieben oder streichen müssen. 
Wenn Städte und Gemeinden 
keine Haushalte mehr aufstel-
len können, sind sie nicht mehr 
handlungsfähig, sie können die 
für den Zusammenhalt unserer 
Gesellschaft so wichtigen freiwil-
ligen Angebote für Bildung und 
Kultur, Sport und Vereinsleben 
nicht mehr im bisherigen Um-
fang unterstützen.“

Als massive Belastung erwie-
sen sich außerdem die Defizite 
der Krankenhäuser, die die Städte 
derzeit mit steigenden Beträgen 
ausgleichen müssten. Aus Bu-
ckenhofers Sicht ist es „eine dra-
matische Fehlentwicklung, wenn 
die regionale Gesundheitsversor-
gung aus städtischen Haushalten 
am Leben erhalten werden muss. 
Bund und Länder müssen schnell 
handeln, um die Herausforde-
rungen in der Krankenhausland-
schaft zu beheben.“  DK

Festhalle Schottenhamel  
unterstützt Aktion Zukunft+ 

Unternehmen gleicht Oktoberfest-Emissionen mit Zukunft+ Zertifikaten aus 

Das Oktoberfest, oder „die Wiesn“, wie sie in München ge-
nannt wird, zieht jährlich Millionen von Besucherinnen und 
Besuchern aus aller Welt an. Zu Recht, denn das Fest bietet ei-
ne Vielzahl von Attraktionen. Doch bei aller Freude darf der 
Klimaschutz nicht vergessen werden. Die Festhalle Schotten-
hamel GmbH & Co. OHG geht mit gutem Beispiel voran und 
unterstützt die Aktion Zukunft+ der Landkreise München und 
Ebersberg. 

Durch den Erwerb von Zu-
kunft+ Zertifikaten gleicht das 
Unternehmen die CO2-Emissio-
nen, die im Jahr 2023 durch den 
Betrieb ihrer Festhalle entstan-
den sind, aus. 

Im Rahmen des Festhallenbe-
triebs fielen im Jahr 2023 rund 
1.400 Tonnen CO2 an. Diese Emis-

sionen hat die Festhalle Schotten-
hamel über die Zertifikate der 
Aktion Zukunft+ der Landkrei-
se München und Ebersberg aus-
geglichen. Als symbolisches Zei-
chen überreichte Landrat Chris-
toph Göbel den Festwirten Chris-
tian, Michael F. und Konstantin 
Schottenhamel ein Holzschild. 

Das Schild wurde im Rahmen des 
Termins gut sichtbar für die Besu-
cher am Haupteingang des Fest-
zelts angebracht und kennzeich-
net die Festhalle Schottenhamel 
als Unterstützerin der Aktion Zu-
kunft+. 

1.400 Tonnen CO2  
ausgeglichen 

Die Gesamtemissionen der Fest-
halle wurden gemeinsam mit der 
Energieagentur Ebersberg-Mün-
chen, dem Projektpartner der Ak-
tion Zukunft+, ermittelt. Mit einer 
Spende von rund 28.500 Euro un-
terstützt die Festhalle Schotten-
hamel sowohl Projekte zur Be-
reitstellung effizienter Kochöfen 
in Ländern des Globalen Südens 
als auch ein Klimaschutzprojekt 
in der Region: Pro ausgegliche-
ner Tonne CO2 fließen neun Eu-
ro in das Projekt „Waldumbau im 
Ebersberger Forst – Herbstpflan-
zung 2024“, das durch die Einbrin-
gung standortheimischer Baum- 
arten labile Fichtenwälder in ge-
sunde zukunftsfähige Mischwäl-
der umbaut. 

Weitere Informationen zu die-
sem Projekt gibt es unter: htt-
ps://www.aktion-zukunft-plus.
de/baumpflanzung-im-ebersber-
ger-forst-1719930587. 

Vor dem Ausgleich steht die 
Reduktion der Emissionen 

Die Leitlinie der Aktion Zu-
kunft+ lautet: vermeiden – redu-
zieren – und erst dann kompen-
sieren. Unternehmen und Ins-
titutionen, die mittels Zukunft+ 
Zertifikaten ihre CO2-Emissionen 
ausgleichen möchten, müssen 

V.l.: Christian Schottenhamel, Karina Schäfer (Energieagentur 
Ebersberg München), Landrat Christoph Göbel, Konstantin Schotten-
hammel und Michael F. Schottenhamel bei der Übergabe des Holz-
schildes. Bild: Landratsamt München

sich bereits mit der Vermeidung 
und Reduktion ihrer Emissionen 
auseinandergesetzt und entspre-
chende Maßnahmen ergriffen ha-
ben. Auch die Festhalle Schotten-
hamel ist hier aktiv geworden und 
hat folgende Maßnahmen bereits 
umgesetzt oder geplant: 
• Erweiterung des veganen Spei-
senangebots 
• Umstellung auf LED-Beleuch-
tung in der gesamten Festhalle 

Weitere ressourcensparende 
Maßnahmen mit positiven Aus-
wirkungen auf die CO2-Bilanz, 
sind z. B.: 
• Größere Gebinde für einge-
kaufte Nahrungsmittel  
• Abschaffung von Einweg-Papp-
bechern in der Küche 
• Digitalisierung des Einstellungs-
prozesses, wodurch der postali-
sche Versand von Arbeitsunterla-
gen entfällt 
• Abschaffung von Einwegver-
packungen für Senf und Ketchup 
mittels nachfüllbarer Spender 
• Einführung einer Postmix-Anla-
ge für alkoholfreie Getränke, um 
Lieferemissionen zu reduzieren  

„Ich freue mich, dass sich mit 

dem Betrieb Schottenhamel ein 
weiteres renommiertes und be-
kanntes Unternehmen dazu ent-
schlossen hat, bei seinen Klima-
schutzbemühungen auf das Ange-
bot der Aktion Zukunft+ zurückzu-
greifen. Jeder Beitrag bringt den 
Klimaschutz weltweit, aber auch 
ganz konkret in unserer Region, 
vor Ort in den Landkreisen Mün-
chen und Ebersberg voran. Der Kli-
mawandel ist ein zentrales Thema 
unseres Daseins und wir alle sind 
dazu aufgerufen, mit unserem ei-
genen Handeln unseren Teil da-
zu beizutragen“, so Landrat Chris-
toph Göbel. 

Über die Aktion Zukunft+ 

Die Aktion Zukunft+ ist eine 
Initiative der Landkreise Mün-
chen und Ebersberg in Zusam-
menarbeit mit der Energieagen-
tur Ebersberg-München. Mit dem 
Erwerb von Zukunft+ Zertifikaten 
unterstützen Bürgerinnen und 
Bürger, Unternehmen, Organi-
sationen und Kommunen Klima-
schutzprojekte in der Region und 
weltweit.  r

CSU-Mittelfranken würdigt Marlene Mortler, die dieses Jahr nicht 
mehr zur Europawahl antrat: „Marlene Mortler ist eine ganz große 
politische Persönlichkeit, charmant und trotzdem ein Kraftwerk, 
wenn es ums Durchsetzen geht“. CSU-Parteivorsitzender Minister-
präsident Dr. Markus Söder bescheinigte ihr, dass sie auf jeder Ebe-
ne ihres Wirkens „nicht nur mitgelaufen, sondern stets eine wichtige 
Rolle gespielt hat“. Im Bild v.l Volker Bauer, MdL und Vorsitzender 
CSU-Kreisverband Roth, Ministerpräsident Dr. Markus Söder, Marle-
ne Mortler, Innenminister Joachim Herrmann, MdL und CSU-Bezirks-
vorsitzender Mittelfranken, und Norbert Dünkel, MdL und Vorsitzen-
der CSU-Kreisverband Nürnberger Land.  Bild und Text: pmw

mailto:info%40gemeindezeitung.de?subject=
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Dem Bürgermeister ist 
vor einiger Zeit ein äußerst  
attraktives Angebot seiner 
Versicherungsgesellschaft ins 
E-Mail-Postfach geflattert: Ei-
ne Katzenversicherung! Wahl-
weise als Krankenvollversiche-
rung oder als reine OP-Versi-
cherung. Der Bürgermeister 
hat natürlich als fürsorglicher 
Sachwalter meiner Existenz 
die Vollversicherung gewählt 
– einschließlich Vorsorgeleistungen wie Zahn- 
steinentfernen, Physiotherapie und alternativen 
Heilmethoden wie Homöopathie und Akkupunk-
tur. Nur eine Kur mit Abnehmspritzen, die ich ei-
gentlich auch gut gebrauchen könnte, ist nicht 
enthalten. Ich bin jetzt jedenfalls besser abgesi-
chert als so manch ein menschlicher Krankenver-
sicherter.

Auch sonst ist dem Bürgermeister wenig für 
mich zu teuer. Feinstes Futter, nett was zum Spie-

len, ein schöner Kletterbaum für innen bei Regen 
– alles da. Nur denkt er, ich könne meinen Flüs-
sigkeitshaushalt durch Wasser regeln, weshalb 
ich nicht den neusten Trinkschlabber bekomme. 
Was solls? Und seine Liebe zu mir ist echt, wes-
halb er mir das jetzt überall zu sehende neumo-
dische Katzengeschirr à la Hundeleine ebenso er-
spart, wie ein Regenmäntelchen. Ich geh aber eh 
nicht bei Regen raus.

Was ich nicht weiß ist, ob er eine Haftpflicht-
versicherung für mich abgeschlossen hat. 
Schließlich ist eine Katze nicht so gefährlich 
wie ein Hund (Biss in fremde Waden) oder Pfer-
de (nietet gerne Fußgänger und Radfahrer auf 
Waldwegen um). Insgesamt ist es aber gut mög-
lich, dass er wie die relative Mehrheit der Tier-
halter in Deutschland 40 bis 60 Euro im Mo-
nat für mich ausgibt. Das ist so ein Mittelwert. 
Insgesamt kommen die Deutschen auf statt-
liche 7,1 Milliarden Euro Ausgaben für Heim-
tierbedarf im Jahr 2023. Eine durchaus beacht-
liche, wirtschaftliche Bedeutung haben Hund 
und Katz, Kanarienvogel und Schildkröten also in  
diesem Land.

Anderswo halten sich die Leute auch gerne 
Tiere; haben aber neben den traditionellen Ar-
ten, die den Menschen seit Jahrtausenden be-

gleiten und ihren festen Platz 
im Heim und im Garten be-
haupten, auch andere Vorlie-
ben. Vor kurzem war zu lesen, 
dass in den vereinigten Staa-
ten mehr Tiger leben als in In-
dien. In Käfigen natürlich, aber 
keineswegs nur in Zoologischen 
Gärten, sondern auch bei so 
manchem Exzentriker hinter 
dem Bungalow.

Da sind wir doch in Deutsch-
land in Sachen Tierschutz und bürokratische De-
finition des Begriffes Heimtier den libertären 
Amis wieder mal voraus, wie uns das Landge-
richt Neustadt an der Weinstraße bewies, als es 
einem 70 Kilo schweren Zwergschwein rundher- 
aus die Eigenschaft als Haustier, das in einem 
Einfamiliensiedlungshausgarten gehalten wer-
den kann, absprach. Eine harte Entscheidung, 
wenn Sie mich fragen, denn was sind schon 70 
Kilo für ein Schwein? Und auch die Nachbarn 
hätten mehr zu leiden, wenn der Eigentümer 
seinen Lebenstraum als Freizeitbauer durch die 
Anschaffung eines neurotischen Gockels gelebt 
hätte.

Wie dem auch sei: Seit der Mensch in graues-
ter Vorzeit den Wolf zum Hund und die Falbkat-
ze zur Hauskatze domestizierte, gehören Hund 
und Katz einfach zum Menschsein dazu. Gut, 
die Funktion des Hundes hat sich vom scharfen 
Jagdbegleiter zum treuherzig schauenden Knud-
delchen gewandelt und auch wir Katzen lassen 
in aller Regel die Pfoten von Mäusen, die wir frü-
her auf den Bauernhöfen in den Vorratskam-
mern stellen mussten, weil wir Mitleid mit unse-
ren Ernährern haben, die sich vor dem Anblick 
von toten Mäusen und Vögeln ekeln, obwohl das 
Jagen nach den Biestern doch eigentlich der Auf-
trag der Natur an unsere Spezies wäre. Also bleib 
ich hinterm Ofen.

So ist denn der Umgang mit uns Heimtieren 
nicht nur ein Zeichen verfeinerter Sitten, sondern 
auch von Wohlstand, wenn man es sich erlauben 
kann, Tiere, die zu nichts nütze sind, einfach um 
ihrer selbst willen zu lieben und zu erhalten. Dass 
man damit im Ergebnis sich selbst etwas Gutes 
tut, wusste der fast auf den Tag vor 100 Jahren 
gestorbene französische Schriftsteller Anatole 
France in folgende Worte zu kleiden: „Solange 
man noch kein Tier geliebt hat, bleibt ein Teil der 
Seele unerweckt“.

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Alles für die Katz‘

Inklusionspreise  
des Bezirks Oberpfalz

Ein Gemeinschaftsprojekt der Martini-Schule Freystadt und der Re-
gens-Wagner-Schule Zell sowie das Amberger Unternehmen Lüde-
cke wurden jetzt mit dem Inklusionspreis des Bezirks Oberpfalz im 
Bereich „Schule und Musik/Theater“ bzw. „Arbeit und Soziales“ aus-
gezeichnet. Laut Bezirkstagspräsident Franz Löffler ist es mehr als ei-
ne gesetzliche Vorgabe, Menschen mit Beeinträchtigungen in das 
Wirtschafts-, Kultur- und das allgemeine gesellschaftliche Leben zu 
integrieren, es sei ein Wert an sich.

Gemeinsames Kochen und 
Werken verbindet und schafft 
Berührungsängste ab. Das bewei-
sen die Martini-Schule Freystadt 
und die Regens-Wagner-Schu-
le Zell. „Bei diesem Projekt wird 
nicht nur deutlich, dass Inklusion 
an Schulen vorbildlich umsetzbar 
ist, obwohl sie im Lehrplan nicht 
verpflichtend vorkommt. Son-
dern auch, dass Inklusion über 
Bezirksgrenzen hinweg gelingen 
kann“, stellte der Bezirkstagschef 
fest. Annette Holtmeier, Schullei-
terin der Regens Wagner Schule 
in Zell ergänzte: „Nicht nur Men-
schen mit Besonderheiten haben 
hier zusammengearbeitet. Auch 
wir Menschen aus Mittelfranken 
wurden inkludiert.“

Ängste abbauen  
und überwinden

Denn bei diesem „Glückspro-
jekt“, wie Christine Gottschalk, 
Schulleiterin der Martini-Schule, 
das Projekt „Kochen und Technik 
kennen keine Barrieren“ nennt, 

handelt es sich um ein Gemein-
schaftsprojekt, bei dem sich 
die jetzige Klasse 9M der Marti-
ni-Schule seit Januar 2023 regel-
mäßig mit gehörlosen Jugendli-
chen der Regens-Wagner-Schule 
Zell trifft.

„Wenn Menschen mit und oh-
ne Behinderung aufeinandertref-
fen, sind Berührungsängste keine 
Seltenheit. Deswegen finde ich 
es besonders lobenswert, dass 
mithilfe des Projekts eben diese 
Ängste abgebaut und überwun-
den werden“, erklärte Löffler.

„Wir brauchen Vorbilder im in-
klusiven Bereich“, betonte er bei 
der Preisverleihung an die Am-
berger Firma Lüdecke, die für ih-
re innovativen Kupplungssyste-
me bekannt ist. Bereits in den 
1970er Jahren habe das rund 200 
Mitarbeiter starke Unternehmen 
mit Lebenshilfevereinigungen zu-
sammengearbeitet und in de-
ren Räumen Tätigkeiten für Men-
schen mit Behinderungen umge-
setzt. Geschaffen worden sei ein 
Netzwerk an Kooperationspart-

nern der Behinderteneinrichtun-
gen in der Oberpfalz. Rund 800 
Menschen stünden in persönli-
chem Kontakt zur Firma.

Seit drei Jahren gibt es mit der 
Heilpädagogin Christine Birner 
auch eine Inklusionsbeauftragte 
bei Lüdecke, die unter anderem 
weitere Kooperationen, die Zu-
sammenarbeit mit dem Integra-
tionsfachdienst (IFD) sowie Besu-
che und Praktika von Menschen 
mit Behinderung betreut.

Vielfalt gibt es nicht nur in 
der Belegschaft des ausgezeich-
neten Unternehmens, sondern 
auch im Bereich der Nachhaltig-
keit. Aktuell stellt die Firma näm-
lich ihren eigenen Honig her. Mit 
dem Preisgeld soll dieser Bereich 
noch weiter ausgebaut werden: 
Ein Teil des Betrags soll für eine 
große Hochbeetanlage auf der 
Dachterrasse verwendet werden, 
um gemeinsam Kräuter und Ge-
müse für die Kantine anzubauen.

„Inklusion ist keine Werbekam-
pagne der Firma Lüdecke. Dahin-
ter steckt eine echte Bedeutung, 
ein echtes Engagement. Und das 
schon seit Jahrzehnten“, mach-
te Bezirksrat, Inklusionsreferent 
und Ambergs zweiter Bürger-
meister Martin Preuß deutlich. 
Für ihn stellt die Lüdecke GmbH 
ein echtes Leuchtturmprojekt in 
der Stadt Amberg und in der Re-
gion dar.  DK

Planungsregion Ingolstadt (Region 10):

Gemeinsam handeln  
in herausfordernden Zeiten

Enger Austausch beim Quartalsreffen der drei Landräte  
und von Oberbürgermeister Dr. Scharpf

Die drei Landräte der Region 10 – Alexander Anetsberger, Landkreis 
Eichstätt; Albert Gürtner, Landkreis Pfaffenhofen; Peter von der Grün, 
Landkreis Neuburg-Schrobenhausen – und der Ingolstädter Ober-
bürgermeister Dr. Christian Scharpf haben ihre jüngste, turnusmäßi-
ge Abstimmung genutzt, um über die aktuellen wirtschaftlichen He-
rausforderungen zu sprechen. Sinkende Gewerbesteuereinnahmen 
bei gleichzeitig stark steigenden Kosten für, unter anderem, Personal 
oder Baumaßnahmen stellen Kommunen und Landkreise gleicher-
maßen vor Herausforderungen. So ging es beim virtuellen Treffen, 
ausgerichtet vom Landkreis Eichstätt, um Themen wie abgestimmte 
Gebührenanpassungen, Optimierungsmöglichkeiten oder auch Ein-
sparpotenziale bei kommunalen Tochterunternehmen wie Kliniken, 
Stadtwerken oder der Müllbeseitigung.

Der Ingolstädter Oberbürger-
meister Dr. Christian Scharpf: „Die 
bewährte Zusammenarbeit in der 
Region in so unterschiedlichen Be-
reichen wie Gesundheitsversor-
gung, Busverkehr oder auch ge-
meinsame Schulbauten zeigt, wir 
handeln gemeinsam. Das hat auch 
das Treffen gezeigt. Die Zeiten 
sind nicht einfach, wir alle müssen 
schauen, wie wir mit weniger Geld 
und gestiegenen Kosten zurecht-
kommen. Mit den Landräten funk-
tioniert diese Zusammenarbeit gut, 
über Partei- und Landkreisgrenzen 
hinweg.“

Zukunftsfest aufstellen

Landrat Alexander Anetsberger, 
Landkreis Eichstätt: „Ich bin über-
zeugt, dass wir die vor uns liegen-
den Herausforderungen nur ge-
meinsam stemmen können. Am 
wichtigsten ist dabei die Umset-
zung einer gemeinsamen Medizin-
strategie, weil wir damit zwei wich-
tige Aufgaben auf einmal lösen 
können: Die Gesundheitsversor-

gung der Region 10 zukunftsfest zu 
machen und die enormen Betriebs-
defizite zu reduzieren, die unsere 
finanziellen Handlungsspielräume 
gefährlich einschränken.“

Landrat Albert Gürtner, Land-
kreis Pfaffenhofen: „Die Unsi-
cherheiten in der Wirtschaft wir-
ken sich auch auf die Steuerein-
nahmen aus. Sinkende Einnahmen 
und steigende Ausgaben für not-
wendige Investitionen in Gesund-
heitsversorgung, Schulen und Inf-
rastruktur werden eine große Her-
ausforderung für die kommunalen 
Haushalte.“

Landrat Peter von der Grün, 
Landkreis Neuburg-Schrobenhau-
sen: „Wir Kommunen müssen im-
mer mehr staatliche Aufgaben 
übernehmen, ohne dafür mit den 
notwendigen finanziellen und per-
sonellen Ressourcen ausgestat-
tet zu werden. Deshalb ist es aus-
drücklich zu begrüßen, wenn wir 
als Region 10 in vielen Bereichen 
eng zusammenarbeiten und im 
Schulterschluss gegenüber Bund 
und Land auftreten können.“ r

Landtagsabgeordneter Daniel Artmann im Kreise der glücklichen Vertreter der fünf frischgebackenen 
„GenussOrte 2024“ aus dem Landkreis Rosenheim. V.l.: Johann Obermeier, Kur- & Gästeinformation 
Bad Feilnbach; Max Singer, Erster Bürgermeister Bad Feilnbach; Herbert Reiter, Leiter der Tourist Info 
Aschau und Sachrang; Raphael Wagner, Leitung Kur und Tourismus Bad Feilnbach; Bettina Zaufall, 
Marketing Markt Prien am Chiemsee; Alois Holzmaier, Zweiter Bürgermeister Oberaudorf; Daniel Art-
mann, Landtagsabgeordneter; Martin Schöffel, MdL, Staatssekretär im Bayerischen Staatsministeri-
um der Finanzen und für Heimat; Simon Frank, Erster Bürgermeister Aschau; Mathias Knöckl, Touris-
mus-Förderverein Inntal e. V.; Daniel Mair, Erster Bürgermeister Frasdorf.  Bild: Giulia Iannicelli/StMELF

Hier ist Genuss zu Hause
Aschau, Bad Feilnbach, Frasdorf, Oberaudorf und Prien als bayerische „GenussOrte“ gekürt

Bayern ist nicht nur für seine Königsschlösser, für malerische 
Landschaften und kulturreiche Städte bekannt, sondern auch 
für seine kulinarischen Schätze. Überall im Freistaat gibt es lo-
kale Spezialitäten und handgemachte Köstlichkeiten. In Vertre-
tung von Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber hat Mar-
tin Schöffel, Staatssekretär im Bayerischen Staatsministerium der 
Finanzen und für Heimat, 44 bayerische Städte und Gemeinden 
als „GenussOrt 2024“ ausgezeichnet. Darunter mit Aschau, Bad 
Feilnbach, Frasdorf, Oberaudorf und Prien auch fünf Gemeinden 
aus dem Landkreis Rosenheim

Landtagsabgeordneter Dani-
el Artmann gratulierte den fünf 
Gemeinden zu dieser Auszeich-
nung: „Herzlichen Glückwunsch 
nach Aschau, Bad Feilnbach, 
Frasdorf, Oberaudorf und Prien. 
Bayern ist ein Genussland und 
der Landkreis Rosenheim ganz 
besonders. Diese fünf Gemein-
den stehen für Heimatliebe und 
einzigartigen oberbayerischen 
Genuss. Hier können Einheimi-
sche und Gäste den kulinari-
schen Reichtum des Alpenvor-
lands erleben und genießen.“

Besondere Orte gesucht

Eine fachkundig besetzte Jury 
mit Vertretern aus Landwirt-
schaft, Tourismus, Gastronomie 

und Verbraucherschutz wähl-
te die „GenussOrte“ aus. Dabei 
wurde insbesondere auf regio-
nale Spezialitäten, handwerkli-
che Herstellung und erlebbaren 
Genuss vor Ort – sei es durch 
Führungen, Direktvermarktung 
oder Gastronomie – geachtet. 
Gesucht wurden besondere Or-
te mit eigenständiger kulinari-
scher Tradition.

Gastronomische Bandbreite

Aschau i.Chiemgau und Sach-
rang, vertreten durch den Ers-
ten Bürgermeister Simon Frank 
und Tourismuschef Herbert Rei-
ter, kann sich nach 2018 be-
reits zum zweiten Mal mit der 
Auszeichnung als „GenussOrt“ 

schmücken. „Wir freuen uns, 
dass die langjährige Tradition in 
der Vermarktung regionaler Le-
bensmittel und die Vielzahl von 
speziellen Aschauer und Sach-
ranger Produkten und Köstlich-
keiten die Jury erneut über-
zeugt haben. Mit einer gastro-
nomischen Bandbreite von der 
Sterne-Residenz, den Traditi-
onsgasthäusern, über die Dorf-, 
Hof- und Bergbauernläden, Tra-
ditions-Metzgerei und Bäcke-
rei bis hin zur Almhütte ist und 
bleibt Aschau das Aushänge-
schild für erlebbaren Genuss im 
Priental“, so Frank und Reiter.

„Re-Zertifizierung“ geschafft

Auch Bad Feilnbach, Frasdorf 
und Prien haben die „Re-Zertifi-
zierung“ geschafft, auch sie sind 
bereits zum zweiten Mal „Ge-
nussOrt“. Bad Feilnbach punk-
tet mit seinen Streuobstwie-
sen, auf denen rd. 30.000 Obst-
bäume stehen. Es ist das einzige 
Obstanbaugebiet in Deutsch-
land mit rein ökologischem 
Obstanbau. Aus den Feilnba-
cher Früchten entstehen jedes 

Jahr Delikatessen wie Saft, Mar-
meladen, Essig oder Obstbrand. 
Mit 120 Brennereirechten ver-
fügt der Ort über die meisten 
in ganz Bayern. Frasdorf wurde 
für die Erträge aus seiner bäu-
erlichen Kulturlandschaft in Hö-
henlagen ausgezeichnet. Aus 
der Milch der Almbauern wird 
feinster Schaf-, Kuh- und Zie-
genkäse, aus den aromatischen 
Früchten der Streuobstwiesen 
edle Schnäpse und Liköre. Neu-
er „GenussOrt“ ist Oberaudorf. 
Im Luftkurort im Inntal wird tra-
ditionelle als auch moderne Ge-
nusskultur gepflegt. Neben Ge-
müse und Fleisch aus heimi-
scher Landwirtschaft, Brot und 
Gebäck aus einer Confiserie, 
Marmeladen und Eingemach-
tem aus eigener Produktion set-
zen innovative Manufakturen 
wie eine Brauerei und eine Kaf-
feeschule frische Akzente. Auch 
die Marktgemeinde Prien am 
Chiemsee ist 2024 wieder mit 
dabei. Die Gründe liegen auf 
der Hand: Als Tor zu den Chiem-
seeinseln, zum Schloss Herren-
chiemsee von Ludwig II. und 
natürlich aufgrund seiner viel-
fältigen Fischspezialitäten, die 
die Chiemseefischer tagesfrisch 
fangen und anbieten.

Premiumstrategie  
für Lebensmittel

Der Wettbewerb „GenussOr-
te Bayern“ ist Teil der Premi-
umstrategie für Lebensmittel 
des Bayerischen Staatsministe-
riums für Ernährung, Landwirt-
schaft, Forsten und Tourismus. 
Ziel ist, Produkten aus Bayern 
mehr Aufmerksamkeit zu ge-
ben und ein neues Bewusstsein 
für besondere, regionale Le-
bensmittel zu schaffen. Weite-
re Informationen gibt es unter: 
www.genuss-orte.bayern.  r

http://www.genussorte.bayern
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Vorschau auf GZ 20
In unserer Ausgabe Nr. 20/2024, die am 24. Oktober 2024 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Finanzthemen
• Wasser l Abwasser
• Kommunales Verkehrswesen l ÖPNV
• Energie: Erzeugung l Beschaffung l Speicherung
• Öffentliche Beleuchtung l Straßenbeleuchtung

Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de
Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg

Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale  
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Kommunalfinanzierung

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171 / 9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171 / 9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

Altersversorgung

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Glasfaser / Glasfaserausbau

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Kommunalfinanzierung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Länderfahnen

Gemeindefahnen

Maste

Bekleidung

uvm.

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2024

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

Ihr Systempartner für
multifunktionale
Wärmerückgewinnung

SEW® GmbH 
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg und Würzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt. 
Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle, The Charles 
Hotel, TUM Garching, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

Wärmerückgewinnung

Nachrüstbar im 
laufenden Betrieb

Montage vor Ort durch 
modulare Bauweise

Keim- und schadstoff- 
übertragungsfrei

Werkseigener 
Kundendienst

Systemverantwortung 
durch Gesamtplanung

Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Netzwerktreffen der „Engagierten Städte“: 

Bayern wird  
Länderpartner im  
Bundesprogramm

Mitte September lud die Geschäftsstelle des Bundesnetzwerks Bür-
gerschaftliches Engagement BBE alle „Engagierten Städte“ Deutsch-
lands zum Netzwerktreffen nach Würzburg ein. Thema war die Auf-
nahme Bayerns als Länderpartner in das Netzwerk „Engagierte 
Stadt“. Oberbürgermeister Christian Schuchardt und die parlamenta-
rische Staatssekretärin Ekin Deligöz begrüßten die Teilnehmer.

Die bayerische Staatsministerin 
für Familie, Arbeit und Soziales, 
Ulrike Scharf, zeigte sich per Vi-
deobotschaft beeindruckt: „Bay-
ern ist Ehrenamtsland. Im Freistaat 
engagieren sich 41 Prozent aller 
Bürgerinnen und Bürger über 14 
Jahre ehrenamtlich. Diese Zahl ist 
ein starkes Zeichen des Miteinan-
ders und keine Selbstverständlich-
keit. Mit der Unterzeichnung stär-
ken wir die Anerkennungskultur des 
Ehrenamts, fördern Zusammenar-
beit, Vernetzung und Austausch. 

Februar 2024 neu hinzugekommen 
ist Gröbenzell. Claudia Leitzmann 
vom Landesnetzwerk Bürger-
schaftliches Engagement Bayern 
e.V. freut sich über die Vernetzung: 
„Engagement, Zusammenarbeit, 
Netzwerke und Querverbindun-
gen werden immer wichtiger, um 
gesellschaftliche Herausforderun-
gen gemeinsam zu bewältigen. Ob 
die Ankunft einer großen Zahl ge-
flüchteter Menschen, Corona-Kri-
se oder Flutkatastrophen: Die Er-
fahrungen der letzten 20 Jahre 
haben gezeigt, dass solche Ereig-
nisse nur in Kooperation der un-
terschiedlichen Partner in Politik, 
Verwaltung und Zivilgesellschaft zu 
meistern sind. Deshalb freuen wir 
uns, dass Bayern nicht nur unsere 
Engagement-Netzwerke fördert, 
sondern mit einer Länderpartner-
schaft auch die Ziele der ‚Engagier-
ten Stadt‘ unterstützt.“

Das Netzwerk „Engagierte Stadt“  
bietet Austausch und viele 
Best-Practice-Lösungen für aktuel-
le Herausforderungen wie zum Bei-
spiel die Digitalisierung, neue En-
gagementformen oder den Um-
gang mit der Klimakrise. Dr. Frank 
Strathmann, Koordinator des Re-
gionalnetzwerkes Engagierte Städ-
te Bayern, hat viel vor: „Durch Tan-
dem-Partnerschaften, gegenseiti-
ge Delegationsbesuche, virtuelle 
Austauschformate und Fachtagun-
gen an verschiedenen Netzwerk-
knoten praktizieren wir bereits ei-
nen lebendigen Wissenstransfer in 
Bayern. Diesen planen wir noch mit 
weiteren Partnern auszubauen.“

Dr. Lilian Schwalb (BBE), Michael Holzwarth (ASB Regionalverband 
Würzburg-Schweinfurt e.V.), Dr. Hülya Düber (Sozialreferentin 
Stadt Würzburg), Oberbürgermeister Christian Schuchardt, Kristin 
Funk (Aktivbüro), Sebastian Kießig (Programmbüro BBE), Daniela 
van Wyk (BMFSFJ). Bild: Benjamin Brückner

Freiwilliges Engagement der Bür-
gerinnen und Bürger ist eine Berei-
cherung sowohl für das Gemeinwe-
sen vor Ort als auch für das gesam-
te Land. In engagierten Städten 
gestalten Akteure aus der Verwal-
tung, der Wirtschaft und der Zivil-
gesellschaft gemeinsam mit und 
für die Bürgerschaft Beteiligung, 
Ehrenamt und Engagement. Das 
stärkt die Gemeinschaft und ist ein 
wichtiger Beitrag für eine leben-
dige Demokratie. Die Länderpart-
nerschaft im Netzwerkprogramm 
„Engagierte Stadt“ ist ein weiterer 
Baustein des Landes zur nachhalti-
gen Förderung guter Bedingungen 
für Engagement vor Ort. 

Zusammenarbeit stärken

Im Sinne der Vernetzung und ko-
operativen Zusammenarbeit wur-
de die Landespartnerschaft ge-
meinsam erarbeitet mit Vertre-
terinnen und Vertretern der En-
gagierten Städte in Bayern, des 
Landesnetzwerkes Bürgerschaftli-
ches Engagement Bayern e.V. (LBE), 
der Landesarbeitsgemeinschaft der 
Freiwilligenagenturen lagfa bayern 
e.V. sowie des Landes Bayern. Ge-
meinsames Ziel ist es, zivilgesell-
schaftliche Akteure im Bereich des 
bürgerschaftlichen Engagements 
und die sektorenübergreifende Zu-
sammenarbeit zu stärken.

Engagierte Städte entstehen 
dort, wo sich überzeugte Men-
schen aus gemeinnützigen Organi-
sationen, der öffentlichen Verwal-
tung und Unternehmen gemein-

sam für das Engagement und Eh-
renamt vor Ort stark machen. Sie 
eint das Ziel, gemeinsam Lösungen 
für lokale und regionale Zukunfts-
fragen zu entwickeln und damit 
(positive) Veränderungen für ei-
ne lebenswertere Stadt und Regi-
on für alle anzustoßen. Dafür tau-
schen sie Expertise und Wissen 
aus, bündeln ihre Ressourcen und 
schaffen somit wirkungsvolle Ko-
operationen und gemeinschaftli-
che Aktionen. Würzburg ist stolz 
darauf, auch einer dieser Koopera-
tionspartner sein zu können.

2015 ist das Programm „Enga-
gierte Stadt“ an den Start gegan-
gen. Würzburg ist seit 2020 dem 
Netzwerk Engagierte Stadt beige-
treten und seit dem Mitglied. In-

zwischen profitieren über 100 En-
gagierte Städte mit einer Einwoh-
nerzahl von 10.000 bis 250.000 
vom Austausch erprobter Praxis-
lösungen und der Vielfalt lokaler 
Konzepte. Sie sind Teil eines Netz-
werks, das gelungene Praxis vor 
Ort sichtbar macht und mit star- 
ken Partnern bürgerschaftliches 
Engagement auf allen Ebenen 
stärkt. Das Programm wird durch 
ein Konsortium auf der Bundese-
bene getragen, dem das Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, die Bertels-
mann Stiftung, das Bundesnetz-
werk Bürgerschaftliches Engage-
ment, die Deutsche Stiftung für 
Engagement und Ehrenamt und 
die Körber-Stiftung angehören. r

Neue Ideen und Ansätze können so 
entwickelt werden. Ich freue mich, 
dass elf Kommunen in Bayern sich 
im Programm engagieren. Es ist ein 
wertvoller Schatz, wenn sich Bür-
gerinnen und Bürger aus unseren 
Städten und Gemeinden für ihre 
Mitmenschen einsetzen.“

In Bayern sind Holzkirchen, Kron-
ach, Neustadt an der Aisch seit 
2015, Neumarkt in der Oberpfalz, 
Puchheim, Würzburg seit 2020, 
Eichstätt seit 2021, Ingolstadt, Ro-
senheim seit 2022 dabei, und im 


